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1 Einleitung

1.1 Begriffsbestimmungen

Die vorliegende Arbeit analysiert die aktuelle Praxis der Standortwahl von Sport-

boothäfen im Küstenbereich Mecklenburg-Vorpommerns, deckt existente Defizite auf 

und entwickelt eine auf ausgewählten Kriterien beruhende, bisher nicht vorhandene 

Bewertungsmethode als Planungshilfe. Um die Leser verschiedenster Fachgebiete 

hinreichend in diese spezielle Problematik einführen zu können, sollen zunächst 

einige in diesem Zusammenhang stehende und als wesentlich erachtete Begriffe 

kurz erläutert werden. Hierzu gehören Standortwahl und Planung, Freizeit und 

Erholung, (Wassersport-) Tourismus und Sportboothafen sowie Methode und 

Kriterien.  

Als Planung wird nach SCHNEEWEIß (1991, 1f) die „gedankliche Vorwegnahme 

künftigen Handelns“ bezeichnet. Ein „systematisches Vorgehen zur Entwicklung von 

Handlungszielen und -abfolgen über einen längeren Zeitraum“ (ARL 2005, 765) 

definiert ebenso wie „ein Instrument gesellschaftlicher Problembearbeitung und 

Steuerung“ (a.a.O., 766) diesen Begriff. Im letzteren Verständnis steht die Planung 

auch oft in einem engen Kontext mit den Grundlagen und Methoden der Entschei-

dungstheorie1. Ein wesentlicher Begriff hier ist die Standortwahl. Dabei soll aus einer 

Vielzahl möglicher Standortalternativen mittels geeigneter Methoden der optimale 

Standort für ein Vorhaben ermittelt werden2. 

Generell ist Planung zukunftsorientiert und vollzieht sich nach bestimmten Regeln 

und Wertvorstellungen, die sich u. a. durch den jeweiligen Planungsgegenstand (z.B. 

querschnittsbezogene Ressourcenplanung, aufgabenbezogene Fachplanung) von-

einander unterscheiden. In der vorliegenden Arbeit steht der Begriff in einem engen 

Kontext mit der öffentlichen Aufgabe einer nachhaltigen Entwicklung3 des Raumes 

und ist daher der Raumordnung bzw. Landschaftsplanung zuzuordnen. Dabei wird 

Raumordnung als rahmensetzende, überörtliche und fachübergreifende Planung 

verstanden, deren Ziele mithilfe der Planwerke der Landschaftsplanung umgesetzt 

                                            
1 Weiterführende Literatur: vgl. u. a. BAMBERG/COENENBERG 2004, GRÜNING/KÜHN 2006, JACOBY/ 

KISTENMACHER 1998, LAUX 2005, Weber 1993 
2 Näheres hierzu siehe Kap. 4.1.2ff 
3 Begriff wird im Folgenden näher erläutert 
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werden sollen4. Zusammenfassend ausgedrückt, kann die räumliche Planung als die 

Gesamtheit der Maßnahmen definiert werden, die darauf abzielen, Leitbilder eines 

anzustrebenden, idealen Zustandes des Raumes zu entwickeln und Voraus-

setzungen für deren Verwirklichung zu finden (nach WOLF 1998, 43). 

Der Begriff nachhaltige Entwicklung („sustainable development“ oder Nachhaltigkeit) 

ist nicht nur für die Planung von unmittelbarer Bedeutung. Er wurde in den frühen 

1980er Jahren von der „Weltkommission für Umwelt und Entwicklung“ im Zusam-

menhang mit den Anfängen der Wachstumsdebatte und der Feststellung der existen-

ten Übernutzung von Ressourcen geprägt. Laut Brundtland-Report von 1987 (vgl. 

HAUFF 1987, NACHHALTIGKEIT 2007) ist hierunter zu verstehen, dass es zukünftigen 

Generationen unter den drei Aspekten Ökologie, Sozial-Kulturelles und Ökonomie 

nicht schlechter gehen soll, als der heute lebenden Bevölkerung. Ursprünglich 

stammt der Nachhaltigkeitsgedanke aus der Forstwirtschaft. Dort wurde bereits früh 

erkannt, dass man im Sinne einer umweltschonenden Wirtschaftsweise nur so viel 

Holz einschlagen sollte, wie auch wieder nachwachsen kann. Nachhaltigkeit 

bedeutet demnach, dass das Kapital der Natur nicht schneller aufgebraucht werden 

darf, als es sich wieder aufbauen kann. Heutiges Wirtschaften und Planen ist daher 

ohne eine Berücksichtigung des Nachhaltigkeitsgedankens kaum noch möglich. 

Daher spielt die gleichrangige Berücksichtigung der drei Nachhaltigkeitsaspekte auch 

in der vorliegenden Arbeit eine rahmensetzende Rolle.5  

Ein weiterer wesentlicher Begriff der Planung ist die Landschaft. Sie besitzt je nach 

Zusammenhang verschiedene Inhalte, wodurch es immer wieder zu Verständnis-

schwierigkeiten kommt (vgl. hierzu ARL 1995 und 2005, 597ff). Im Kontext der 

vorliegenden Arbeit stellt die Landschaft den wesentlichen Bezugsgegenstand der 

Landschaftsplanung dar. Landschaftsbilder werden bewusst in der Tourismus-

wirtschaft eingesetzt oder hierfür speziell geschaffen. Damit handelt es sich nach 

BENTHIEN (2001, 25) um eine Kulturlandschaft, die weitaus mehr als die räumliche 

Verteilung kultureller Einrichtungen ist und damit eher als „gewachsene Landschaft“ 

bezeichnet werden kann. Zudem ist sie zumindest in Mitteleuropa weitestgehend 

identisch mit dem Begriff Umwelt und kann daher als „konkrete, historisch 

                                            
4 Näheres zu Inhalt, Zielen und Aufgaben der Raumordnung und Landschaftsplanung siehe Kap. 2 
5 Weiterführende Literatur zur nachhaltigen Entwicklung: vgl. u. a. BINDER 1999, BLAZEJCZAK/EDLER 

2004, BÜCKMANN ET AL. 1999, BUSCH 2001, CARR-HILL 2002, CASCIO ET AL. 1996, DYBE/ROGALL 2000, 
HAUFF 1987, LAWATSCHEK 1998, RAUSCHMAYER 1999, ROGALL 2000, 2002 und 2004, ROTHGANG 
1997, SCHELSKE 2000, WOLF 1996 
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gewachsene Gestalt unserer Umwelt in unterschiedlicher räumlicher Ausprägung“ 

definiert werden (vgl. BENTHIEN 2001, 25). Im Hinblick auf eine erfolgreiche Touris-

muswirtschaft sieht BENTHIEN (2001, 32) die Kulturlandschaft auch als „das jeweils 

unverwechselbare Bild einer Region, das die Besucher nicht nur sehen, sondern 

auch erleben möchten“. Somit stellt diese i. d. R. die Basis jeglicher touristischen 

Entwicklung dar und kann nur durch eine bewusste Gestaltung der Landschaft für 

den Menschen erhalten werden (vgl. BENTHIEN ET AL. 1972, BENTHIEN 2001). 

„Räumliche Voraussetzungen für Erholung und Freizeitgestaltung sind die natürliche 

und gebaute Umwelt mit Erholungs- bzw. Freizeitwert, die das Rekreationspotential 

ausmachen, die rekreative (freizeitspezifische) Infrastruktur sowie die allgemeine 

technische und soziale Infrastruktur, welche gemeinsam die Rekreationskapazität 

bedingen oder begrenzen, die Erreichbarkeit der Erholungsgebiete oder Freizeit-

räume, in der sich zu überwindende Entfernung und aufzuwendende Zeit, Kosten 

und Mühe niederschlagen“ (BENTHIEN 1985, 95). Damit stellt die nachhaltige 

Entwicklung der Kulturlandschaft eine wesentliche planerische Aufgabe dar. 

 

Die Begriffe Freizeit, Erholung und Tourismus stehen oft in einem engen Kontext. 

Daher soll im Folgenden eine klare Differenzierung vorgenommen werden. 

Generell sind Freizeit und Erholung grundlegende soziale Forderungen, um die 

körperliche und seelische Leistungsfähigkeit zu erhalten. Erholung (oft auch als 

„Rekreation“ bezeichnet) stellt dabei ursprünglich den Prozess der Wiederherstellung 

der physischen und psychischen Leistungsfähigkeit dar, dem Belastungen (nicht nur 

während des Arbeitsprozesses) vorausgegangen sind. Im Zuge eines veränderten 

Freizeit- und Erholungsverhaltens (siehe Abschnitt Freizeit) ist aus dem Hauptmotiv 

Erholung ein mehrdimensionalen Motivbündel geworden, mit einer Mischung aus 

Sonne, Ruhe, Natur, Kontrast, Kultur, Kontakt, Komfort, Spaß, Freiheit und Aktivität 

(vgl. OPASCHOWSKI 2002, 91). Grundsätzlich werden zwei Arten von Erholung unter-

schieden: passiv (Schlaf) und aktiv (Freizeitaktivitäten, wie z.B. Wassersport). Somit 

stellt Erholung heute zugleich ein Bedürfnis als auch einen Wirtschaftszweig dar.6  

Als Freizeit wird im Allgemeinen jene Zeit bezeichnet, in der Individuen frei von 

jeglichen Verpflichtungen (beruflicher oder privater Art) sind und sich selbst verwirk-

lichen können (vgl. BIEGER 1990, 9; BAUD-BOVY/LAWSON 1998, 1). AGRICOLA (2001, 

                                            
6 Weiterführende Literatur: AGRICOLA 2001, BAUD-BOVY/LAWSON 1998, BENTHIEN 1997, OBENAUS 1999 
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80) sieht Freizeit hingegen vielmehr als „ein gesellschaftlich-kulturelles Gebilde von 

außerordentlicher Vielfalt, Vielschichtigkeit und Vernetzung. Sie ist nicht nur eine 

dem Einzelnen gegebene Möglichkeit, ist eine psychologische, soziologische, philo-

sophische, ökonomische, ökologische und pädagogische Größe sowie eine ethische, 

ideologische und sozialpolitische Forderung“. Dementsprechend vielfältig ist die 

Breite wissenschaftlicher Begriffsdefinitionen. Von wesentlicher Bedeutung hierbei 

ist, dass im historischen Verlauf bei den Ansprüchen an die Freizeit aufgrund von 

Arbeitszeitverkürzungen gravierende Veränderung stattgefunden haben (früher 

hauptsächlich passive Erholung und Regeneration, heute dagegen eher erlebnis-

orientiert; vgl. KREISEL 2007). Eine eindeutige Definition ist aus heutiger Sicht somit 

kaum noch möglich: „Freizeit ist das, was der einzelne für sich darunter versteht. […] 

Freizeit ist heute der Raum, in dem die Menschen Lebensstile sowie neue Ordnungs-

dimensionen für den Alltag entwickeln und sich selbst verwirklichen wollen“ 

(TOKARSKI 1996, 97f). Die individuellen und vielfältigen Möglichkeiten der Freizeit-

gestaltung haben sich zu einem wichtigen Teil der Lebensqualität entwickelt. So 

stellen Freizeitangebote u. a. ein wesentliches Kriterium bei der Auswahl von Wohn- 

und Urlaubsgebieten dar.7  

Werden innerhalb der Freizeit Urlaubsreisen unternommen, so gehören diese zum 

Tourismus (vgl. ARL 2005, 347). Die Begriffe Tourismus und Freizeit sind demnach 

eng miteinander verknüpft. Daneben wird Tourismus oft mit Erholung gleichgesetzt, 

was jedoch aufgrund der bereits erfolgten Definitionen nicht nachzuvollziehen ist. Sie 

können demnach zwar als überlappende, jedoch separate Bereiche angesehen 

werden (vgl. BAUD-BOVY/LAWSON 1998). Als tatsächliches Synonym für Tourismus gilt 

dagegen der Begriff Fremdenverkehr, beide umfassen den nationalen und inter-

nationalen Reiseverkehr (nach OPASCHOWSKI 2002, 21). Konkreter definiert, 

bezeichnet der Begriff Tourismus nach OPASCHOWSKI (2002, 21f) die Aktivitäten von 

Personen, die sich an Orten außerhalb ihrer gewohnten Umgebung und nicht länger 

als ein Jahr zu Freizeit-, Geschäfts- und anderen Zwecken aufhalten, wobei der 

Hauptreisezweck ein anderer als die Ausübung einer Tätigkeit ist, die vom besuchten 

Ort aus vergütet wird. Bei BIEGER (2005, 1ff) finden sich weitere Definitionen und 

Abgrenzungen des Begriffs Tourismus. Ausschlaggebend jedoch ist, dass der 

Tourismus heute nicht mehr nur als „Reisen und Urlaub“ definiert wird. Vielmehr stellt 

er die Gesamtheit der Beziehungen und Erscheinungen dar, die sich aus dem 
                                            
7 Weiterführende Literatur: AGRICOLA 2001, ARL 1995, 323ff sowie ROMEIß-STRACKE 1989 
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Reisen und dem Aufenthalt von Personen ergeben, für die der Aufenthaltsort weder 

hauptsächlicher noch dauernder Wohn- oder Arbeitsort ist (vgl. BIEGER 2005, 1).  

 

Der marine / maritime Tourismus ist ein Sammelbegriff für alle auf das Meer bezoge-

nen Tourismusformen (vgl. u. a. DECKERS 2004, DWIF ET AL. 2000, HINSCHING/STEIN-

GRUBE 2002). Eine spezielle Ausprägung hierbei ist der Wassersporttourismus 

(WST). Seine Abgrenzung zu anderen Tourismusbereichen bzw. seine Überschnei-

dung mit diesen erfolgt in Abb. 1. 

Abb. 1: Abgrenzung des WST zu 
anderen Tourismusbereichen 
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Quelle: nach REMER 2004, 85; verändert
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tourismus
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Quelle: nach REMER 2004, 85; verändert

Obwohl es sich beim Wassersporttourismus um eine sportliche Erholungsform mit 

langer Tradition handelt (vgl. ORAMS 1999), ist es wissenschaftlich bisher dennoch 

ein relativ unerforschtes Gebiet (vgl. FREYER 2002). Da keine allgemeingültige 

Begriffsdefinition bekannt ist, soll zum besseren Verständnis eine Definition des 

Wassersporttourismus in Anlehnung an Veröffentlichungen des Deutschen Wirt-

schaftswissenschaftlichen Instituts für Fremdenverkehr e.V. (vgl. u. a. BTE/DWIF 

2003, DWIF ET AL. 2000) erfolgen. Danach kann der in Tab. 1 (folgende Seite) 

gesondert gekennzeichnete Bereich dem Begriff Wassersporttourismus gleichgesetzt 

werden. Hierzu zählen alle privaten Reisen, die mit einem Sportboot der Erholung 

dienen und mit mindestens einer Übernachtung verbunden sind.  
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Tab. 1: Abgrenzung des Wassertourismus im engeren Sinne 

Mit WST 
verbundene 
Segmente 

WST im engeren 
Sinne Schifffahrt Wasserbezogener 

Tourismus 

- Maritime Groß-
veranstaltungen 

- Maritimer Indus-
trietourismus 

- Meeres-/Schiff-
fahrtsmuseen 

- Wasserwandern 
- Segeln, Motor-

bootfahren 
- Bootscharter 
- Surfen, Wasserski
- Tauchen, Angeln 
- Trendsport 

- Fahrgastschifffahrt 
- Flusskreuzschiff-

fahrt 
- Hochseekreuz-

schifffahrt 
- Fährschifffahrt 
- Traditionsschifffahrt 

- Strand-/Bade-
tourismus 

- Campingtourismus
- Strandsport 
- Tret-/Ruderboot-

verleih 
- Winterwassersport

Quelle: nach BTE/DWIF 2003, verändert 

Wichtigste infrastrukturelle Einrichtung des Wassersporttourismus stellen die Häfen 

dar. Dabei sind im Wesentlichen zwei Kategorien zu unterscheiden: Als Sportboot-

häfen werden Anlagen bezeichnet, bei denen außer Liegeplätzen (LP) zusätzlich 

Einrichtungen (wie z.B. Slipanlagen, Krane, Sanitäreinrichtungen etc.) vorhanden 

sind. Eine Marina besitzt dagegen eine umfangreichere Infrastruktur als Sportboot-

häfen, z.B. Restaurants, Übernachtungsmöglichkeiten, Geschäfte, Service- und 

Reparaturwerkstätten. Des Weiteren werden Marinas i. d. R. als kommerzielle 

Betriebe geführt und sind vorrangig für Dauerlieger konzipiert. Aus wirtschaftlichen 

Gründen haben Marinas selten unter 200, vielfach über 500 Liegeplätze. (vgl. u. a. 

HAASS 2003, STANDORTKONZEPT 1996) 

Die Begriffe Hafen, Yachthafen, Sportboothafen werden innerhalb der vorliegenden 

Arbeit synonym verwendet. 

 

Das letzte näher abzugrenzende Begriffspaar ist Methode und Kriterien. Als Methode 

wird laut DUDEN (1996, 490) das „wissenschaftlich planmäßige und folgerichtige 

Vorgehen“ bezeichnet. Der Begriff steht damit für die Art und Weise der Zieler-

reichung und wird innerhalb der vorliegenden Arbeit im Zusammenhang mit der Art 

und Weise der Bewertung von Standortkriterien verwendet.8 

Ein Kriterium ist ein „Unterscheidungsmerkmal“ (vgl. DUDEN 1996, 436). Im Kontext 

der vorliegenden Arbeit werden Merkmale, die für eine Standortwahl von Sport-

boothäfen die Eignung eines Standortes kennzeichnen als „Standort-“, „Ziel-“ oder 

„Bewertungskriterien“ bezeichnet.8 
                                            
8 Näheres hierzu (u. a. weitere Begriffsabgrenzungen) siehe Kap. 4.1.1 
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1.2 Darstellung der Untersuchungsproblematik 

Das Landschaftsbild von Mecklenburg-Vorpommern, welches mit aktuell 73 Einwoh-

nern je km² das am dünnsten besiedelte Bundesland im deutschlandweiten Vergleich 

ist (Durchschnitt in Deutschland: 231 Einwohner je km²), wird vor allem durch 

weitflächige Waldgebiete (bedecken etwa 20% des Landes) sowie den Gewässern 

(ca. 5,7% der Landesfläche) und der 1.945 km langen Ostseeküste geprägt, die sich 

in 377 km Außenküste und 1.568 km Bodden- und Haffküste untergliedert (Daten: 

STATISTIK M-V). Die charakteristischen Naturräume, wie z. B. der flachwellige Meck-

lenburger Höhenrücken, die Mecklenburger Seenplatte sowie die Heidelandschaften 

im Osten und Westen des Landes sind durch die eiszeitliche Prägung entstanden. 

Aufgrund der vorhanden weitflächigen, ökologisch sensiblen Landschaften besitzt 

der Naturschutz mit insgesamt drei Nationalparken, sieben Naturparken, zwei 

Biosphärenreservaten, vier Feuchtgebieten und vielen weiteren Naturschutzgebieten 

im Bundesland einen hohen Stellenwert (vgl. STATISTIK M-V). 

Die bevölkerungsgeographische Situation im Land hat sich seit dem Zusammen-

bruch der DDR gravierend verändert. In den Jahren 1990 bis 1992 fanden starke 

Abwanderungen statt, die noch heute die demographische Lage des Landes 

bestimmen und langfristig gesehen, von raumwirksamer Bedeutung sind (vgl. Tab. 2 

sowie BAUMHEIER 1993, HILBIG 1999a). So wird eine Überalterung des Bundeslandes 

immer deutlicher. (vgl. hierzu u. a. BENTHIEN 1993, HILBIG 1999a und b)  

Tab. 2: Bevölkerungsmerkmale von 
Mecklenburg-Vorpommern im 
Vergleich 

 

Bevölkerungsmerkmale 1991 2006 
Einwohner je km² 79 73 
Wanderungsverluste -24.460 -8.858 
Anteil der Bevölkerung  

- unter 15 Jahren 
- über 65 Jahre 

 
21,5% 
11,1% 

 
10,4% 
20,6% 

 Daten: Statistik M-V 

Anhand der dargestellten Situation in M-V9 wird deutlich, dass es sich um einen 

marktfernen und zugleich strukturschwachen Wirtschaftsraum handelt. Die regionale 

Wirtschaft ist hier historisch bedingt insbesondere auf den Schiffbau und die Nah-

rungsgüterproduktion ausgerichtet. Die große Bedeutung der Land- und Forstwirt-

                                            
9 Näheres hierzu siehe auch Kap. 2.1 
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schaft wird anhand der in Abb. 2 dargestellten Anteile ausgewählter Wirtschafts-

bereiche deutlich.  

Anteil ausgewählter Wirtschaftsbereiche von M-V im Vergleich 
zu Deutschland
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Quelle: HERRMANN 2007
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Quelle: HERRMANN 2007  
Abb. 2: Anteil ausgewählter Wirtschaftsbereiche von M-V  

Aufgrund fehlender großflächiger Industriebereiche sowie der vorhandenen land-

schaftsökologischen Situation kommt dem Tourismus in diesem Bundesland eine 

besondere wirtschaftliche Bedeutung zu. Die touristische Entwicklung des Landes 

konnte jedoch erst nach der politischen Wende und den damit verbundenen 

systemaren Neuordnungen mit Beginn der 1990er Jahre kontinuierlich gesteigert 

werden. Als besonderes Potential für die Tourismusentwicklung in Mecklenburg-

Vorpommern haben sich die hervorragenden naturräumlichen Voraussetzungen für 

den Wassersport herausgestellt. So existieren derzeit allein an den Küsten des 

Landes über 200 Marinas, Sportboothäfen und Anleger mit insgesamt ca. 14.600 
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Liegeplätzen (vgl. STANDORTKONZEPT 2004). Der Wassersport leistet schätzungs-

weise bereits einen Beitrag von rund 10% zur gesamten touristischen Wertschöpfung 

von M-V (vgl. BTE/DWIF 2003). Konkrete Aussagen können zumeist kaum gegeben 

werden, da die dazugehörige statistische Datengrundlage oft lückenhaft ist oder 

Daten aufgrund unzureichender Begriffsabgrenzungen nicht eindeutig zugeordnet 

werden können. Eindeutig ist jedoch, dass das vorhandene Potential der 

touristischen Wertschöpfung gegenwärtig noch nicht in vollem Umfang ausgeschöpft 

wird und das Interesse am Wassersport weiterhin zunimmt. So wird bis zum Jahr 

2015 eine Erhöhung um mehr als 7.000 Liegeplätze an den Küsten von M-V 

prognostiziert (vgl. STANDORTKONZEPT 2004).  

Zukünftig werden demnach immer mehr Touristen mit stets wachsenden Ansprüchen 

in ein durch zunehmende Bebauung gekennzeichnetes Gebiet drängen, um ent-

sprechend ihren unterschiedlichen Bedürfnissen möglichst über das ganze Jahr 

verteilt ihre Freizeit in Natur und Landschaft verbringen zu können. Dabei ist jedoch 

fraglich, ob der Wunsch vieler Touristen, Natur und Ruhe zu genießen, noch erfüllt 

werden kann, wenn die Touristenzahlen weiterhin steigen. Auch die Frage der 

Nachhaltigkeit sowie der Tragfähigkeit der Natur stellt sich mit jeder neuen 

Erweiterung.  

Da das Hafennetz im Küstengebiet von Mecklenburg-Vorpommern bis auf einige 

wesentliche Netzlücken insgesamt relativ gut ausgebaut ist, stehen für die vorzu-

nehmenden Kapazitätserweiterungen sowohl Maßnahmen zur Netzergänzung durch 

Hafenneubauten als auch zum Ausbau vorhandener Anlagen zur Auswahl. Generell 

sollte eine Hafenplanung dabei u. a. immer mit der Wahl des am besten geeigneten 

Standortes beginnen. Ein optimaler Hafenstandort kann oftmals bereits die Grund-

lage dafür schaffen, spätere Planungsfehler oder betriebliche Mängel zu vermeiden. 

Konflikte - sowohl in der Planungsphase, als auch in der späteren Ausführung - 

ergeben sich vor allem aus der Begrenztheit und Sensibilität der zur Verfügung 

stehenden Fläche sowie aufgrund der vielen verschiedenen Ansprüche, die die 

Nutzer an diese Fläche stellen. Das wesentliche planerische Instrumentarium zur 

Steuerung ist die Landschaftsplanung. Durch sie kann erreicht werden, dass bei der 

Planung neuer Hafenstandorte sensibel mit allen betroffenen Bereichen umgegan-

gen wird. Dies soll in der Praxis mit Hilfe verschiedener Genehmigungsverfahren 

umgesetzt werden. Eine besondere Rolle hierbei spielen vor allem Raumordnungs-
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verfahren, dessen Aufgabe es ist, die Verträglichkeit raumbedeutsamer Maßnahmen 

und Projekte (z.B. Sportboothäfen) zu prüfen.  

Für Außenstehende (Investoren, Beteiligte) ist dieser gesamte Verfahrensprozess 

jedoch recht unübersichtlich. Es gibt für sie zudem keine Möglichkeit, bereits vor 

Verfahrensbeginn die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens für sich selbst zu 

überprüfen. Innerhalb des Verfahrens stattfindende Teilbewertungen (vor allem im 

ökologischen Bereich) sind äußerst komplex und fachspezifisch. Sie werden von 

Experten vorgenommen, deren verbal-argumentative Ergebnisaussagen ohne einen 

entsprechenden wissenschaftlichen Hintergrund kaum nachvollziehbar sind. Wirt-

schaftliche und soziale Kriterien werden ebenfalls rein verbal-argumentativ bewertet. 

Somit lässt sich eine gewisse Subjektivität der Bewertungen aufgrund der vorliegen-

den Expertenbindung sowie der methodischen Vorgehensweise kaum vermeiden. 

Des Weiteren kommt entgegen dem Verständnis einer nachhaltigen Raument-

wicklung erschwerend hinzu, dass Investoren die Planungsstandorte oftmals selbst 

nach eigenem Ermessen festlegen. Eine umfassende Standortanalyse findet daher 

in der Regel nicht statt. 

Dem gesamten Prozess der Standortauswahl und -bewertung von Sportboothäfen 

mangelt es demnach an einer nachvollziehbaren, objektiven und an nachhaltigen 

Kriterien orientierten Methode zur Entscheidungsvorbereitung.  

 

1.3 Aufgaben- und Zielstellung 

Wie dargestellt werden konnte, ist das Thema der vorliegenden Arbeit in ein breites 

Problemfeld eingebettet. Obwohl sich die Wissenschaft seit einigen Jahrzehnten 

zunehmend dem Bereich „Wassersporttourismus“ zuwendet, gibt es noch eine Viel-

zahl an Forschungsthemen, die diesbezüglich bearbeitet werden müssen. Hierfür 

sollte als wesentliche Grundlage zunächst eine Aufarbeitung und Verdichtung des 

statistischen Datenmaterials erfolgen, ohne das weitergehende Forschungen nicht 

stattfinden können. 

Da innerhalb der vorliegenden Arbeit lediglich ein Teilbereich der vielfältigen 

Forschungslücken abgedeckt werden kann, erfolgt eine Spezialisierung auf die Ent-

wicklung einer Bewertungsmethode für die Standortwahl von Sportboothäfen im 

Küstenbereich von Mecklenburg-Vorpommern. Dies wird in diesem Zusammenhang 

als wesentliche und dringliche Basis für die weitere nachhaltige Raumentwicklung im 
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Land angesehen. Dabei zeichnet sich ein optimaler Hafenstandort durch die gleich-

zeitige Gewährleistung der größtmöglichen Nutzerattraktivität, optimalen ökologi-

schen Verträglichkeit sowie positiven (sozio-)ökonomischen Effekte aus.  

Mit Hilfe der zu erarbeitenden Methode sollen Standorte aufgrund objektiver Kriterien 

nachvollziehbar bewertet werden. Die Methode dient damit gleichzeitig Investoren, 

Planern und Gemeinden zur Vorauswahl und Prüfung der Genehmigungsfähigkeit 

von Standortalternativen sowie landesplanerischen Behörden zur Entscheidungs-

vorbereitung bei der Vorhabenprüfung.  

Diese Zielsetzungen stellen relativ hohe Anforderungen an die zu erarbeitende 

Methode: sie soll wissenschaftlich fundiert, jedoch nicht zu komplex und damit 

allgemein verständlich sein, eine Vielzahl unterschiedlicher Kriterien berücksichtigen 

(mehrdimensionales Zielsystem), dennoch objektiv und nachvollziehbar sein und zu 

einem eindeutigen und zielrelevanten Ergebnis führen. Da die Möglichkeiten für 

Hafenneubauten an den Küsten Mecklenburg-Vorpommerns bis auf einige wesent-

liche Netzlücken bereits relativ begrenzt sind, muss die zu erarbeitende Standort-

bewertungsmethode nicht nur bei Neuinvestitionen angewendet werden können, 

sondern auch bei der Auswahl von Kapazitätserweiterung bereits bestehender 

Anlagen.  

Des Weiteren sind neben der Entwicklung der Bewertungsmethode auch die zu ver-

wendenden Kriterien festzulegen. Diese sollen die Bereiche Ökonomie, Ökologie und 

Soziales abdecken. Es ist zu prüfen, welche Kriterien innerhalb von Planungsgrund-

lagen fest verankert sind und welche als eher ergänzend betrachtet werden können. 

Hierfür ist eine breite Analyse des aktuellen Planungsprozesses wassersporttou-

ristischer Anlagen in M-V sowie anerkannter Planungsgrundlagen der Fachliteratur 

erforderlich, die aufgrund mangelnder Daten durch eigene Primärerhebungen 

(Nutzer- und Expertenbefragungen) und Analysen ergänzt werden. 

 

1.4 Lösungsweg und Aufbau der Arbeit 

Die Entwicklung einer Bewertungsmethode zur Standortauswahl von Sportboothäfen 

im Küstenbereich Mecklenburg-Vorpommerns basiert zunächst auf einer umfang-

reichen Analyse der Fachliteratur. Hieraus resultierend ergeben sich im Weiteren die 

drei Säulen Analyse der Planungstheorie und -praxis, Sekundär- (Auswertung 

statistischen Datenmaterials) sowie Primärerhebungen (Nutzer- und Expertenbefra-
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gungen). Darauf aufbauend, werden aus der Vielzahl existenter Standortkriterien die 

wesentlichsten für die Bewertung ausgewählt und entsprechend ihrer Bedeutung für 

die Standortwahl von Sportboothäfen gewichtet. Sowohl die Wichtung als auch die 

sich daran anschließende Zusammenführung der Kriterien in die entsprechende 

Bewertungsmethode basieren auf einer Kombination von erweiterter Nutzwert-

analyse (NWA II) und Analytischem Hierarchieprozess (AHP).  

Der Lösungsweg der vorliegenden Arbeit ist in Abb. 3 schematisch dargestellt. 

Abb. 3: Lösungsweg der Arbeit 
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Konkret erfolgt die Umsetzung des oben beschriebenen Lösungsweges in insgesamt 

sieben Kapiteln. Dabei wird im Anschluss an den hier dargestellten Überblick von 

Begriffs- und Problemabgrenzungen sowie Aufgaben- und Zielstellung im 2. Kapitel 

zunächst näher auf die touristische Entwicklung in Mecklenburg-Vorpommern einge-

gangen. Aufgrund der historischen und wirtschaftlichen Besonderheiten soll heraus-

gestellt werden, welch einen hohen Stellenwert dieser Bereich im Land einnimmt. 

Abgeleitet aus aktuellen Bedarfsprognosen wird vor allem dem Wassersporttouris-

mus ein großes Wachstumspotential vorhergesagt. Aus diesem Grund erfolgen u. a. 

eigens durchgeführte Primärerhebungen zur Ermittlung der spezifischen Nutzer-

gruppen und ihrer Ansprüche. Hieraus können auch potentielle Nutzungskonflikte 

abgeleitet werden. Zum Abschluss des Kapitels werden die Auswirkungen des 

Wassersporttourismus auf die Umgebung dargestellt. 
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In Kapitel 3 erfolgt die Analyse des Planungs- und Genehmigungsprozesses wasser-

touristischer Anlagen. Es werden zunächst Inhalt, Aufgaben und Ziele von Raum-

ordnung und Landschaftsplanung erläutert, bevor konkreter auf planungsrechtliche 

Grundlagen wassertouristischer Anlagen eingegangen wird. Aufgrund der Komplexi-

tät des gesamten Genehmigungsverfahrens von Sportboothäfen wird dieser im 

Weiteren näher dargestellt. Insbesondere wird dabei auf den Inhalt und Ablauf von 

Raumordnungsverfahren eingegangen. Im Ergebnis können die derzeit existenten 

Defizite im Planungs- und Genehmigungsprozess herausgestellt werden. 

Basierend auf diesen Analyseergebnissen beschäftigt sich Kapitel 4 mit der Erarbei-

tung einer geeigneten Bewertungsmethode zur Standortauswahl von Sportboothäfen 

im Küstenbereich von M-V. Nach einigen hierfür notwendigen Begriffsdefinitionen 

und methodischen Grundlagen folgt bzgl. der Standortauswahl eine Diskussion aus-

gewählter Kosten-Nutzen-Untersuchungen. Im Ergebnis wird eine spezielle Bewer-

tungsmethode vorgeschlagen, die für die Umsetzung der gesetzten Zielstellung am 

besten geeignet ist. 

In Kapitel 5 erfolgt die Erfassung, Auswahl und Wichtung der Bewertungskriterien zur 

optimalen Standortauswahl von Sportboothäfen. Hierbei ist erneut eine Analyse von 

Planungsgrundlagen notwendig, um die derzeit existenten Standortkriterien erfassen 

zu können. Mit Hilfe einer eigens durchgeführten Expertenbefragung wird aus dieser 

Kriterienvielzahl eine Vorauswahl getroffen. Diese gilt es im Anschluss weiter zu 

verdichten und auf die Anwendbarkeit innerhalb der entwickelten Bewertungs-

methode zu überprüfen. Im Ergebnis findet eine erneute Auswahl von Kriterien statt, 

die im Weiteren gewichtet und in der nutzwertanalytischen Bewertungsmethode 

zusammengeführt werden. Von wesentlicher Bedeutung ist hierbei die Festlegung 

der Zielerfüllungsgrade und ihrer Inhalte. Dadurch wird die entwickelte Bewertungs-

methode umsetzbar. 

Die Überprüfung der Anwendbarkeit und Leistungsfähigkeit der entwickelten 

Methode erfolgt in Kapitel 6. Hierfür wird aufgrund der Aktualität das Beispiel der 

Variantendiskussion für den Nothafen Darßer Ort gewählt. Die einzelnen Bewer-

tungsschritte werden ausführlich dokumentiert, das Ergebnis zum Abschluss zusam-

menfassend diskutiert. 

In Kapitel 7 erfolgt die Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse der Arbeit. Des 

Weiteren werden Schlussfolgerungen zur Praktikabilität sowie ein Ausblick auf die 

weitere Anwendung der erarbeiteten Standortbewertungsmethode angestellt. 
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2 Wassersport und Tourismus in Mecklenburg-Vorpommern 

2.1 Historische Entwicklung des Tourismus 

Um die Besonderheiten der touristischen Entwicklung Mecklenburg-Vorpommerns 

darstellen und nachvollziehen zu können, ist es unabdingbar, eine kurze gesamt-

historische Abhandlung voranzustellen. 

Der moderne Tourismus entwickelte sich bereits Mitte des 18. Jahrhunderts. In 

dieser touristischen Frühphase wurden zunächst die Alpen, wenig später jedoch 

auch die Meeresküsten als Reiseziel der jungen Adeligen und Bürgersöhne entdeckt. 

Bereits um 1830 traten erste massentouristische Erscheinungen am Mittelrhein auf. 

Jedoch erlang der Tourismus erst mit der Hochindustrialisierung während des 

Kaiserreiches (Ende des 19. bis Anfang des 20. Jahrhunderts) einen wesentlichen 

Aufschwung (touristische Formierungsphase). Aufgrund des Ausbaus des Schienen-

netzes, der Erhöhung der Transportkapazitäten und der damit verbundenen Reduzie-

rung der Reisekosten wurde das Reisen Ende des 19. Jahrhunderts auch für die 

Mittelschicht möglich. Durch eine gesetzlich verankerte Urlaubsregelung in der 

Weimarer Republik (1919 - 1933) wurde der Tourismus zu einem fest in den Jahres-

turnus eingebetteten Freizeitgut. Touristische Unternehmungen für alle Klassen-

schichten wurden erst im Nationalsozialismus popularisiert (massentouristische 

Initialphase). Das Kriegsgeschehen (1939 - 1945) führte zu erheblichen Einschrän-

kungen des internationalen sowie nationalen Reiseverkehrs. Im Anschluss daran 

nahm der Tourismus sowohl in der DDR als auch in der jungen Bundesrepublik einen 

weiteren stetigen Aufschwung (touristische Expansionsphase). Bis in die 1970er 

Jahre wurde Tourismus im Sinne der „Rekreation“ vorwiegend als Regeneration von 

der Arbeit angesehen. Grundlegende Bedeutung für die weitere Entwicklung des 

Urlaubsreiseverkehrs und eine veränderte Sichtweise auf den Tourismus hatte vor 

allem auch die Zunahme der verfügbaren Freizeit. Durch veränderte arbeitsrechtliche 

Regelungen für die Arbeitnehmer hat sich die Zeit des bezahlten Jahresurlaubes in 

den westlichen Industrieländern seit den 1960er Jahren auf ca. einen Monat 

verdoppelt (vgl. RENKE 1988, 26). Die 1970er bis 90er Jahren stellen damit die 

massentouristische Reifephase dar, in der die Touristen vielseitige Urlaubsinteressen 

und ein verändertes Qualitätsbewusstsein entwickelten. Der Trend ging zu kürzeren 

und häufigeren Reisen (vgl. u. a. BISCHOFBERGER 1990). In der sich anschließenden 
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massentouristischen Spätphase fand eine Stabilisierung des Reiseverkehrs in 

Deutschland statt. Noch immer besitzen neben der Haupturlaubsreise vor allem die 

Kurzurlaube eine bedeutende Rolle. Eine Erhöhung der Flexibilität und zugleich 

Unabhängigkeit von Saison und Wetter entstand durch die Entwicklung künstlicher 

Freizeit- und Erlebnisparks. (vgl. hierzu u. a. ARL 1995, 337ff sowie ARL 2005, 

1162ff; BENTHIEN 1985 und 1997; KREISEL 2007) 

Die beschriebenen touristischen Entwicklungsstufen sind in Verbindung mit den 

dazugehörigen gesellschaftlichen Reaktionen in Abb. 4 schematisch dargestellt. 

Abb. 4: Touristische 
Entwicklungsstufen 
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Der Tourismus an der deutschen Ostseeküste hat demnach bereits eine lange 

Tradition (vgl. hierzu BENTHIEN 1996). Bereits 1793 wurde das erste deutsche See-

bad in Heiligendamm gegründet (vgl. DROSTE 2001). Dies stellt den offiziellen Beginn 

der Tourismusgeschichte in Mecklenburg-Vorpommern dar, da der Tourismus erst-

mals eine landschafts- und raumgestaltende Qualität einnahm (vgl. BÜTOW 1996, 34). 

Ende des 19. Jahrhunderts erlangte der Tourismus aufgrund der verbesserten 

Erreichbarkeit der Küste, die auf den Ausbau des Schienennetzes zurückzuführen 

war, durch eine Vielzahl von Ostseebädern eine raumprägende Bedeutung. Die 

räumliche Grundstruktur der heutigen touristischen Küstennutzung ist somit auf diese 

Epoche zurückzuführen. In den 1930er Jahren werden bereits erste Anzeichen eines 

„Massentourismus“ in den Erholungszentren der deutschen Ostseeküste deutlich. So 

beträgt die Zahl der Urlauber an der Ostseeküste von M-V im Jahre 1938 bereits fast 

eine halbe Million. Aufgrund staatlicher Subventionierungen erreicht dieser Trend in 
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der Zeit des Nationalsozialismus seinen Höhepunkt. Nach der Gründung der DDR 

begann der Aufbau eines staatlich gelenkten Erholungswesens, der Tourismus 

wurde nicht als eigenständiger Wirtschaftszweig betrachtet. Die räumliche Touris-

musplanung verschob sich von der Küste ins Binnenland. Aufgrund der politischen 

Vorgaben und räumlichen Grenzen konnte sich der Tourismus in der DDR nicht in 

demselben Maße entwickeln wie im damaligen Gebiet der BRD10. So war zwar die 

Reiseintensität höher als in Westdeutschland, jedoch erfolgte hiervon nur ca. 10% 

ins Ausland. Der touristischen Entwicklungsgeschichte Mecklenburg-Vorpommerns 

eröffneten sich daher mit der deutschen Wiedervereinigung neue Perspektiven. (vgl. 

hierzu u. a. BÜTOW 1996, OPASCHOWSKI 2002, SCHUBERT 1993) 

Nach einem zunächst recht starken quantitativen Einbruch des Tourismusvolumens, 

der in der Neuordnung von Strukturen begründet war, erfolgte die Anpassung an die 

veränderten Rahmenbedingungen jedoch relativ schnell (vgl. hierzu u. a. BENTHIEN ET 

AL. 1996). Vor allem der Bootstourismus erlangte eine drastische Zunahme (vgl. 

BENTHIEN/BÜTOW 1999).  

Heute kann M-V auf die höchste Tourismusdichte sowie überdurchschnittlich hohe 

Zuwächse verweisen (laut Regionalindex TRIX, vgl. HINSCHING/STEINGRUBE 2002). In 

einem Bericht der Bundesregierung über Entwicklungen im Tourismus (BMWI 1994) 

wurde bereits frühzeitig erkannt, dass der Tourismus einer der wenigen Wirtschafts-

faktoren der neuen Bundesländer mit kurzfristig realisierbaren Wachstumschancen 

ist und dies auch für absehbare Zeit bleiben wird. Der Anteil des gesamten Touris-

mus am BIP, der deutschlandweit durchschnittlich bei 8% liegt, beträgt mittlerweile in 

M-V sogar 10%. Der Tourismus ist damit in M-V zu einer bedeutenden wirtschaft-

lichen Größe geworden und befindet sich noch immer in einem kontinuierlichen 

Aufschwung. Dies bestätigt sich u. a. auch durch die steigenden Gästeankünfte im 

gesamten Bundesland sowie die Erhöhung der durchschnittlichen Aufenthaltsdauer 

(einem Anzeiger für die Zufriedenheit der Gäste) von ursprünglich 3,4 Tagen im 

Jahre 1992 auf aktuell 4,2 Tage (vgl. hierzu Tab. 3). (vgl. u. a. BMU 2002, BREITZ-

MANN 2000 U. 2004, DECKERS 2004, DWIF ET AL. 2000, MEWS 2004, WM MV 2001, 

2002 und 2006) 

 

                                            
10 Nähere Ausführungen zur touristischen Entwicklung in der DDR finden sich u. a. bei BENTHIEN 1966, 

1975a u. b, BENTHIEN ET AL. 1972, KAISER 2007, MUNDT 1998, RICHTER 1968, VON KÄNEL 1975 
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Tab. 3: Statistische Gästezahlen in Beherbergungsstätten* 

 Gästeankünfte 
(in 100.000) 

Gästeübernachtungen 
(in 100.000) 

Ø Aufenthaltsdauer
(in Tagen) 

Entwicklung in Mecklenburg-Vorpommern 
1992 19,76 66,59 3,4 
1995 26,91  99,36 3,7 
2000 42,58 182,50 4,3 
2002 47,51 210,06 4,4 
20031 51,00 221,00 4,3 
2006 59,53 247,72 4,2 
Angaben für 2002 nach Reisegebieten 
Mecklenb. Ostseeküste 12,21 50,46 4,1 
Mecklenburgische 
Schweiz und Seenplatte 8,42 28,91 3,4 

Rügen/Hiddensee 9,60 54,51 5,7 
Vorpommern 13,23 65,13 4,9 
Westmecklenburg 4,05 11,06 2,7 
*geöffnete Beherbergungsstätten mit einer Kapazität von mindestens 9 Betten;  
Datenquellen: DWIF 2002; 1Daten von 2003: NNN 02/04; 2Daten von 2006: STÄBL 2007 

Mecklenburg-Vorpommern gehört somit seit langem zu einem der wichtigsten Reise-

ziele Deutschlands, was vor allem daran liegt, dass die Ostseeküste über umfang-

reiche und hochwertige natürliche Ressourcen für die Erholung verfügt (vgl. 

BENTHIEN ET AL. 1972). Durch eine Vielzahl an Inseln, Seen und Flüssen sowie 

aufgrund der weitestgehend landschaftlich sehr attraktiven, ca. 1.945 km langen 

Küstenlinie, bietet M-V hervorragende natürliche Voraussetzungen speziell für den 

Wassersporttourismus. Eine Besonderheit hierbei stellt vor allem die Boddenküste 

mit ihrer überfluteten Grundmoränenlandschaft dar. Sie bietet für Wassersportler aller 

Art ein attraktives Revier. Der naturräumlichen Gliederung nach befindet sich die 

gesamte Küste Mecklenburg-Vorpommerns im Gebiet der Beltsee, der Arkona-See 

und der Bornholmsee (vgl. DROSTE 2001). Die große Naturnähe der Landschaft wird 

durch 46 Naturschutzgebiete11 unterstrichen, die allein in Verbindung zur Ostsee 

stehen oder Teile von ihr einbeziehen. Genannt seien an dieser Stelle aufgrund ihrer 

hohen ökologischen Bedeutung vor allem der „Nationalpark Vorpommersche Bod-

                                            
11 Übersichtskarten sowie Tabellen zu FFH- und Vogelschutzgebieten in Deutschland befinden sich im 
Anhang (Abb. A - 3, Abb. A - 4, Tab. A - 1, Tab. A - 2) 
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denlandschaft“, der „Nationalpark Jasmund“ sowie das international anerkannte 

„Biosphärenreservat Südost-Rügen“. (vgl. UM MV 2003) 

Trotz der teilweise hohen Schutzbedürftigkeit der Räume ist dennoch unter 

bestimmten Voraussetzungen auch hier eine touristische Entwicklung möglich. 

Anhand gebietsbezogener Umsatzzahlen konnte nach RIEDEL (2005) konkret heraus-

gestellt werden, dass vor allem Großschutzgebiete einen besonders hohen Anteil am 

touristischen Umsatz in M-V haben. Damit bestätigt sich, dass ein sehr positives 

Nebeneinander von Naturschutz und Tourismus möglich ist. 

 

 

2.2 Bedarfsprognosen für den Wassersporttourismus 

Wassersport entwickelt sich mehr und mehr zum Massensport (vlg. OPASCHOWSKI 

2002). Die Zahl der in Sportvereinen organisierten Wassersportler wird deutschland-

weit auf ca. 1,85 Mio. geschätzt, die der aktiven Wassersportler sogar auf 5 Mio. (vgl. 

BTE/DWIF 2003, DWIF ET AL. 2000). Zählt man die Gruppe der Gelegenheitssportler 

(Freizeit, Urlaub) hinzu, erhöht sich diese Zahl auf etwa 17 Mio. Menschen (vgl. 

STEINGRUBE 2005). OPASCHOWSKI (2002, 276) prognostiziert: „Die attraktivsten Frei-

zeitlandschaften der Zukunft werden Wasser- und Badelandschaften“ sein.  

Aufgrund unterschiedlicher Definitionen und Abgrenzungsprobleme des Bereiches 

Wassersporttourismus ist es schwierig, hierfür konkretes ökonomisches Daten-

material auszuweisen. Offenkundig ist, dass sich der maritime Tourismus zu einer 

bedeutenden Wirtschaftsbranche in Mecklenburg-Vorpommern etabliert hat. Der 

„Studie Wassertourismus“ (BTE/DWIF 2003) kann entnommen werden, dass der 

geschätzte Bruttoumsatz in diesem Sektor im Jahr 2002 etwa 157 Mio. € allein in    

M-V betrug. Deutschlandweit wird ein Umsatz von 1,7 Mill. € geschätzt. Das 

bedeutet, dass der maritime Tourismus ebenfalls ca. 10% zur gesamten touristischen 

Wertschöpfung des (Bundes-) Landes beiträgt und damit eine Breitenwirkung in viele 

Wirtschaftssektionen entfaltet. (vgl. u. a. BTE/DWIF 2003, STEINGRUBE 2005) 

Der Freizeit-, Erholungs- und Urlaubswert stellt somit einen wichtigen Standortfaktor 

für die Wirtschaft dar. Rein rechnerisch halten sich pro Tag mehr als 275.000 

Touristen in M-V auf (WM MV 2004). Damit erhöht sich die Bevölkerungszahl um 

knapp 16%. Allein die Anzahl der Wassersporttouristen, die jährlich insgesamt nach 

M-V kommen, beträgt aktuell ca. 460.000. Den größten Anteil dabei bilden mit knapp 
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59% die Surfer, lediglich 22% sind Segler bzw. Motorbootfahrer (BTE/DWIF 2003, 

IHK 2001, STANDORTKONZEPT 2004).  

Seit 1995 kann das Land deutliche Gewinne an Bootsübernachtungen verzeichnen. 

Waren es 1999 noch 300.000 Übernachtungs- und Tagesgäste, wird langfristig mit 

einem Potential von ca. 1 Mio. gerechnet (vgl. DWIF ET AL. 2000). Die Entwicklung 

der Sportboothäfen musste sich bereits an diese rasanten Kapazitätserhöhungen 

anpassen. Zu Beginn der 1990er Jahre standen den Wassersportlern etwa 100 

Häfen in ganz Mecklenburg-Vorpommern zur Verfügung (vgl. STUDENTENINITIATIVE 

1994). Heute gibt es landesweit bereits über 420 Häfen und Anleger mit insgesamt 

etwa 32.000 Liegeplätzen. Ca. die Hälfte hiervon entfallen allein auf den Bereich der 

Ostseeküste (vgl. hierzu Tab. 4 und Abb. 5). 
Tab. 4: Wassersportanlagen an der Ostseeküste von M-V  

Anzahl der  
Kategorie Häfen Liegeplätze 

A Etappenhafen1 für Küstensegler  18 2.055 
B Basishafen2 für überregionale Dauerlieger  6 1.027 

A/B Etappenhafen und Basishafen 7 1.862 
C Netzergänzender Hafen für tiefe Bootstypen 76 4.596 
D Netzergänzender Hafen für flache Bootstypen 104 4.866 
E Nothäfen 4 160 

Summe 215 14.566 
1Außenküstenhäfen mit guter Ausstattung u. landseitiger Anbindung, vorrangig für Gastlieger; 
2Außenküstenhäfen mit großem Dauerliegeranteil; Quelle: nach STANDORTKONZEPT 2004, IVf 

 
Abb. 5: Hafennetz an der Küste Mecklenburg-Vorpommerns 
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Die Mehrheit der Gewinne an Bootsübernachtungen basiert im Wesentlichen auf 

Wassersporttouristen aus Schleswig-Holstein (vgl. hierzu Abb. A - 2 im Anhang). 

Dies liegt jedoch zum Teil auch daran, dass Schleswig-Holstein über einen wesent-

lich höheren Bootsbestand als M-V verfügt (11.529 gemeldete Boote beim DSV 

[Deutscher Seglerverband] gegenüber 2.997). Im Vergleich aller Bundesländer 

befindet sich Mecklenburg-Vorpommern damit lediglich auf dem achten Platz (Stand 

2003, vgl. STANDORTKONZEPT 2004). 

Seit den letzten 10 Jahren hat die Thematik des Wassersporttourismus auch 

stärkeren Eingang in das Forschungsgeschehen gefunden. Verschiedene Gutachten 

und Analysen12 beschäftigten sich mit den Auswirkungen des Wassersporttourismus 

und seinen Entwicklungsprognosen. Trotz der bereits erfolgten Entwicklungen sind 

die Kapazitäten des maritimen Tourismus in M-V bei Weitem noch nicht ausge-

schöpft. Langfristig wird mit einer wesentlichen Bedarfsteigerung gerechnet. Das 

STANDORTKONZEPT (2004, X) prognostiziert für das Jahr 2015 allein an den Küsten 

des Bundeslandes einen zusätzlichen Bedarf von 7.059 bis 10.532 Liegeplätzen (vgl. 

hierzu Tab. 16, S. 95). Insgesamt wird für M-V mit einer etwa doppelt so großen 

Anzahl gerechnet. 

 

 

2.3 Nutzungsansprüche und Auswirkungen des Wassersport-

tourismus auf die Umgebung 

2.3.1 Ermittlung von Nutzergruppen und -ansprüchen 

Bei einer nachhaltigen Raumentwicklung und diesbezüglichen Planungen infra-

struktureller Einrichtungen ist es grundsätzlich erforderlich, sich auch mit den spezi-

fischen Nutzergruppen und ihren Ansprüchen an den Raum sowie die Einrichtung 

auseinanderzusetzen. Nutzer- bzw. Zielgruppen können zum einen nach ihren sozio-

demographischen Merkmalen, wie z. B. Alter, Geschlecht, Beruf etc. differenziert 

werden (vgl. HEINEMANN 1995). Zum anderen ist auch eine Unterscheidung nach 

ihren Interessenslagen oder Lebensstilen möglich (vgl. hierzu u. a. Zielgruppen-

                                            
12 Vgl. u. a. CREUTZBURG 2002, DECKERS 2004, DWIF ET AL. 2000, JUNGE 2003 und 2005, KÖHN 2006, 

PLANCO 2001, STANDORTKONZEPT 1996 UND 2004, STEINBERG 2003, UITZ 2001, WÜSTENBERG 2004 
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unterscheidungen nach AGRICOLA 200113, BARSCH ET AL. 199414, OPASCHOWSKI 

200215, ROMEIß-STRACKE 198916).  

AGRICOLA (2001, 158) stellt dabei fest: „Die Bestimmung eindeutiger Zielgruppen im 

gesellschaftlichen Raum wird zunehmend schwerer, was mit der Herausbildung 

unterschiedlicher Lebensstile und Verhaltensweisen auch bei gleicher demografi-

scher oder sozio-kultureller Ausgangssituation zusammenhängt. Andererseits steigt 

der ‚Organisationsgrad�, die Zugehörigkeit zu Vereinigungen, und lässt darüber eine 

Zielgruppenbestimmung zu“. Um ein angemessenes Verhältnis von Arbeitsaufwand 

und Nutzen zu erhalten, sollte daher die konkrete Zielstellung im Vorfeld einer 

Nutzergruppenbestimmung geprüft werden.  

Methodisch lassen sich diese Gruppen vor allem mit Hilfe von Primär- (Befragungen) 

oder Sekundärerhebungen (vorhandene statistische Daten) und daran ange-

schlossenen Clusteranalysen (Klassenbildungen; vgl. hierzu u. a. BÜHL/ZÖFEL 2002, 

KAUFMANN/ PAPE 1996) ermitteln.  

Aufgrund der geschilderten Datenlücken war es notwendig, eine eigene Befragung 

von Wassersporttouristen durchzuführen. „Gästebefragungen sind ein sinnvolles 

Mittel, Struktur, Anforderungen und Verhalten aktueller Zielgruppen zu erfassen. 

Dazu sind jedoch sowohl praktikable und leicht handhabbare, dabei aber doch 

wissenschaftlich gestaltete Fragebögen (Eindeutigkeit, Formulierung, Inhalte u.a. der 

Fragestellungen) als auch repräsentative Befragungssamples notwendig“ (ALBRECHT/ 

BÜTOW 1996, 252). Dementsprechend wurde anhand einschlägiger Fachliteratur17 

ein vollständig strukturierter Fragebogen18 erarbeitet, der neben einer Nutzer-

gruppenanalyse weitere wesentliche Themenschwerpunkte beinhaltet, die Tab. 5 zu 

entnehmen sind. 

 

                                            
13 AGRICOLA (2001) unterscheidet neun Lebensstilgruppen: „die jungen Wilden“, „die Erlebnis-

orientierten“, „die Leistungsträger“, „die Neuen Kulturorientierten“, „die Unauffälligen“, „die Aufge-
schlossenen“, „die Häuslichen“, „die Klassisch Kultur Orientierten“ und „die Zurückgezogenen“ 

14 BARSCH et al. (1994) unterscheidet fünf Typen von Reisenden: „ältere Naturbewusste“, „naturbe-
wusste Familienorientierte und junge Erlebnisorientierte“, „aktive Erlebnis- und Familienorientierte“, 
„Kurz- und Langzeiturlauber“ sowie „Freizeitwohner und Dauercamper“ 

15 OPASCHOWSKI (2002) unterscheidet drei grundlegende Urlaubstypen: „Jugend-Urlaub“, „Single-
Urlaub“ und „Familien-Urlaub“ 

16 ROMEIß-STRACKE (1989) unterscheidet vier Typen von Reisenden: „die aktiven Genießer“, „die 
Trendsensiblen“, „die Familiären“ und „die Nur-Erholer“ 

17 Vgl. hierzu u. a. BORTZ 1984, BORTZ/DÖRING 2002, BREU ET AL. 1994, KAPLITZA 1975, MAYER 2002, 
RASCH ET AL. 1996, SCHLETH 1989, VON KIRSCHHOFER-BOZENHARDT ET AL. 1975 

18 Der komplette Fragebogen ist dem Anhang zu entnehmen. 
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Tab. 5: Themenschwerpunkte der Wassersportlerbefragung 2002 

Ökonomie Ökologie Soziales 

� Ausgaben der Nutzer 
� Nutzungsintensität ausge-

wählter Einrichtungen 
� Regionale Effekte 

� Wassersport und Natur-
schutz 

� Aufdeckung von Nutzungs-
konflikten 

� Nutzergruppen  
� Ansprüche der Nutzer 
� Wiederkehrabsichten 

Details siehe WÜSTENBERG 2007a 

Die Wassersportlerbefragung wurde von Juni bis Oktober 2002 sowohl mittels schrift-

licher Fragebögen als auch mündlicher Interviews in acht Häfen Mecklenburg-

Vorpommerns (sieben Häfen am Greifswalder Bodden, ein Referenzhafen in 

Rostock-Warnemünde) durchgeführt. Dabei konnten insgesamt 383 auswertbare 

Fragebögen zusammengetragen werden, von denen 308 auf die Boddenhäfen 

entfallen. Der so erzielte Stichprobenumfang19 kann als repräsentativ angesehen 

werden.  

Nach Auswertung der ermittelten Daten war es u. a. möglich, den „typischen Wasser-

sporttouristen“ des Greifswalder Boddens zu charakterisieren. Demnach machen 

vorrangig ältere Paare (Altersverteilung siehe Abb. 6) mittleren Einkommens (vgl. 

Abb. 7), die aus den nördlichen Bundesländern stammen, mit ihrem privaten 

Segelboot von Mitte April bis Mitte Oktober20 für durchschnittlich 22 Tage als Gast-

lieger Urlaub in Mecklenburg-Vorpommern. 10 Tage halten sie sich davon im Greifs-

walder Bodden auf, drei bis vier Tage in den einzelnen Häfen. Die durchschnittlichen 

Ausgaben für die Nutzung hafeninterner Einrichtungen belaufen sich auf 15 bis 20 € 

pro Person und Tag - zusätzlich zu den Liegeplatzgebühren21. Werden Ausflüge in 

die Umgebung des Hafens unternommen, kann sogar mit etwas höheren Werten 

gerechnet werden (vgl. Abb. 8). 

                                            
19 Näheres zu Umfang und Berechnung siehe WÜSTENBERG 2007a 
20 Wassersportsaison nach FRÖHLE 01/08 von April bis Ende September, nach HOFFMANN 2007 von 

Mai bis Oktober; Hochsaison: Juli/August (vgl. FRÖHLE 01/08, HOFFMANN 2007) 
21 nach DWIF ET AL. 2000: 12,43 bis 14,91 €; HOFFMANN 2007: 20,6 €; WÜSTENBERG 2004: 14,9 € 
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Abb. 6: Altersverteilung der Wassersporttouristen im Greifswalder Bodden 

Abb. 7: Einkommens-
verteilung der 
Wassersporttouristen 
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Die innerhalb der Datenauswertung erfolgte Clusteranalyse ergab die Zielgruppen 

„(Ehe-)Paare“, „Familien mit Kind(ern)“ und „Gruppen“. Folgende wesentliche Ergeb-

nisse konnten herausgearbeitet werden: 
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Tab. 6: Ergebnisse der Clusteranalyse 

 (Ehe-)Paare Familien Gruppen 

Gründe für Besuch des 
Greifswalder Boddens 51% Ruhe 

Je 39,7% Natur / 
attraktives Wasser-

sportgebiet und 
gute Ausgangslage 

47,8% gute 
Ausgangslage 

Aufenthaltsdauer in 
Tagen (Mittelwert): 
in M-V 
im Bodden 

 
 

18,7 
8,6 

 
 

13,4 
7,8 

 
 

9,8 
4,1 

� Ausgaben [€/Pd]1:  
im Hafen 
in der Umgebung 

 
15,62 
18,21 

 
14,17 
15,47 

 
12,72 
13,85 

� Radius für Unter-
nehmungen [km]: 
im Allgemeinen 
maximal 

 
 

8,0 
26,1 

 
 

7,2 
21,9 

 
 

6,0 
18,6 

Naturschutz:    
„Schutzgebiete sind 
(sehr) sinnvoll“ 71,4% 77,2% 86,2% 

„absolut bereit zu per-
sönlichen 
Einschränkungen“ 

31,6% 34,5% 44,8% 

Wiederkehrabsichten:    
ganz bestimmt in den 
Greifswalder Bodden 68,2% 61,4% 50,0% 

ganz bestimmt nach M-V 81,0% 66,7% 66,7% 
1€/Pd …Euro pro Person und Tag 

Aus den dargestellten Ergebnissen wird deutlich, dass die Ansprüche der verschie-

denen Nutzergruppen an das Wassersportrevier in manchen Punkten erheblich 

differieren. Am deutlichsten wird dies bei den Gründen, aus denen die Befragten das 

Wassersportrevier aufsuchen sowie der durchschnittlichen Aufenthaltsdauer (vgl. 

hierzu auch Abb. 9). „Paare“ suchen mehrheitlich Ruhe und Erholung, verweilen 

auch am längsten im Gebiet. „Gruppen“ wollen dagegen im Urlaub mehr sehen und 

erleben, was sich aus der kürzesten Aufenthaltsdauer und dem Argument „gute 

Ausgangslage des Reviers“ schließen lässt. „Familien“ bilden in vielen Punkten das 

Mittelfeld zwischen den anderen beiden Nutzergruppen. Da sie mit Kind(ern) reisen, 

ist Erholung und Erleben gleichzeitig wichtig.  
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Aufenthaltsdauer der Wassersportler in M-V
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Abb. 9: Aufenthaltsdauer der Nutzergruppen in M-V 

Obwohl anzunehmen ist, dass die verschiedenen Nutzergruppen auch unterschied-

liche Ansprüche an die infrastrukturelle Einrichtung des Hafens und der dazuge-

hörigen Umgebung stellen, konnte dies innerhalb der Untersuchung am Greifswalder 

Bodden nicht eindeutig nachgewiesen werden (vgl. Abb. A - 6 im Anhang). Die 

Nutzeransprüche der Wassersporttouristen am Greifswalder Bodden sind demnach 

innerhalb der Gruppen sehr ähnlich (als Gesamtüberblick dient Abb. 10). Dies mag 

ursächlich darin begründet sein, dass innerhalb der Befragung lediglich ausgewählte 

(Basis-) Einrichtungen berücksichtigt wurden. Für ein breiteres Untersuchungsspek-

trums, das jedoch innerhalb der vorliegenden Arbeit nicht abgedeckt werden konnte, 

sind Unterschiede zu erwarten.  
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Abb. 10: Nutzungshäufigkeit ausgewählter Hafeneinrichtungen 
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Die Ansprüche an die Ausstattung deutscher Küstenhäfen ist in Tab. 7 unter Nutzung 

verschiedener Quellen in gewichteter Form dargestellt. 

Tab. 7: Wichtung von Hafenausstattungen 

Kriterienbe-
deutung 

Quelle 
wichtig unwichtig

„B
LA

U
E

S
T

E
R

N
E
“2

2

WC 
Wasser 
Strom 
Müllentsorgung 
Info-Tafel 

Dusche 
1.Hilfe-Station 
Einkaufen 
Gaststätte 
Abfallentsorgung 
Parkplätze 

Hafenmeister 
Kran/Slip 
Bootsausstatter 
Werft 
Altölentsorgung 
Freizeitangebote 
Freilager 

Waschcenter 
Tanken 
Fäkalienent-
sorgung 
Winterlager 
Bootswasch-
platz 

Wachschutz 
Spielplatz 
Sportgeräte-
verleih 

H
A

A
S

S
19

96
 WC 

Wasser 
Abfallentsorgung 
Fäkalienent-
sorgung 
Kran / Slip 

Dusche 
Strom 
Tanken 
Altölentsorgung 
Supermarkt 
Hafenmeister 
Parkplätze 

1.Hilfe-Station 
Gaststätte 
Segelservice 
Werft 
Motorenservice 
Bootswaschplatz 

Telefon 
Sondermüll-
entsorgung 
Winterlager 

Waschcenter 

P
IA

N
C

19
91

 

WC und Dusche 
Wasser 
Abfallentsorgung 
Sicherheits-
equipment 

Strom 
Feuerlöscher 
Tanken  
Parkplatz 
Slipanlage 
Sicherheit der 
Hafenanlage 

Beleuchtung 
Beschilderung 
Wasser 
Fäkalienent-
sorgung 
Instandhaltungs-
einrichtungen 
Restaurant / Bar 
Kommunikations-
einrichtungen 
Einweisung über 
Funk 

Winterlager 
Supermarkt 
Hafenmeister 

Telefon am 
Liegeplatz 
TV am Liege-
platz 
 

W
E

IC
H

B
R

O
D

T
20

01

WC und Dusche 
Bäcker / Supe-
rmarkt 

Strom 
Wasser 
Müllentsorgung 
Restaurant / Bar 
 

Beschilderung 
Bank / Geld-
automat 
Motorenservice 
Tanken 
Bootsausstatter 
ÖPNV 
Segelmacherei 
Fäkalienent-
sorgung  
Werft 

Einweisung 
über Funk 

 
 

W
Ü

S
T

E
N

B
E

R
G

 

20
02

WC 
Dusche 
Wasser  
Müllentsorgung 
Supermarkt 
Gaststätte 
Strom 
Kran / Slip 
Hafenmeister 

Tanken 
Fäkalienent-
sorgung 
Sportgeräte-
verleih 
Spielplatz  
Info-Tafel 
Parkplätze 

Einzelhandel 
Bootsausstatter 
Werft 
Altölentsorgung 
Winterlager 
Freizeitangebote 

Waschcenter 
Motoren-
service 
Segelservice 
Bootswasch-
platz 

Wellness 
Fitness  
Tagungsräume 
Sondermüll-
entsorgung 
 

 
                                            
22 Klassifizierungssystem für Sportboothäfen und Anleger in Mecklenburg-Vorpommern 
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Die Ansprüche der Nutzer im internationalen Vergleich unterscheiden sich nicht 

wesentlich von denen im deutschen Küstengebiet. So konnte anhand einer Umfrage 

von niederländischen Marinakunden (VAN ENGELSTORP 2007) die Ausstattung darge-

stellt werden, die diese für wichtig erachten (vgl. Abb. 11). Im Ergebnis hat sich 

gezeigt, dass neben dem Winterlager Restaurants und Lebensmittelgeschäfte die 

größte Bedeutung für die Wassersporttouristen besitzen. 

Abb. 11: 
Hafenausstattung 
nach Bedeutung 
für Nutzer 
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Generell konnte beobachtet werden, dass sich Wassersporttouristen im Laufe der 

letzten Jahre immer mehr zum „Wasser-Urlauber“ entwickelt haben (vgl. VAN ENGELS-

TORP 2007). Dadurch fanden nicht nur Veränderungen innerhalb der Ansprüche an 

die Hafenausstattung statt (früher genügten ein Hafenmeister und sanitäre Anlagen), 

sondern die Qualität der Anlagen gewinnt zunehmend an Bedeutung. Dabei wird der 

Begriff „Qualität“ durch die Komponenten Software, Hardware und Umwelt geprägt 

(vgl. Abb. 12).  

Qualität im Tourismus

Hardware Umwelt Software

Funktion Ästhetik natürlich gebaut Service Information

Qualität im Tourismus

Hardware Umwelt Software

Funktion Ästhetik natürlich gebaut Service Information  

Quelle: nach BIEGER 2005, 265 

Abb. 12: Komponenten der Qualität im Tourismus 
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Demnach ist es für die Wassersporttouristen auch von Bedeutung, dass Hafen-

anlagen attraktiv, d. h. optisch ansprechend und an die Umgebung angepasst sind. 

Sie sollte des Weiteren über einen guten Service, ein angemessenes Preis-

Leistungs-Verhältnis und eine gute (über)regionale Straßenanbindung verfügen. 

Letztere ist jedoch vor allem für Dauerlieger von Bedeutung, da diese ihren Heimat-

hafen möglichst schnell von ihrem Wohnort aus erreichen möchten. Da bereits 

existente Häfen i. d. R. auf bauliche und infrastrukturelle Situationen (wenn möglich) 

nur unter großem wirtschaftlichem Aufwand Einfluss nehmen können, sich aber dem 

zunehmenden Qualitätsinteresse der Kundschaft bewusst sind, erlangen Qualifizie-

rungen und Zertifizierungen eine wachsende Bedeutung. Speziell in Mecklenburg-

Vorpommern können sich Marinas, Sportboothäfen und Anleger seit 2003 mit dem 

Siegel „Maritimes Qualitätsmanagement“ (MQM) zertifizieren lassen (vgl. hierzu 

Artikel unter Abb. A - 8 im Anhang). Aktuell haben sich bereits 50 Häfen oder Anleger 

erfolgreich am MQM beteiligt (vgl. MV-MARITIM 2008).  

 

Ausgehend von den Darstellungen zu Nutzergruppen und deren mitunter recht 

unterschiedlichen Ansprüchen an den (gebauten) Raum wird deutlich, dass hierin ein 

großes Konfliktpotential liegt. Dieses muss bei Planungen erkannt, berücksichtigt und 

möglichst aufgelöst werden. 

 

 

2.3.2 Nutzungskonflikte 

Wassersport zählt zum so genannten „outdoor-Bereich“ (OBENAUS 1999, 13), da 

Wassersporttouristen den Großteil ihrer Freizeit auf oder an Gewässern verbringen, 

um sich zum einen sportlich zu betätigen, aber auch um sich zum anderen in Natur 

und Landschaft erholen zu können und diese zu genießen. Es handelt sich hierbei 

um eine typische erholungsbezogene Freiraumnutzung. Dabei wird unter Freiraum 

der von einer geschlossenen Bebauung freie Teil einer Landschaft verstanden (vgl. 

u. a. BRANDT 1996). Durch zunehmende Versiegelung und Flächeninanspruchnahme 

kommt es verstärkt zu Konkurrenzen und Konflikten bei der Flächennutzung.  
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Über die touristische Attraktivität eines Gebietes entscheidet die Kombination einer 

Vielzahl unterschiedlicher Kriterien23. ARLT/PFEIL (1996, 27) fassen diese Kriterien 

wie folgt zusammen: „Die Eignung der Räume für bestimmte Nutzungen ergibt sich 

also nicht mehr nur aus dem Naturraumpotential, sondern auch aus den vorhande-

nen gesellschaftlichen Strukturen des Raumes, wie etwa der infrastrukturellen 

Ausstattung, der Struktur und dem Standortsystem der Wirtschaft, sozialräumlichen 

Beziehungen oder aber auch dem herrschenden Rechtssystem“. 

Mehrfachnutzungen von Räumen sind nur dann unproblematisch, wenn verschie-

dene Nutzungsziele identisch, komplementär oder zumindest neutral zueinander sind 

(vgl. ARLT/PFEIL 1996, DECKERS 2004). Konfliktpotentiale entstehen dagegen bei Ziel-

konkurrenzen der Nutzungen bzw. wenn sich Nutzungen gegenseitig ausschließen. 

Diese Gefahr besteht besonders bei Räumen mit Natur- und Erholungspotential und 

somit auch bei Wassersportgebieten. Hier konkurrieren oft die Ziele des Natur-

schutzes mit wirtschaftlichen bzw. tourismuspolitischen Interessen.  

Auch unterschiedliche Erwartungen, die von den Touristen an den Raum gestellt 

werden, lassen sich oftmals nur schwer miteinander vereinbaren (vgl. hierzu auch 

Tab. 8). Die hieraus resultierenden Konflikte können dazu führen, dass keine der 

Zielgruppen zufrieden gestellt werden kann und potentielle Touristen weg bleiben.  

Tab. 8: Urlaubsmotive und -erwartungen 

besonders wichtig völlig unwichtig 
Urlaubsmotive  

(Angaben in % der Bevölkerung) 
Entspannung, keinen Stress haben  59 2 
Abstand zum Alltag gewinnen  54 1 
Frei sein, Zeit haben  52 2 
Frische Kraft sammeln  50 1 
Sonne, Wärme, schönes Wetter haben 42 2 
Gesundes Klima  41 1 
Spaß, Freude, Vergnügen haben  37 2 
Natur erleben 37 2 
Ausruhen, Faulenzen 33 4 
Leichte sportliche/spielerische Betätigung 9 18 
Entdeckung, Risiko 8 27 
Aktiv Sport treiben 8 32 
Flirt/Erotik 9 33 

Quelle: nach SCHMIED 2002, Stand 2000 

                                            
23 Bei RENKE (1988) findet sich eine konkrete Auflistung dieser Kriterien 
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Im Bereich des WST variieren die Ansprüche an den Hafen, z.B. je nach Alter oder 

Gruppenzusammensetzung. So wünschen sich Familien vor allem kindgerechte Frei-

zeitangebote (z. B. Spielplätze), Erwachsenengruppen dagegen sind vorwiegend auf 

dem Schiff oder unternehmen Ausflüge in die nähere Umgebung der Häfen. Sie 

bevorzugen vor Ort Lokalitäten für ihre Abendgestaltung. 

Konflikte entstehen jedoch auch durch die zeitliche und räumliche Konzentration von 

Touristen, vor allem in den Bereichen Flächennutzung, Verkehr, Luft (Schadstoff-

belastung), Lärm, Boden bzw. Wasser und Entsorgung (vgl. hierzu ARL 1991, 329). 

Die Saisonalität stellt damit sowohl ein erhebliches wirtschaftliches, soziales und 

ökologisches Problem dar – nicht nur in Bezug auf Spitzenbelastungen, sondern 

auch deshalb, weil die für die Hochsaison erforderliche Infrastruktur für einen großen 

Teil des Jahres unrentabel bleibt, dennoch in ökologischer und ökonomischer 

Hinsicht Kosten verursacht (IKZM 1999, 89). Im Wassersporttourismus fängt die 

Saison im April/Mai an und endet im September/Oktober, wobei die Hochsaison im 

Juli/August liegt (vgl. Kap. 2.3.1). Die Spitzenbelastung der Häfen fällt damit auch in 

die allgemeine touristische Hochsaison, was mitunter in den betreffenden Gebieten 

zu erheblichen Belastungen führen kann, vor allem wenn innerhalb der räumlichen 

Gliederung Hafen- und Strandnutzung für den allgemeinen Badeverkehr zusammen-

fallen, wie in Abb. 13 dargestellt.  
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Quelle: nach BREUSTE 1993, 36; verändert
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Quelle: nach BREUSTE 1993, 36; verändert  
Abb. 13: Skizzierte Gliederung des Küstenraumes 

Während der Gewässerbereich ausschließlich von Wassersportlern (z.B. Surfern und 

Seglern) genutzt wird, kommt es im unmittelbaren Küstenbereich zu einer wesent-

lichen Nutzungsüberlagerung. Dieser Bereich wird nicht nur durch infrastrukturelle 

Einrichtungen der Häfen genutzt (u. a. Liegeplätze, Gebäude etc.), sondern im 
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Strandbereich auch durch Badegäste. Zudem handelt es sich gerade bei diesem 

intensiv genutzten Übergangsbereich zwischen Meer und Land um ein ökologisch 

äußerst sensibles Gebiet. Damit bestehen in bestimmten Bereichen spezifische 

territoriale Wechselwirkungen zwischen Naturnutzung, Wirtschaft, Siedlung und 

Verkehr (vgl. BÜTOW 1993). Eine vielseitige Naturraumausstattung ergibt dabei in 

Verbindung mit einem entsprechenden gesellschaftlichen Bedarf ein hohes natür-

liches Erholungspotential. Jedoch ist die dargestellte Gliederung des Küstenraumes 

nicht bei allen Häfen zu finden. Vielmehr findet üblicherweise eine Trennung 

zwischen Hafen- und Strandbereich statt. Somit können diesbezügliche Überlastun-

gen des Gebietes und daraus resultierende Konflikte umgangen werden. Ein Teil der 

Nutzungskonflikte durch Flächenmehrfachnutzung oder Nachbarschaft ist somit bei 

rechtzeitiger, langfristiger und territorial wie zweiglich abgestimmter Planung der 

Regionalentwicklung reduzierbar oder sogar vermeidbar (vgl. BÜTOW 1993).  

Trotz nachhaltiger und freizeitorientierter Raumplanung lassen sich die negativen 

Effekte, die vom Wassersporttourismus auf die Umgebung ausstrahlen, nicht 

gänzlich vermeiden. Eine Erläuterung der gesamten Auswirkungen des WST wird im 

folgenden Kapitel gegeben. 

 

 

2.3.3 Auswirkungen des Wassersporttourismus 

Bei der Planung touristischer Infrastruktureinrichtungen sind seit Ende der 1980er 

Jahre umweltschonende Ansätze zu erkennen. Das allgemein gestiegene Umwelt-

bewusstsein der Bevölkerung sowie umfangreiche Medienberichte über Umweltkata-

strophen führten in den letzten Jahrzehnten dazu, dass auch Touristen umwelt-

sensibler geworden sind. Bezeichnungen wie „sanfter“ oder „nachhaltiger“ Tourismus 

traten auf und führten zu einem neuen, alternativen Segment innerhalb der Fremden-

verkehrsentwicklung24. Somit spielt heutzutage auch in der Tourismuspolitik die 

Nachhaltigkeit eine große Rolle. Sie verlangt neben ökonomischer Ergiebigkeit auch 

eine ökologische und soziale Verträglichkeit des Tourismus. Eine Überbeanspru-

chung der natürlichen Gegebenheiten soll nicht nur vermieden werden. Vielmehr gilt 

es, den vorhandenen Natur- und Landschaftsraum zu schonen, aber dennoch eine 

                                            
24 Weiterführende Literatur: vgl. u. a. BECKER ET AL. 1996, BENTHIEN 1997, BENTHIEN/BÜTOW 1999, 

HOISL 2000, ORAMS 1999, SPITTLER 1996, STUDENTENINITIATIVE 1994, WOLF 1996 
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wirtschaftliche bzw. touristische Entwicklung zu gewährleisten. Damit ergeben sich 

für einen nachhaltigen Tourismus folgende Ziele:  

Tab. 9 Nachhaltige Ziele im Tourismus  

ökologisch - Bewahrung der natürlichen Ressourcen und ursprünglichen Biodiversität 
- Reduzierung der touristisch induzierten Emissionen und Abfälle 

ökonomisch - Gewährleistung des wirtschaftlichen Wohlstandes der Gastgeber 
- Erhaltung und optimale Auslastung der touristischen Infrastruktur 

sozial 

- Schaffung von Arbeitsplätzen 
- Gewährleistung der Erholung 
- Förderung der soziokulturellen Identität der Bevölkerung 
- Schaffung von Partizipationsmöglichkeiten im Tourismus 

Quelle: nach BECKER ET AL. 1996,126; ergänzt 

Betrachtet man die daraus resultierenden Auswirkungen, die vom Tourismus auf die 

Umgebung ausgehen, kann grundsätzlich festgestellt werden, dass die positiven 

Effekte vordergründig im ökonomischen Bereich überwiegen: „Der Tourismus ist in 

vielen Küstenregionen einer der am schnellsten wachsenden und wirtschaftlich 

rentabelsten Sektoren. Die traditionellen Attraktionen sind `Sonne und Sand´, wobei 

auch der Wassersport […] zunimmt. Der Tourismussektor bietet Arbeitsplätze und 

Einkommen nicht nur für Hotels, Restaurants und Reiseveranstalter, sondern auch 

für ihre vielen Zulieferer und Zubehörindustrien“ (vgl. IKZM 1999, 88). Die Größen-

ordnung der direkten und vor allem indirekten Wertschöpfung ist hierbei jedoch 

aufgrund der weit reichenden Effekte nur sehr schwer abschätzbar.  

Die negativen Auswirkungen des Tourismus treten allgemein vor allem im ökologi-

schen und sozialen Bereich auf: „Der Tourismus ist jedoch oftmals sehr ressourcen-

intensiv, verbraucht große Mengen an Wasser und fossilen Brennstoffen und erzeugt 

viele Verkehrsstörungen, viel Abfall und Verschmutzung. Der Tourismus steht häufig 

mit anderen Tätigkeiten im Konflikt um den Zugang zu Land und zu anderen 

Ressourcen. Er kann auch in sozialer Hinsicht brisant sein, da die vorübergehenden 

Bewohner das soziale Gefüge zerstören und Ortsansässige durch gestiegene 

Grundstückspreise verdrängt werden“ (vgl. IKZM 1999, 88). Daneben sind jedoch 

auch positive Effekte vor allem im sozialen Bereich zu erwähnen. Gerade für den 

strukturschwachen und marktfernen ländlichen Raum bietet der Tourismus eine 

wichtige Einkommensquelle und kann damit den sozialen Standard der gesamten 

Region aufwerten. 
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Die konkreten Auswirkungen, die vom Wassersporttourismus auf die ökologische, 

ökonomische und soziale Umgebung ausgehen, sind in Abb. 14 zusammengefasst.  

Abb. 14: 
Wechselwirkungen des 
WST auf die Region 
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So ist eine intakte, landschaftlich ansprechende Natur Voraussetzung für einen 

erfolgreichen Wassersporttourismus. Nur wenn dieses Naturpotential vorhanden ist, 

versprechen Investitionen rentabel zu werden. Einnahmen und damit Arbeitsplätze 

und Einkommen folgen. Andererseits bedingen Investitionen (durch Neubau und 

Flächenversiegelung) auch die Qualität der Umwelt, prägen das Landschaftsbild und 

wirken auf die Biodiversität. Die ökonomischen Effekte stellen des Weiteren un-

weigerlich eine Verbindung zum sozialen Aspekt dar, denn Einkommen und Arbeits-

plätze haben Auswirkungen auf den Lebensstandard der Bevölkerung vor Ort. Die 

Bevölkerung ihrerseits bietet durch ihr Verhalten ökonomisches und ökologisches 

Konflikt- und Nutzenpotential (z.B. Kriminalität, Freundlichkeit, Umweltverschmutzung 

oder Naturpflegemaßnahmen). Auch die Wassersporttouristen selbst werden sozial 

beeinflusst und unterliegen z.B. verschiedenen Restriktionen von Außen. Hierzu 

zählen u. a. gesetzliche Regelungen, soziale Normen und andere Sachzwänge. 

Diese können wirtschaftliche Entscheidungen wesentlich beeinflussen und eine 

erwünschte Alternativenwahl behindern. Derartige Vorschriften können im Wasser-

sportbereich u. a. bestimmte Qualifizierungen sein, die die Sportler vorweisen 

müssen, um den Sport auszuüben (z.B. Segelschein) oder rechtliche Regelungen, 

die die Sicherheit für alle Beteiligten gewährleisten (z.B. Seeschifffahrtsordnung).  

Alle Effekte des WST komplett zu quantifizieren ist kaum möglich, da es sich hierbei 

um ein sehr komplexes System mit verschiedenen vor- und nachgelagerten Stufen 

sowie externen Effekten handelt. Um dies zu verdeutlichen, sind in der folgenden 
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Abbildung beispielhaft die Faktoren aufgezeigt, die im Zusammenhang mit dem 

Wassersporttourismus die ökologische Umwelt beeinträchtigen.  

Ökosystem

Wasser-
sportart

Bauliche 
Anlagen

Infrastruktur

An das Vorhaben 
angrenzend

Vom Vorhaben 
direkt betroffen

Motorsport

Segelsport

Steganlagen

Hafenbetriebs-
gebäude

Verkehrsflächen

Versorgungs-
leitungen

Zone I (Taburaum): nur mit ausreichendem, 
nutzungsfreien Puffer

Zone II (Naturraum): nur bei geringer 
Störwirkung aus dem Vorhaben

Zone III (naturnaher Raum): muss durch 
Abwägung festgestellt werden

Zone IV (anthrop. Raum): kann stets durch 
ein Vorhaben genutzt werden

Gewässerbelastung durch austretendes 
Motoröl oder Schiffsdiesel

Umweltbelastung durch Motorenlärm

Befahren von Flachwasserbereichen 
(Fahrfehler)

Störung der Tiere durch flatternde Segel

Veränderung des Strömungsverhaltens 
(und damit des Nährstoffangebots)

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Lärm

Umweltbelastung durch Emissionen und 
Abfälle

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Lärm

Umweltbelastung durch Abgase und Abfälle 
an Wegen

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Fahrzeuglärm

Umweltbelastung durch Undichtigkeit im 
Versorgungsnetz

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Lärm bei Wartung und Reparatur

Form der Beeinträchtigung Auswirkungen auf die Umwelt

Ökosystem

Wasser-
sportart

Bauliche 
Anlagen

Infrastruktur

An das Vorhaben 
angrenzend

Vom Vorhaben 
direkt betroffen

Motorsport

Segelsport

Steganlagen

Hafenbetriebs-
gebäude

Verkehrsflächen

Versorgungs-
leitungen

Zone I (Taburaum): nur mit ausreichendem, 
nutzungsfreien Puffer

Zone II (Naturraum): nur bei geringer 
Störwirkung aus dem Vorhaben

Zone III (naturnaher Raum): muss durch 
Abwägung festgestellt werden

Zone IV (anthrop. Raum): kann stets durch 
ein Vorhaben genutzt werden

Gewässerbelastung durch austretendes 
Motoröl oder Schiffsdiesel

Umweltbelastung durch Motorenlärm

Befahren von Flachwasserbereichen 
(Fahrfehler)

Störung der Tiere durch flatternde Segel

Veränderung des Strömungsverhaltens 
(und damit des Nährstoffangebots)

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Lärm

Umweltbelastung durch Emissionen und 
Abfälle

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Lärm

Umweltbelastung durch Abgase und Abfälle 
an Wegen

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Fahrzeuglärm

Umweltbelastung durch Undichtigkeit im 
Versorgungsnetz

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Lärm bei Wartung und Reparatur

Ökosystem

Wasser-
sportart

Bauliche 
Anlagen

Infrastruktur

An das Vorhaben 
angrenzend

Vom Vorhaben 
direkt betroffen

Motorsport

Segelsport

Steganlagen

Hafenbetriebs-
gebäude

Verkehrsflächen

Versorgungs-
leitungen

Zone I (Taburaum): nur mit ausreichendem, 
nutzungsfreien Puffer

Zone II (Naturraum): nur bei geringer 
Störwirkung aus dem Vorhaben

Zone III (naturnaher Raum): muss durch 
Abwägung festgestellt werden

Zone IV (anthrop. Raum): kann stets durch 
ein Vorhaben genutzt werden

Gewässerbelastung durch austretendes 
Motoröl oder Schiffsdiesel

Umweltbelastung durch Motorenlärm

Befahren von Flachwasserbereichen 
(Fahrfehler)

Störung der Tiere durch flatternde Segel

Veränderung des Strömungsverhaltens 
(und damit des Nährstoffangebots)

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Lärm

Umweltbelastung durch Emissionen und 
Abfälle

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Lärm

Umweltbelastung durch Abgase und Abfälle 
an Wegen

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Fahrzeuglärm

Umweltbelastung durch Undichtigkeit im 
Versorgungsnetz

Störungen der Tiere durch Bewegung und 
Lärm bei Wartung und Reparatur

Form der Beeinträchtigung Auswirkungen auf die Umwelt

 
Quelle: nach JANSEN 2001, 221 

Abb. 15: Beeinträchtigungsfaktoren des Wassersports auf die Umwelt 

Um die negativen Effekte des Wassersporttourismus im Sinne einer nachhaltigen 

Entwicklung möglichst gering zu halten, wurden in jüngster Zeit vermehrt spezielle 

Managementprogramme, Mitarbeiterschulungen und Bewertungssysteme für Häfen 
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entwickelt (z.B. MQM; vgl. Kap. 2.3.1). Da diese Systeme erst vereinzelt eingeführt 

wurden, bleibt bislang noch abzuwarten und zu überprüfen, inwieweit sie zum 

gewollten Entwicklungsziel führen. Praktiken, die bereits bei der Standortentschei-

dung geplanter Häfen Nachhaltigkeitsindikatoren hinzuziehen, gibt es bislang jedoch 

nicht. 

Da aufgrund aktueller Trends davon auszugehen ist, dass sich der Nutzungsdruck 

auf die Landschaftsräume zukünftig noch weiter verstärken wird, werden auch die 

Ansprüche an räumliche Vorsorgeplanungen (wie Raumordnung und Landschafts-

planung) z.B. aufgrund der Umsetzungserfordernisse europäischer Rechtsvorgaben 

(FFH, Natura 2000 etc.) aller Voraussicht nach steigen (vgl. u. a. RIEDEL ET AL. 2004). 

In entsprechenden Gremien und Arbeitsgruppen wird daher zurzeit u. a. auch an 

einer verbesserten Zusammenarbeit von Landschafts- und Raumplanung geforscht. 

Als diesbezüglich wichtige Forderung wird bei GRÜNBERG (2004, 52) u. a. formuliert, 

dass Nutzungen in geschützten Gebieten nicht prinzipiell ausgeschlossen werden 

sollten, sondern z.B. maximale Intensitäten für die jeweiligen Nutzungen festzulegen 

sind. Dies wäre auch für den Wassersporttourismus ein wichtiger Punkt, der eine 

wirtschaftliche Entwicklung selbst in ökologisch sensiblen Bereichen zulässig 

machen könnte.  

 

 

 

Nachdem zuvor ausführlich dargestellt wurde, welche Bedeutung dem Wassersport-

tourismus zukommt, welche Nutzergruppen, -ansprüche und -konflikte zu erwarten 

sind und welche Auswirkungen von diesem Bereich auf die Umgebung ausgehen, 

soll im Folgenden der Planungs- und Genehmigungsprozess wassersporttouristi-

scher Anlagen näher erläutert werden. Dafür ist es zunächst erforderlich, einen 

kurzen Überblick über Inhalte, Aufgaben und Ziele von Raumordnung und 

Landschaftsplanung zu geben. 
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3 Analyse des Planungs- und Genehmigungsprozesses wasser-

sporttouristischer Anlagen

3.1 Inhalte, Aufgaben und Ziele von Raumordnung und Landschafts-

planung

Der Bedarf an Sport- und Freizeiteinrichtungen im Außenbereich und die damit 

verbundene Erschließung der Landschaft nehmen stetig zu, so dass eine Lenkung 

der Freizeit- und Erholungsnutzung in vielen Fällen notwendig wird (vgl. ATV-DVWK 

2001). Auch im Küstenraum25 finden sowohl auf der Land- als auch auf der 

Wasserseite eine Vielzahl raumrelevanter Aktivitäten statt, die Nutzungskonflikte und 

Abstimmungsbedarf auslösen. Wassersportanlagen besitzen dabei eine überregio-

nale Bedeutung, da sie sich zumeist an grenzüberschreitenden Gewässern befinden. 

Obwohl die Kompetenz für den Bau und die Unterhaltung von Freizeitanlagen bei 

den Kommunen liegt, existiert somit durchaus der Bedarf für eine überörtliche 

Planung. Der Raumordnung und Landschaftsplanung obliegen diesbezüglich viel-

fältige und wichtige Aufgaben, z.B. um unterschiedliche Nutzungsansprüche zu 

koordinieren und eine sozial, ökologisch sowie ökonomisch ausgewogene Entwick-

lung der Räume zu gewährleisten. (vgl. hierzu u. a. ARL 2005, BECKER ET AL. 1996, 

KIEMSTEDT 1992, SCHUMACHER 2001) 

Raumordnung und Landschaftsplanung finden ihre gesetzliche Verankerung in ver-

schiedenen rechtlichen Regelungen, die im Raumordnungsgesetz (ROG), Bundes-

naturschutzgesetz (BNatSchG) und den Naturschutzgesetzen der Länder festgelegt 

sind. Sie haben entsprechend ihrer Stellung im hierarchischen Planungssystem vor 

allem den Auftrag, überörtliche Ziele und Aufgaben festzusetzen. Diese sind von den 

sich anschließenden räumlichen Gesamtplanungen (z.B. Regionalplanung, Flächen-

nutzungsplanung) sowie den einschlägigen Fachplanungen zu berücksichtigen. Die 

entsprechende hierarchische Gliederung der Planungen ist Abb. 16 zu entnehmen. 

(vgl. u. a. ARL 2005, KRAPPWEIS 2007) 

                                            
25 Raum, der nach LAMPE (1996, 41) als Übergangszone zwischen Meer und Land definiert wird, in 

dem sich beide Bereiche gegenseitig unmittelbar beeinflussen; erstreckt sich landseitig bis zum 
Bemessungswasserstand (höchster anzunehmender Sturmflutwasserstand) und seeseitig bis zu 
dem Punkt, bei dem die Wirkung des in die Tiefe reichenden Seegangs den Meeresboden erreicht 
wird und eine Wellendämfung durch Energieverlust einsetzt 
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Abb. 16: Ebenen der Raumplanung 

Wie aus Abb. 16 ersichtlich, unterliegen die raumplanerischen Ziele in einem mehr-

stufigen Planungssystem einer zunehmenden Konkretisierung. Dabei werden 

globale, übergreifende Rahmenziele auf Landesebene definiert, im Weiteren inner-

halb von Regionalplanungen konkretisiert und über Fachpläne und die kommunale 

Bauleitplanung vollzugsnäher präzisiert (vgl. FÜRST/RITTER 1993). 

Oberstes Ziel der Raumordnung ist das Nachhaltigkeitsprinzip, das im Jahre 1998 im 

deutschen Bau- und Raumordnungsgesetz verankert wurde (vgl. ROCH ET AL. 1998, 

522). Bei Planungsaufgaben sollen demnach ökologische, ökonomische und sozio-

kulturelle Aspekte gleichrangig betrachtet werden. Konkret ergeben sich dement-

sprechend folgende Ziele, durch die die komplexe räumliche und strukturelle Ent-

wicklung eines Landes und seiner Teilgebiete gefördert werden soll (nach ECKART 

1993, 9): 

� unter Beachtung sozialer, kultureller und wirtschaftlicher Erfordernisse mög-

lichst gleichwertige Lebensbedingungen für die Bevölkerung schaffen, 
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� Schutz, Pflege und Entwicklung der natürlichen Lebensbedingungen sichern, 

� Gestaltungsmöglichkeiten der Raumnutzung langfristig offen halten. 

 

Nachhaltige Raumplanung hat somit die Aufgabe, den knapp gewordenen Lebens-

raum zu erhalten und zu gestalten – mit dem Ziel, die Nachhaltigkeit auch in der 

räumlichen Nutzung und Entwicklung (auch Siedlungsentwicklung) sicherzustellen. 

Sie vernetzt und koordiniert umfassend Raumfunktionen und ordnet das Zusammen-

wirken von Natur, Gesellschaft und Wirtschaft (vgl. hierzu auch Abb. 17). Dabei muss 

Nachhaltigkeit immer als Prozess verstanden werden, als eine stetige Optimierungs-

aufgabe (vgl. WOLF 1996). Ziel der Planung ist es, die Belange der Natur- und Land-

schaftspflege sowie der Erholung der Bevölkerung mit den Ansprüchen der Betreiber 

und Nutzer von Wassersportanlagen miteinander in Einklang zu bringen. (vgl. hierzu 

u. a. ARL 2000, LENDI 1998, UBA 2000, WACHTER/ELSASSER 2000, WOLF 1996) 
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Quelle: nach WOLF1996, 87; verändert

Kulturelles Kriterium Soziales Kriterium

Ökonomisches Kriterium Ökologisches Kriterium

- Wahrung der kulturellen Identität durch 
Förderung der regionalen Begabung

- Partizipation der Betroffenen
- Gerechtigkeit durch Sicherung eines 

gesellschaftlich bestimmten 
Mindestlebensstandards

- Erhalt des natürlichen Kapitalbestandes, 
wobei strukturelle Veränderungen u. 
Substitutionsvorgänge innerhalb des 
Kapitalbestandes nicht ausgeschlossen 
sind

- Sicherung eines gesellschaftlich 
bestimmten Mindestlebensstandards

- Unterstützung des Erhalts des 
natürlichen Kapitalstocks durch 
ökonomische Instrumente

Nachhaltige Raumentwicklung

Kulturelles Kriterium Soziales Kriterium

Ökonomisches Kriterium Ökologisches Kriterium

- Wahrung der kulturellen Identität durch 
Förderung der regionalen Begabung

- Partizipation der Betroffenen
- Gerechtigkeit durch Sicherung eines 

gesellschaftlich bestimmten 
Mindestlebensstandards

- Erhalt des natürlichen Kapitalbestandes, 
wobei strukturelle Veränderungen u. 
Substitutionsvorgänge innerhalb des 
Kapitalbestandes nicht ausgeschlossen 
sind

- Sicherung eines gesellschaftlich 
bestimmten Mindestlebensstandards

- Unterstützung des Erhalts des 
natürlichen Kapitalstocks durch 
ökonomische Instrumente

Nachhaltige Raumentwicklung

Quelle: nach WOLF1996, 87; verändert  
Abb. 17: Kriterien einer nachhaltigen Raumentwicklung 

Zu den wesentlichsten Aufgaben der Raumordnung gehört die Aufstellung zusam-

menfassender, übergeordneter Raumordnungs- und Entwicklungsprogramme, um 

Vorsorge für einzelne Raumfunktionen und Raumnutzungen (z. B. Flächen mit 

besonderer natürlicher Eignung für den Fremdenverkehr und die Erholung) treffen zu 

können. Des Weiteren führen die für die Raumordnung zuständigen Stellen Raum-

ordnungsverfahren durch, geben landesplanerische Stellungnahmen ab und infor-

mieren, beraten und unterstützen die Planungsträger. Hierbei erfolgt vor allem die 

Prüfung und Abstimmung raumbedeutsamer Maßnahmen und Planungen. Zu diesen 
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zählt u. a. auch der Neubau oder die Erweiterung von Sportboothäfen, da diese im 

Hinblick auf ihre Naturverträglichkeit von den zuständigen Raumordnungsämtern 

geprüft und genehmigt werden müssen. Entwicklungsmöglichkeiten der Räume 

sowie unterschiedliche Interessen gilt es gegeneinander abzuwiegen und in Einklang 

zu bringen. Dabei ist neben wirtschaftlichen Argumenten für Hafenstandorte auch 

von Interesse, wie sich die Anlagen in die Natur einpassen, d. h. welche ökolo-

gischen Wirkungen ausgelöst werden. Touristische Großvorhaben sollen dabei 

möglichst auf Standorten mit bereits bestehendem intensivem Fremdenverkehr 

konzentriert, Flächen mit einer besonders wertvollen Naturausstattung dagegen von 

einer touristischen Ansiedlung ausgeschlossen werden. Zudem sollte im Sinne einer 

nachhaltigen Bewertung auch die Frage der sozialen Verträglichkeit geklärt werden. 

Durch die Einteilung der Räume in unterschiedliche Kategorien entsteht ein erstes 

Muster, das bei Entscheidungen innerhalb der Standortplanung von Wassersport-

anlagen genutzt werden kann. (vgl. u. a. BRANDT 1996, ECKART 1993, GRÜNBERG/ 

MARTIN 2001, ROCH ET AL. 1998, RO/LP 2005, STÜER 1998) 

Die beschriebenen Aufgaben der Raumordnung verteilen sich auf verschiedene 

Gremien. Hierzu gehören die Oberste26 und die Unteren27 Landesbehörden sowie die 

Träger der Regionalplanung. Die konkrete Organisationsstruktur in M-V kann Abb. 18 

entnommen werden.  
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Quelle: nach RO/LP 2005 

Abb. 18: Organisationsstruktur der Raumordnung in M-V 

Die Oberste Landesplanungsbehörde stellt das Landesraumordnungsprogramm auf, 

schreibt es fort und führt Raumordnungsverfahren für landesweit bedeutsame 

Planungen und Maßnahmen durch. Weiterhin ist sie zuständig für die Raumbeobach-

                                            
26 Ministerium für Arbeit, Bau und Landesentwicklung M-V 
27 je nach Planungsregion zuständiges Amt für Raumordnung und Landesplanung in M-V 
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tung und -analyse sowie für die transnationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 

Raumordnung. (vgl. SCHUMACHER 2001) 

 

Die Landschaftsplanung hat für die Planung von Freizeitanlagen insofern eine große 

Bedeutung, da sie nicht nur für Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Land-

schaft zuständig ist, sondern auch für landschaftsbezogene Erholung (vgl. ARL 2005, 

351). Sie bildet damit das zentrale Planwerk von Naturschutz und Landschaftspflege 

(vgl. Abb. 19).  

Naturschutzplanung im     
engeren Sinne

- Artenschutzprogramm
- Biotopschutzprogramm
- Extensivierungsprogramm
- Pflegeplan
- Entwicklungsplan

Landschaftspflegerische 
Begleitplanung

- Gewässerausbau
- Flurbereinigung
- Verkehr
- Bodenabbau

Landschaftsplanung
- Landschaftsprogramm
- Landschaftsrahmenplan
- Landschaftsplan
- Grünordnungsplan

Räumliche Gesamtplanung
- Landesraumordnungsprogramm
- Regionalplan
- Bauleitplan
- Städtebaulicher Rahmenplan
- Stadtentwicklungsplan

Fachplanung
- Agrarplan
- Forstplan
- Verkehrsplanung
- Sportplatzplanung
- Kleingartenplanung

Planungsfeld Naturschutz und Landschaftspflege

Quelle: nach KIEMSTEDT 1992, 10
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- Bodenabbau

Landschaftsplanung
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- Landschaftsplan
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- Landesraumordnungsprogramm
- Regionalplan
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- Städtebaulicher Rahmenplan
- Stadtentwicklungsplan

Fachplanung
- Agrarplan
- Forstplan
- Verkehrsplanung
- Sportplatzplanung
- Kleingartenplanung

Planungsfeld Naturschutz und Landschaftspflege

Quelle: nach KIEMSTEDT 1992, 10  
Abb. 19: Landschaftsplanung als zentrales Planwerk von Naturschutz und Landschaftspflege 

Als Landschaftsplanung wird im Allgemeinen der gesamte Planungsvorgang 

bezeichnet. Alle Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege werden planerisch festgelegt und darge-

stellt. Dabei wird die Landschaftsplanung entsprechend der Gliederung der räum-

lichen Gesamtplanung in drei Stufen unterteilt: Landschaftsprogramme, Landschafts-

rahmenpläne und Landschaftspläne (vgl. hierzu auch Tab. 10). „Die Konkretisierung 

planerischer Aussagen nimmt im vertikal gegliederten Planungssystem in Deutsch-

land naturgemäß von der Landes- über die Regional- bis zur Gemeindegebietsebene 

zu“ (vgl. ATV-DVWK 2001, 31). Die Darstellung der erforderlichen Maßnahmen zur 

Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege erfolgt für das 

gesamte Land im Landschaftsprogramm, flächendeckend für die Regionen in Land-
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schaftsrahmenplänen und auf Gemeindeebene in Landschaftsplänen, die wiederum 

vertiefend innerhalb der Bauleitplanung in Flächennutzungs- und Grünordnungs-

plänen umgesetzt werden (vgl. Tab. 10). Erst mit dieser Übernahme erlangen die 

Planungen eine Verbindlichkeit. (vgl. hierzu u. a. BARSCH ET AL. 2003, BMU 1992, 

BRANDT 1996, GASSNER 1995, GRÜNBERG 2001 und 2004, GRÜNBERG/LIPP 2004, 

GRÜNBERG/MARTIN 2001, MICHEEL 1994, RIEDEL/LANGE 2002, RIEDEL ET AL. 2004) 

Tab. 10: Ebenen der Landschaftsplanung 

Planungsraum Gesamtplanung Landschaftsplanung Planungsmaßstab 
Landschaftsplanung 

Land Landesraumord-
nungsprogramm* Landschaftsprogramm* 1:500.000 bis 1:200.000

Region Regionalplan* Landschaftsrahmen-
plan* 1:50.000 bis 1:25.000 

Gemeinde Flächennutzungs-
plan Landschaftsplan 1:10.000 bis 1:5.000 

Teil des 
Gemeinde-
gebietes 

Bebauungsplan Grünordnungsplan 1:2.500 bis 1:1.000 

*Planwerke werden in einigen Bundesländern anders bezeichnet 
Quelle: nach BMU 1992 

Das Landschaftsprogramm ist ein hochstufiger Plan, der der Landesentwicklungs-

planung zugeordnet ist und überörtliche Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirk-

lichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege für den gesamten 

Bereich eines Bundeslandes aufstellt. Landschaftsprogramme werden auf regionaler 

Ebene durch Landschaftsrahmenpläne konkretisiert.  

Landschaftsrahmenpläne dienen der Konkretisierung, fachlichen Interpretation und 

Umsetzung landesplanerischer Ziele. Damit nimmt diese Ebene eine gewisse Mittler-

funktion zwischen Landschaftsprogramm und Landschaftsplan ein: sie muss Inhalte 

konkretisieren, ohne örtliche Planaussagen vorwegzunehmen oder zu ersetzen. Für 

den Inhalt der Landschaftsrahmenpläne gibt es keine konkreten Vorschriften. 

Notwendig ist lediglich eine Darstellung der Erfordernisse und Maßnahmen zur 

Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege. In diesem 

Zusammenhang kommt dieser Ebene auch eine grundlegende Bedeutung bei der 

Ausweisung von Vorrang-, Vorbehalts- und Eignungsgebieten für Naturschutz und 

Landschaftspflege zu28. Landschaftsrahmenpläne bilden insgesamt den Rahmen für 

                                            
28 Nähere Erläuterungen zu Vorrang- und Vorbehaltsgebieten erfolgen in Kap. 3.2 
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die örtlichen Landschaftspläne. (vgl. u. a. ATV-DVWK 2001, FÜRST/RITTER 1993, 

GRÜNBERG 2001) 

Der Landschaftsplan ist der kleinräumigste Plan. Er ist örtlich begrenzt, womit 

flächenscharfe Darstellungen möglich sind. Landschaftspläne müssen in M-V 

flächendeckend und vorsorgend aufgestellt werden. Dabei sollen sie den verschie-

denen Anforderungen des Naturschutzes und der Landschaftspflege an die unter-

schiedlichen Nutzungsansprüche gerecht werden. Schutz, Pflege und Entwicklung 

bzw. Sanierung von Natur und Landschaft sind vordringliche Aufgaben. Es sollen 

nicht nur schützenswerte bzw. sanierungsbedürftige Bereiche aufgezeigt, sondern 

auch demonstriert werden, wie Landnutzungen zur Schonung der Naturgüter beitra-

gen können. Der Landschaftsplan liefert den Gemeinden u. a. auch ein Konzept mit 

Vorschlägen und Maßnahmen zur landschaftsbezogenen Erholung und zum Naturer-

lebnis. Er dient als Entscheidungsgrundlage zur Vorbereitung und Umweltprüfung 

der Flächennutzungsplanungen sowie Fachplanung und stellt damit eine wesentliche 

Grundlage für eine umweltgerechte und nachhaltige Entwicklung von Gemeinden 

dar. Zum Planungsauftrag der örtlichen Landschaftsplanung gehören nach SCHÜTZE 

(1994) zum einen die Vorlauffunktion, die mit der Entwicklung eines Anforderungs-

kataloges für verschiedene Planungen sowie der Erarbeitung und Veröffentlichung 

einer Bestandsaufnahme die Datengrundlage für andere Planungen schafft. Zum 

anderen stellt die Leitfunktion eine wesentliche Voraussetzung für verschiedene 

Naturschutzinstrumente dar (z.B. Eingriffsregelung und der Gebietsschutz). Punktu-

elles Agieren der Naturschutzverwaltung soll durch planhaftes abgelöst werden. 

Naturschutz soll nicht nur im Stil der Gefahrenabwehr, sondern auch vorsorgend, 

gestaltend und entwicklungsbezogen betrieben werden. Dies ist vor allem auch für 

die Planung wassersporttouristischer Anlagen von großer Bedeutung, da sich diese 

zumeist in besonders sensiblen Naturgebieten befinden. Sie gilt es zu schützen und 

zu erhalten, gleichzeitig sollen aber auch soziale und ökonomische Entwicklungsziele 

verfolgt werden können. (vgl. hierzu u. a. GRÜNBERG 2001, GRÜNBERG/LIPP 2004, 

GRÜNBERG/MARTIN 2001, RIEDEL/LANGE 2002, SCHÜTZE 1994) 

Zusammenfassend formuliert, handelt es sich bei der Landschaftsplanung um eine 

räumliche Umweltplanung, die die verschiedenen Funktionen einer Landschaft unter 

dem Anspruch einer nachhaltigen Nutzung betrachtet und bewertet. Die Möglich-

keiten einer nachhaltiger Entwicklung bestehen dabei nach ROCH ET AL. (1999, 186) 

vor allem „in der Eindämmung extensiver Siedlungsentwicklung durch Intensivierung 
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der Flächennutzung, durch Nachverdichtung und Gestaltung attraktiver, qualitativ 

hochwertiger Nutzungskombinationen, Einschränkung der Sogwirkung und durch 

Einbindung der Versorgungseinrichtungen bei Anbindung an das ÖPNV-Netz“. Vor 

allem Landschaftsrahmenpläne, Regionalpläne und Landesentwicklungspläne sind 

dabei als Grundlage für die räumliche Ausformung der nachhaltigen Ziele zur 

Siedlungs- und Landschaftsentwicklung sowie zur Sicherung ökologisch sensibler 

Gebiete unverzichtbar (vgl. ROCH ET AL. 1999, 182). Die Landschaftsplanung erfüllt 

somit insgesamt die Aufgabe der Koordination und Integration der Fach- und 

gemeindlichen Planungen. Sie basiert auf der Gesamtkonzeption für räumliche 

Ordnung und soll auf Gemeindeebene verhaltenssteuernd wirken. (vgl. hierzu u. a. 

ATV-DVWK 2001, BARSCH ET AL. 2003, GASSNER 1995, RIEDEL/LANGE 2002, RIEDEL ET 

AL. 2004) 

Eine Rechtsverbindlichkeit und damit Berücksichtigungspflicht erhalten die Aussagen 

und Inhalte der Landschaftsplanung jedoch erst bei ihrer Übernahme in den Flächen-

nutzungsplan. Standortplanungen wassersporttouristischer Anlagen sind daher in 

städtebauliche Entwicklungskonzepte einzugliedern und müssen sich den bestehen-

den Flächennutzungsplanungen unterordnen.  

Die wesentlichen Aufgaben und Instrumente der Landschaftsplanung sind abschlie-

ßend in Tab. 11 zusammengefasst dargestellt. 

Tab. 11: Aufgaben und Instrumente der Landschaftsplanung 

 Landschaftsplanung im weiteren Sinne = 
Naturschutzfachliche Planung 

Erweiterte 
Landschafts-

planung* 

A
uf

-
ga

be
n Landschafts-

planung im 
engeren Sinne 

Landschaftsplanung als 
Naturschutzfachplanung 

Landschaftsplanung als 
naturschutzfachlicher 

Planungsbeitrag 

Planung von Grün- 
und Erholungs-

anlagen 

In
st

ru
m

en
te

 

- Landschafts-
programm 

- Landschafts-
rahmenplan 

- Landschafts-
plan 

- Grünord-
nungsplan 

- Arten- und Biotop-
schutzprogramm 

- Landschaftspflege-
konzept 

- Erholungsplanung 
- Biotopverbundplanung 
- Schutzgebietsplanung 
- (Schutz-,) Pflege- und 

Entwicklungsplan 
- Naturparkplan 

- Umweltverträglich-
keitsstudie (UVS) 

- FFH-Verträglichkeits-
studie 

- Landschaftspflege-
rischer Begleitplan 

- Landschaftspflege-
rischer Ausführungs-
plan 

- (Grünordnungsplan) 

- Landschaftsplan 
- Grünordnungs-

plan 

*= Freiraumplanung u. städtebauliche Gestaltungsbeiträge; Quelle: nach RIEDEL/LANGE 2002; gekürzt 
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3.2 Planungsrechtliche Grundlagen 

Programme und Pläne sollen die Verwirklichung der Ziele und Grundsätze der 

Raumordnung sichern. Die Inhalte und Zielsetzungen der gesamträumlichen Planung 

manifestieren sich in Programmen und Plänen der Bundesraumordnung sowie der 

Landes- und Regionalplanung und werden für raumbezogene Planungen von 

Behörden- und Gebietskörperschaften verbindlich (vgl. HEIN 1998). Zu den planungs-

rechtlichen Grundlagen, die für die Errichtung von wassersporttouristischen Anlagen 

in Mecklenburg-Vorpommern relevant sind, gehören folgende: 

� das Bundesnaturschutzgesetz (BNATSCHG), 

� das Landesnaturschutzgesetz (LNATG M-V), 

� die Landesbauordnung M-V (LBAUO M-V),  

� das Landesplanungsgesetz M-V (LPLG), 

� das Landesraumentwicklungsprogramm (LEP M-V), 

� die Regionalen Raumordnungsprogramme (RROP), 

� der ERLASS 1996a, 

� die ENTSCHLIEßUNG 1992 sowie 

� der ERLASS 1996b. 

 

Das Bundesnaturschutzgesetz bildet den planungsrechtlichen Rahmen für alle 

weiteren Konkretisierungen. So bestimmt § 5 (BNatSchG), dass es die Aufgabe der 

Landschaftsplanung ist, alle überörtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Ver-

wirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege darzustellen. Bei 

der Umsetzung müssen dabei stets die Grundsätze und Ziele der Raumordnung und 

Landesplanung beachtet werden. (vgl. hierzu Kap. 3.1) 

Wesentliches Planungsinstrument für die Standortauswahl von Wassersportanlagen 

ist dabei der Landschaftsplan. Er vermittelt der Gemeinde eine umfassende Über-

sicht über historische Entwicklungen, den gegenwärtigen Zustand sowie mögliche 

Entwicklungspotentiale der Natur und Landschaft. Des Weiteren werden die Belange 

von Naturschutz und Landschaftspflege, die es im Rahmen der Bauleitplanung zu 

berücksichtigen gilt, dargestellt. Damit wird ersichtlich, welche Bereiche gefährdet 

oder schutzbedürftig und daher für eine Bebauung eher ungeeignet sind. (vgl. hierzu 

BMU 1992) 
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Das Landsnaturschutzgesetz ist vor allem in Mecklenburg-Vorpommern in Bezug auf 

die Standortplanung von Wassersportanlagen von besonderer Bedeutung, da M-V 

als einziges Bundesland die Kategorie „Küsten- und Gewässerschutzstreifen“ in das 

Gesetz aufgenommen hat (§ 19 LNatG M-V). Generell wird hier festgelegt, dass 

bauliche Anlagen an Gewässern erster Ordnung sowie Seen und Teichen mit einer 

Größe von mindestens einem Hektar in einem Abstand von 100 m zur Mittelwasser-

linie (land- und seeseitig) nicht errichtet oder wesentlich erweitert werden dürfen. An 

Küstengewässern beträgt dieser Abstand sogar 200 m. Des Weiteren ist § 19 (2) 

LNatG M-V zu entnehmen, für welche Anlagen diese Bestimmungen nicht gelten 

(z.B. Fischereihäfen, Hochwasserschutz, Rettungswesen, Landesverteidigung etc.). 

Abschnitt 3 des Gesetzes legt fest, für welche baulichen Anlagen Ausnahmen erlas-

sen werden können. Wesentlich für die Genehmigung von Wassersportanlagen sind 

nach § 19 (3) LNatG M-V folgende bauliche Anlagen:  

� die das Orts-/ Stadtbild prägen bzw. von städtebaulicher Bedeutung sind, 

� die ausschließlich dem Badebetrieb, Wassersport oder der berufsmäßigen 
Fischerei dienen, sowie für räumlich damit verbundene Dienstwohnungen, 
wenn ständige Aufsicht / Wartung erforderlich ist und 

� die dem Naturschutz oder der Versorgung von Badegästen/Wassersportlern 
dienen, sowie für Bootsschuppen und Stege, vorrangig als Gemeinschafts-
anlagen.  

 

Über die Zulässigkeit der Ausnahme und damit über die Zulässigkeit der Errichtung 

von Wassersportanlagen entscheidet die zuständige Behörde29 im Einvernehmen mit 

der Naturschutzbehörde bzw. bei nicht genehmigungspflichtigen Anlagen die Natur-

schutzbehörde allein. 

 

Das Landesplanungsgesetz M-V legt die Aufgaben und Grundsätze der Raum-

ordnung und Landesplanung fest. Demnach sollen Planungen zusammenfassend 

aufgestellt werden und den wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, historischen, ökolo-

gischen und landschaftlichen Erfordernissen der räumlichen Entwicklung des Landes 

Rechnung tragen. Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen (zu denen auch 

Wassersportanlagen gehören), sollen aufeinander abgestimmt werden, gegensätz-

liche Interessen sollen gegeneinander abgewogen und möglichst ausgeglichen 

                                            
29 Oberste oder Untere Landesplanungsbehörde 
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werden. Schutz, Pflege und Entwicklung der natürlichen Grundlagen des Lebens 

sind ausdrücklich zu sichern. Geeignete Gebiete für Fremdenverkehr und Erholung 

sollen umweltverträglich erhalten bzw. ausgestaltet werden. 

 

Zur Umsetzung der Grundsätze und Ziele der Raumordnung nutzen die Länder tradi-

tionell das Landesplanungsgesetz (LPlG) sowie die jeweiligen Landesraumordnungs-

programme und -pläne (vgl. STÜER 1998). Diese Programme sind verbindlich und 

dienen laut § 4 (1) LPlG der Verwirklichung der Grundsätze des Landesplanungs-

gesetzes. Sie werden sowohl für die räumliche Entwicklung des Landes (Landes-

raumordnungsprogramm) sowie seiner Teilräume (Regionale Raumordnungspro-

gramme) aufgestellt. 

Das Landesraumordnungsprogramm wird von der Obersten Landesplanungsbehörde 

erarbeitet und enthält die landesweiten raumordnerischen Belange und Vorgaben, 

wie z.B. die Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung, die das 

gesamte Land betreffen bzw. für die räumliche Beziehung der Landesteile unterein-

ander wesentlich sind. Innerhalb dieses Programms wird die gesamte angestrebte, 

geordnete Entwicklung des Raumes (inklusive sich überschneidender Rauman-

sprüche einzelner Fachplanungen) dargestellt.  

Interessant für die Planung von Wassersportanlagen ist die Ausweisung von beson-

ders für den Tourismus geeigneter Räume, auch „Vorbehaltsgebiete Tourismus“ 

genannt. In Mecklenburg-Vorpommern liegen rund 80% aller Gemeinden in diesen 

Tourismusräumen (vgl. MEWS 2004). Die Abgrenzung von Vorbehaltsgebieten erfolgt 

auf der Grundlage bestimmter Kriterien. So muss ein Raum zur Aufnahme in die 

Kategorie „Tourismusraum“ entweder gemäß Gutachtlichem Landschaftsprogramm30 

in der Landschaftsbildbewertung als „sehr hoch“ eingestuft worden sein, einen 

direkten Zugang zur Küste oder zu Seen (> 10 km²) besitzen, in einem Biosphären-

reservat oder Naturpark liegen, eine bestimmte Übernachtungsrate bzw. Bettenzahl 

oder ein kulturelles Angebot von landesweiter Bedeutung aufweisen. Bei der Abwä-

gung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ist allgemein zu 

berücksichtigen, dass in „Vorbehaltsgebieten Tourismus“ deren Eignung, Sicherung 

und Funktion für den Tourismus und die Erholung ein besonderes Gewicht beige-

                                            
30 Im Gutachtlichen Landschaftsprogramm sind die naturschutzfachlichen Belange, die das Land 

betreffen, festgesetzt. Für die Region übernehmen dies die Gutachtlichen Landschaftsrahmen-
pläne. 
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messen wird. Von großer Bedeutung für die Planung wassertouristischer Anlagen 

sind daneben die folgenden Festlegungen (vgl. LEP MV, 22; Auszug): 

� Die bereits intensiv genutzten Bereiche der Außenküste und Inseln sollen in 
ihrer Aufnahmekapazität behutsam weiterentwickelt werden. Maßnahmen 
der qualitativen Verbesserung und Differenzierung bestehender Beherber-
gungskapazitäten sowie Maßnahmen mit dem Ziel der Saisonverlängerung 
haben dort eine höhere Bedeutung als eine quantitative Ausweitung. 

� Die Randgebiete des Küstenraums und das Küstenhinterland sollen dort, wo 
sich besondere Voraussetzungen für eine umwelt- und sozialverträgliche 
Intensivierung des Tourismus bieten, als Entlastungs- und Ergänzungs-
gebiete zu den Hauptferienorten entwickelt werden. 

� Durch die qualitative Verbesserung der Hafenanlagen, einschließlich der 
entsprechenden Zufahrtswege und die Schaffung neuer Liegeplatzkapazi-
täten, soll die Attraktivität der Küstengebiete und des Binnenlandes für den 
Wassersporttourismus weiterentwickelt werden. Anlagen für den Wasser-
sport sind unter Schonung von ökologisch sensiblen Gewässerbereichen zu 
entwickeln. Der Ausbau und die Umnutzung bestehender Anlagen hat 
Vorrang vor dem Bau neuer Anlagen. Der Bau neuer Anlagen ist auf die 
Schließung bestehender Netzlücken auszurichten. Auf ein ausgewogenes 
Verhältnis von Dauer- bzw. Gastliegeplätzen in den Basishäfen ist zu 
achten. 

 

Ebenfalls von Interesse für die Planung wassertouristischer Anlagen ist die Auswei-

sung von „Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für Naturschutz und Landschaftspflege“. 

Vorranggebiete sind in diesem Zusammenhang entweder Nationalparks, festgesetzte 

Naturschutzgebiete gemäß § 22 LNatG M-V, Kernflächen der Gebiete mit gesamt-

staatlich repräsentativer Bedeutung oder naturnahe Moore nach Gutachtlichem 

Landschaftsprogramm. Sollten raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen in 

diesen Vorranggebieten mit den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege 

nicht vereinbar sein, sind diese auszuschließen. „Vorbehaltsgebiete für Naturschutz 

und Landschaftspflege“ sind dagegen entweder gemeldete Vogelschutz- bzw. FFH-

Gebiete, Küstengewässer bzw. naturnahe Küstenabschnitte, Salzgrasland, schwach 

entwässerte Moore, Moore mit vorrangigem Regenerationsbedarf, tiefgründige 

Flusstal- und Beckenmoore, naturnahe Seen und Fließgewässer oder einstweilig 

gesicherte Naturschutzgebiete gemäß § 29 LNatG M-V. In diesen Gebieten soll den 

Funktionen von Natur und Landschaft ein besonderes Gewicht beigemessen werden. 
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Dies ist bei der Abwägung mit raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ent-

sprechend zu berücksichtigen. (vgl. LEP MV, 43f) 

Küstenregionen (als Grenzraum zwischen Land und Meer) wird bezüglich des was-

sergebundenen Tourismus eine besonders hohe Bedeutung beigemessen. Dennoch 

sollte der Wassersport möglichst unter Schonung der ökologisch sensiblen Bereiche 

weiterentwickelt werden. Angebote sollten möglichst gebündelt werden, um den 

Küstenraum insgesamt attraktiver zu gestalten. Bezüglich des integrierten Küsten-

zonenmanagements (IKZM) wird im LEP MV lediglich darauf verwiesen, dass dies 

dazu beitragen soll, unterschiedliche Raumnutzungsansprüche31 und Entwicklungen 

in der Küstenzone konfliktarm zu gestalten (vgl. LEP MV, 69). 

Basierend auf den Vorgaben des Landesraumordnungsprogramms werden die Regi-

onalen Raumordnungsprogramme (RROP) getrennt für die vier Planungsregionen 

(Westmecklenburg, Mittleres Mecklenburg/Rostock, Mecklenburgische Seenplatte 

und Vorpommern; vgl. hierzu Abb. 20) erarbeitet. 

Abb. 20: Planungsregionen 
in M-V 

 

In den RROP werden die räumlichen Entwicklungsziele jeweils für die entsprechen-

den Planungsregionen in Text und Karte festgesetzt. Es erfolgt eine Differenzierung 

der Vorgaben des Landesraumordnungsprogramms. So findet z. B. eine Konkretisie-

rung der Tourismusräume in „Tourismusschwerpunkt- und -entwicklungsräume“ statt 

(vgl. u. a. SCHMIDT 1996). „Tourismusschwerpunkträume“ zeichnen sich durch eine 

                                            
31 Z.B. Windenergieeignungsgebiete, Leitungstrassen, Gebiete für Naturschutz, Tourismus, Rohstoff-

sicherung, Seeverkehr, Erhaltung von Kulturgütern, Fischerei, raumverträgliche Anordnung von 
Aquakulturen, Verteidigung, raumverträgliche Verklappung von Baggergut 
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überdurchschnittlich hohe touristische Nachfrage und ein überdurchschnittlich hohes 

touristisches Angebot aus. In Mecklenburg-Vorpommern gehören 16% der Landes-

fläche zu dieser Kategorie (vgl. MEWS 2004). Ziel ist vor allem eine qualitative 

Entwicklung. Speziell für den gewässerbezogenen Tourismus werden in den RROP 

folgende Leitlinien festgelegt (vgl. RROP der Planungsregionen sowie WM MV 

2004): 

� Keine Häfen in Vorranggebieten für Naturschutz und Landschaftspflege; 

� Angepasste Hafenentwicklung (und -nutzung) in Vorsorgeräumen für Natur-
schutz und Landschaftspflege; 

� Hafenanlagen in ökologisch sensiblen Bereichen möglichst naturverträglich 
entwickeln; 

� Ausbau bestehender Anlagen hat Vorrang vor Neubau; 

� Qualitative Verbesserung bestehender Anlagen (Service); 

� Schließung von Netzlücken bei Neubau; 

� Ausgewogenes Verhältnis von Basis- (Dauerlieger-) und Gastliegerhäfen; 

� Kapazitätserweiterung entsprechend Nutzerpotential (Prognose); 

� Langfristige Einführung von MQM32 und „Gelber Welle“; 

� Vernetzung von Serviceangeboten. 

 

Der ERLASS 1996a („Anzeige-Erlass“) ist bzgl. der Planung wassersporttouristischer 

Anlagen von wesentlicher Bedeutung, da durch ihn Gemeinden dazu verpflichtet 

werden, beabsichtigte raumbedeutsame Planungen, Maßnahmen oder Einzelvor-

haben bzw. Aufstellungen eines Bauleit- oder Erschließungsplanes der Obersten 

Landesplanungsbehörde frühzeitig mitzuteilen. Damit soll zum einen die Sicherheit 

gewährleistet werden, dass die Landesplanungsbehörde ihrer Aufgabe (räumliche 

Entwicklungen des Landes zu ordnen und aufeinander abzustimmen) problemlos 

nachkommen kann. Zum anderen hat auch der Vorhabenträger ein gewisses 

Interesse an einer frühzeitigen Zusammenarbeit mit den zuständigen Planungsbe-

hörden, da er so bereits vor Beginn des Genehmigungsverfahrens über Chancen 

und Risiken des Vorhabens diskutieren kann. Zudem führen verspätete oder unter-

lassene Unterrichtungen nicht selten zu erheblichen Verzögerungen und zusätz-

lichen Kosten. (vgl. ERLASS 1996a) 

                                            
32 Maritimes Qualitätsmanagement; Näheres siehe Anhang  



Analyse des Planungs- und Genehmigungsprozesses 50 

Zu den anzeigepflichtigen Planungen und Maßnahmen sowie Einzelvorhaben 

gehören laut Anlage 1 des „Anzeige-Erlasses“ (ERLASS 1996a):  

� Errichtungen und Erweiterungen von größeren Freizeiteinrichtungen, wie 
Wassersportanlagen […]; 

� Herstellung, Beseitigung und wesentliche Umgestaltung eines Gewässers 
oder seiner Ufer, die einer Planfeststellung nach § 31 Wasserhaushalts-
gesetz bedürfen, sowie Häfen, Deich- und Dammbauten […]. 

 

Von Bedeutung für die Standortplanung wassersporttouristischer Anlagen ist aus 

landes- und regionalplanerischer Sicht auch die ENTSCHLIEßUNG 1992. Die hier ent-

haltenen Empfehlungen beziehen sich u. a. ausdrücklich auf „große Sportboothäfen“. 

Im Mittelpunkt steht ein Orientierungsrahmen für die Bestimmung von Standorten für 

großflächige Freizeitanlagen. Daraus wird ersichtlich, dass folgende Gebiete als 

Standorte nicht in Frage kommen (Absatz 3.1 der Vorschrift): 

� Naturschutzgebiete und vergleichbare Teilgebiete von Nationalparken und 
Naturparken, 

� Vorranggebiete, z.B. für Natur und Landschaft, Trinkwasserschutz und ober-
flächennahe Rohstoffe, 

� Wald, 

� Gebiete mit einem hohen Anteil an ökologisch und landschaftlich wertvollen 
oder gering belastbaren Flächen, 

� Gebiete mit besonderer Bedeutung für das ruhige Landschaftserleben und 
die landschaftsorientierte siedlungsnahe Erholung, 

� Kulturhistorisch, geologisch und geomorphologisch besonders bedeutsame 
Gebiete. 

 

Laut Absatz 3.2 der ENTSCHLIEßUNG 1992 können in Ausnahmefällen folgende 

Gebiete bei der Standortwahl großer Sportboothäfen in Betracht kommen: 

� Landschaftsschutzgebiete und vergleichbare Teilgebiete von Naturparken, 
wenn der Schutzzweck nicht in Frage gestellt wird und die landschaftlichen 
Gegebenheiten eine besondere Berücksichtigung finden, 

� Gebiete mit ökologisch und landschaftlich wertvollen oder gering belast-
baren Flächen, wenn diese in das Projekt integriert werden können, ohne 
dass eine Beeinträchtigung zu befürchten ist, 

� Struktur- und artenreiche Landschaften, wenn die landschaftstypischen 
Strukturen und das Artenpotential erhalten und gesichert werden können, 
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� Gebiete mit erheblichem Fremdenverkehr und Vorranggebiete für Erholung, 
wenn die allgemeine Zugänglichkeit gewährleistet bleibt. 

 

Grundsätzlich in Betracht kommen innerhalb der Standortfrage großflächiger Freizeit-

anlagen folgende Gebiete (laut Absatz 3.3 der Vorschrift): 

� Nicht überlastete Naherholungs- und Fremdenverkehrsgebiete, 

� Ehemals militärisch genutzte Flächen, 

� Aufgelassene Industrie- und Gewerbeflächen, 

� Flächen, die zuvor dem großflächigen Abbau von oberflächennahen Roh-
stoffen dienten, 

� Landwirtschaftliche Flächen mit geringer wirtschaftlicher und landschafts-
pflegerischer Wertigkeit sowie ökologisch verarmten Kulturlandschaften. 

 

Generell sollen Freizeiteinrichtungen nach Möglichkeit in bestehende Siedlungs-

bereiche integriert oder zumindest in Anlehnung an diese errichtet werden. Dabei ist 

eine Umnutzung vorhandener Einrichtungen einem Neubau vorzuziehen. Freizeitein-

richtungen mit hohem Besucherverkehr, zu denen auch Sportboothäfen gehören, 

sollen an den öffentlichen Verkehr angeschlossen sein bzw. eine direkte Anbindung 

an eine bestehende, leistungsfähige Bundesfernstraße haben. 

 

Der ERLASS 1996b (zur Definition großer Freizeitanlagen) konkretisiert die Festle-

gungen der Raumordnungsverordnung bezüglich der Vorhaben, für die ein Raumord-

nungsverfahren durchgeführt werden soll. So wird i. d. R. für folgende Vorhaben 

nach Prüfung des Einzelfalls ein Raumordnungsverfahren durchgeführt (Auswahl): 

� Ferienhausanlagen mit mehr als 100 Wohneinheiten, 

� Camping- und Mobilheimplätze mit mehr als 200 Stellplätzen, 

� Sportboothäfen mit mehr als 200 Liegeplätzen sowie 

� Kombination der aufgezählten Vorhaben (unabhängig von den angegebe-
nen Schwellenwerten). 

 

Bei ökologisch sensiblen Bereichen kann auch unterhalb der genannten Schwellen-

werte ein Raumordnungsverfahren durchgeführt werden.  



Analyse des Planungs- und Genehmigungsprozesses 52 

Letztendlich trifft jedoch immer die Oberste Landesplanungsbehörde als Genehmi-

gungsorgan die Entscheidung über Durchführung, Anerkennung oder Ablehnung 

eines Raumordnungsverfahrens. 

 

 

3.3 Genehmigungsverfahren 

3.3.1 Überblick über Genehmigungsverfahren und Vorhabenstypen 

Um eine wassersporttouristische Anlage errichten und in Betrieb nehmen zu können, 

müssen je nach Art und Umfang sowie Standort der geplanten Anlage verschiedene 

Genehmigungsverfahren durchgeführt werden (nach PRAXISLEITFADEN 2004):  

� Raumordnungsverfahren, 

� Bauleitplanverfahren, 

� Baugenehmigungsverfahren, 

� Wasserrechtliche Genehmigungen und  

� Genehmigungen nach Bundesimmissionsschutzgesetz. 

 

Da es nach der Landesbauordnung unterschiedliche Arten von Genehmigungsver-

fahren gibt, soll im Folgenden ein kurzer Überblick hierzu gegeben werden (Abb. 21). 

Genehmigungs-, Zustimmungs- oder Anzeigeverfahren

genehmigungs-
bedürftige
Vorhaben

anzeige-
bedürftige
Vorhaben

zustimmungs-
bedürftige
Vorhaben*

spezial-
gesetzliche 
Verfahren

genehmi-
gungsfreie
Vorhaben

*von Bund und Ländern

Quelle: nach STÜER 1998

Genehmigungs-, Zustimmungs- oder Anzeigeverfahren

genehmigungs-
bedürftige
Vorhaben

anzeige-
bedürftige
Vorhaben

zustimmungs-
bedürftige
Vorhaben*

spezial-
gesetzliche 
Verfahren

genehmi-
gungsfreie
Vorhaben

*von Bund und Ländern

Quelle: nach STÜER 1998  
Abb. 21: Arten bauaufischtlicher Genehmigungsverfahren 

Nach den Bauordnungen der Länder ist jedes Vorhaben, das die Errichtung, Ände-

rung (auch Nutzungsänderung) oder Beseitigung baulicher Anlagen betrifft, genehmi-

gungsbedürftig, soweit nichts anderes bestimmt ist (vgl. § 62 Landesbauordnung 

M-V). Eine Zusatzbestimmung gilt z.B. für Vorhaben, die nicht von wesentlicher 

städtebaulicher Bedeutung sind. Dies betrifft u. a. das Errichten und Ändern von 
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Gebäuden geringer Höhe (vgl. § 63 Landesbauordnung M-V). Die entsprechenden 

Vorhaben sind von einem Genehmigungsverfahren freigestellt, bedürfen lediglich vor 

Baubeginn einer Bauanzeige bei der Bauaufsichtsbehörde (anzeigebedürftige Vor-

haben).  

Gänzlich auf Genehmigung und Anzeige kann bei Vorhaben verzichtet werden, die 

von geringer städtebaulicher Bedeutung sind (genehmigungsfreie Vorhaben; vgl. 

§§ 64f Landesbauordnung M-V). Hierzu gehört z.B. die Errichtung von Gebäuden 

ohne Aufenthaltsräume, Toiletten und Feuerstätten, wenn diese nicht mehr als 30 m³ 

Brutto-Rauminhalt (im Außenbereich �15 m³) haben und weder Verkaufs- noch 

Ausstellungszwecken dienen.  

Ebenfalls keiner Genehmigung bedürfen Vorhaben, wenn ein öffentlicher Bauherr die 

Leitung der Entwurfsarbeiten und die Bauüberwachung einer Baudienststelle des 

Bundes oder eines Landes übertragen hat und die Baudienststelle mit mindestens 

einem Bediensteten des höheren technischen Verwaltungsdienstes mit den erforder-

lichen Kenntnissen der Bautechnik, der Baugestaltung und des öffentlichen Bau-

rechts sowie darüber hinaus ausreichend mit sonstigen geeigneten Fachkräften 

besetzt ist (vgl. § 77 Landesbauordnung M-V). Solche baulichen Anlagen bedürfen 

jedoch der Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehörde (zustimmungsbedürftige 

Vorhaben). 

Besondere Anlagen, wie z.B. Wasserbauten, sind von den bauaufsichtlichen Geneh-

migungsverfahren ausgenommen, da für sie andere gesetzliche Verfahren bestehen. 

Das wichtigste von ihnen ist das Raumordnungsverfahren. 

 

 

3.3.2 Inhalt und Ablauf von Raumordnungsverfahren 

Als Instrument zur raumordnerischen Überprüfung und Koordinierung von raumbe-

deutsamen Einzelmaßnahmen (wie z.B. Sportboothäfen) hat sich in der Praxis der 

Landesplanungsbehörden (in einigen Bundesländern bereits seit den 1950er Jahren) 

das Raumordnungsverfahren (ROV) herausgebildet (vgl. hierzu HÖHNBERG 1998). Da 

der gesamte Genehmigungsprozess von Sportboothäfen für Außenstehende nur 

schwer zu durchschauen ist, soll im Folgenden näher auf den Inhalt und Ablauf von 

Raumordnungsverfahren eingegangen werden. 
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Die Landesplanungsbehörden führen auf der Grundlage von § 15 des Raumord-

nungsgesetzes für raumbedeutsame Planungen oder Maßnahmen (wie z.B. bauliche 

Veränderungen der Gewässer oder seiner Ufer bzw. Hafenbauten ab einer Größe 

von 100 ha33 bzw. ab 200 Liegeplätzen34) i. d. R. ein Raumordnungsverfahren mit 

einer entsprechenden Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)35 durch. Derartige raum-

bedeutsame Maßnahmen oder Planungen sollen unter den Gesichtspunkten der 

Raumordnung aufeinander abgestimmt und geprüft werden. In dem entsprechenden 

Verfahren stellt die Raumordnungsbehörde (i. d. R. untere Landesplanungsbehörde) 

fest, ob das Vorhaben den Erfordernissen der Raumordnung entspricht bzw. unter 

welchen Maßgaben oder Bedingungen das Vorhaben angepasst werden kann (vgl. 

ENTSCHLIEßUNG 1992, Absatz 4). Laut Raumordnungsgesetz (§ 6a ROG) werden die 

Länder beauftragt, in ihrem Zuständigkeitsbereich die nötigen Rechtsgrundlagen für 

die Durchführung von Raumordnungsverfahren zu schaffen. Kriterien für die Durch-

führung des Verfahrens sind nach BRANDT (1996): 

� die Raumbedeutsamkeit des Vorhabens, 

� zu erwartenden erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt und 

� die überörtliche Bedeutung des Vorhabens. 

 

Der Ablauf des Verfahrens kann in die drei groben Phasen Vorbereitung, Durch-

führung und Abschluss eingeteilt werden, die im Folgenden näher erläutert werden36. 

Die Dauer von der Eröffnung bis zum Abschluss des ROV beträgt dabei insgesamt 

maximal sechs Monate. 

Die Vorbereitungsphase beginnt mit der Planungsidee eines Sportboothafens. Es 

muss ein Vorhabensträger gefunden werden, wenn möglich auch schon ein Investor. 

In der Praxis plant i. d. R. entweder eine Gemeinde, einen Sportboothafen zu errich-

ten und sucht zur Realisierung einen Investor oder ein Investor hat die Planungsidee 

und stellt diese bei der betreffenden Gemeinde vor. In beiden Fällen wird deutlich, 

dass eine umfassende Standortsuche nicht stattfinden kann, da sich der Vorhabens-

träger bereits regional oder sogar örtlich beschränkt.  
                                            
33 laut Raumordnungsverordnung des Bundes 
34 Laut Erlass des Ministeriums zur Definition großer Freizeitanlagen  
35 UVP ist ein rechtlich geordnetes, mehrphasiges Verfahren zur frühzeitigen Ermittlung und Bewer-

tung möglicher Auswirkungen eines Projektes auf die Umwelt; UVP-Pflicht ab 50 LP, standort-
bezogene Vorprüfung bei 15 bis 50 LP 

36 die folgenden Ausführungen basieren im Wesentlichen auf Experteninterviews: KRÜGER 01/06, 
KRÜGER 03/06, WENK 03/06 
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Quelle: nach BIEGER 2005, 237; verändert
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Im weiteren Verlauf obliegt es der Gemeinde laut „Anzeige-Erlass“ zu einem mög-

lichst frühen Zeitpunkt über den Landkreis und die Untere Landesplanungsbehörde 

die Oberste Landesplanungsbehörde über die geplante Errichtung des Sportboot-

hafens in Kenntnis zu setzen (Planungsanzeige). Die Oberste Landesplanungs-

behörde entscheidet, ob für das Vorhaben ein ROV in die Wege geleitet werden 

muss und beauftragt gegebenenfalls die Untere Landesplanungsbehörde mit der 

Durchführung. Es folgt zunächst eine Anlaufberatung zusammen mit beteiligten 

Kommunen, Behörden, Verbänden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

(TÖB). An einem ROV für wassersporttouristische Anlagen sind folgende Akteure 

beteiligt (insgesamt etwa 20 bis 30; vgl. hierzu auch Abb. 22): 

� Oberste Landesplanungsbehörde (Ministerium für Arbeit, Bau und 
Landesentwicklung M-V) 

� Untere Landesplanungsbehörde (je nach Planungsregion zuständiges Amt 
für Raumordnung und Landesplanung in M-V [AfRL]) 

� Vorhabensträger (Investor, u. U. Gemeinde) 

� Planungsbüro 

� Gemeinde, Kommune 

� Vom Vorhaben 
betroffene Behörden, 
Verbände, Öffentlich-
keit (Sonstige TÖB) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 22: Interessensystem in einer 
Destination 

 

Ziel der Anlaufberatung ist es, innerhalb des so genannten Scopings den notwendi-

gen Rahmen und Inhalt der vom Vorhabensträger zu erstellenden entscheidungs-

relevanten Unterlagen festzulegen. Zu diesen gehört eine umfangreiche Vorhabens-
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beschreibung, die Erstellung der Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVU)37 sowie 

der Unterlagen zur FFH- und Vogelschutz-Verträglichkeitsuntersuchung. Unter Um-

ständen gehen bereits erste Stellungnahmen der TÖB beim zuständigen Amt ein.  

Nach Fertigstellung der entscheidungsrelevanten Unterlagen prüft das Amt diese 

zunächst auf Vollständigkeit und stimmt sich mit dem zuständigen Staatlichen Amt 

für Umwelt und Natur (StAUN) über die UVU-Inhalte ab. Sollten hierbei Mängel auf-

treten, bekommt der Vorhabensträger die Möglichkeit, die Unterlagen zu überarbei-

ten bzw. zu vervollständigen. 

 

Die Durchführungsphase beginnt mit der Eröffnung des ROV. Dafür übersendet das 

zuständige Amt die vollständigen und aktuellen Verfahrensunterlagen an alle TÖB. 

Des Weiteren werden die Unterlagen zur öffentlichen Einsichtnahme für vier bis acht 

Wochen ausgelegt. Innerhalb dieser Frist haben die betroffenen TÖB die Möglichkeit, 

zu den Verfahrensunterlagen schriftlich Stellung zu nehmen. Nach Prüfung der 

Stellungnahmen hat das zuständige Amt die Möglichkeit, eine Erörterungsberatung 

mit allen Beteiligten einzuberufen. 

 

Den Abschluss des Verfahrens bildet die Entscheidung der Obersten Landespla-

nungsbehörde über Genehmigung oder Versagung des beantragten Sportboothafen-

baus sowie deren Veröffentlichung. Diese Entscheidung basiert auf der landesplane-

rischen Beurteilung der Unteren Landesplanungsbehörde, die in ihrer Gesamtheit 

sowohl der Obersten Landesplanungsbehörde als auch allen Beteiligten übermittelt 

wird. Wird die Genehmigung des Vorhabens durch die Oberste Landesplanungs-

behörde erteilt, erfolgt die Erstellung des B-Planes mit anschließender Prüfung durch 

die Untere Landesplanungsbehörde. Der Bau kann jedoch erst beginnen, wenn die 

Baugenehmigung und öffentliche Bekanntmachung durch die untere Bauaufsichts-

behörde erfolgt ist. 

 

In Abb. 23 ist der beschriebene Ablauf eines ROV für Häfen schematisch dargestellt. 

                                            
37 notwendige vom Vorhabensträger zu erbringende Unterlagen für Durchführung der UVP 
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Abb. 23: Schematischer Ablauf des Genehmigungsprozesses 
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Die landesplanerische Beurteilung stellt somit die Entscheidungsgrundlage für die 

Genehmigung wassersporttouristischer Anlagen dar. Sie umfasst die folgenden 

sechs Teilbereiche:  

� Teil A – Ergebnis des ROV („Die Errichtung und Betreibung des geplanten 
Hafens XY ist mit den Grundsätzen der Raumordnung und Landesplanung 
vereinbar / nicht vereinbar / vereinbar, wenn folgende Maßgaben38 erfüllt 
werden…“)  

� Teil B – Kurzbeschreibung des Vorhabens 

� Teil C – Beschreibung des angewandten Verfahrens (Ablauf des ROV mit 
wichtigen zeitlichen Meilensteinen) 

� Teil D – Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse aus den Stellung-
nahmen der TÖB 

� Teil E – Begründung der landesplanerischen Beurteilung 

� Teil F – abschließende Hinweise 

 

Den eigentlichen Kern der landesplanerischen Beurteilung bildet der Teil E. Er 

besteht aus der Beschreibung und Bewertung der raumbedeutsamen Auswirkungen 

des Vorhabens sowie der zusammengefassten raumordnerischen Abwägung. Zur 

Beschreibung und Bewertung der raumbedeutsamen Auswirkungen gehören die 

raumordnerische UVP, die raumordnerische Bewertung der Verträglichkeit mit den 

Belangen europäischer Schutzgebiete sowie die Darstellung der raumbedeutsamen 

Auswirkungen auf die Bereiche Tourismus und Naherholung, weitere Wirtschafts-

bereiche, Verkehr und sonstige technische Infrastruktur. Die Bewertung der raumbe-

deutsamen Auswirkungen bzw. Umweltauswirkungen findet generell in verbal-

argumentativer Form statt. Für die zu erwartenden Umweltauswirkungen auf die 

Schutzgüter39 der UVP findet eine Bewertung beispielsweise in den Stufen „keine“, 

„schwache“, „mittlere“ oder „erhebliche Beeinträchtigung“ sowie „schwache“, 

„mittlere“ und „stark positive Auswirkung“ statt. Eine für Außenstehende nachvoll-

ziehbare Begründung der Einstufungen fehlt. 

 

Insgesamt werden innerhalb des Genehmigungsverfahrens die ökologischen, ökono-

mischen und sozialen Auswirkungen eines Hafenprojektes erfasst und bewertet. 

                                            
38 Die Vorgabe von Maßgaben macht eine Änderung des ursprünglichen Vorhabens notwendig. 
39 Schutzgüter laut UVP-Gesetz: Menschen, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Luft, 

Klima, Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter sowie Wechselwirkungen zwischen diesen 
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Dabei wird auch der bauliche Entwurf der Anlage begutachtet. Es wird darauf 

geachtet, dass sich der Hafen möglichst in die vorhandene Siedlungsstruktur 

einpasst und ein positives Landschaftsbildempfinden auslöst. Leider gibt es jedoch 

gerade in diesem Bereich einige wesentliche Planungsdefizite bei Hafenanlagen, so 

dass hierauf im Folgenden gesondert eingegangen wird. 

 

 

3.4 Planungsdefizite bei Marinaprojekten 

Mit Marinaplanungen im Allgemein hat sich in Deutschland vor allem HAASS (u. a. 

1994, 1995, 1996, 2003) beschäftigt: „Obwohl die Planung von Sportboothäfen ein 

sehr komplexes Gebiet ist, das laufend durch neue und weitere Standards, Umwelt-

technologien und wirtschaftliche Faktoren erweitert wird, muss es als Defizit bezeich-

net werden, dass kaum deutschsprachige Literatur zu diesem Thema existiert“ (vgl. 

HAASS 1994, 61). Im Folgenden soll daher eine kurze Zusammenfassung der 

wichtigsten Erkenntnisse und Hinweise im Zusammenhang mit den Defiziten bei 

Hafenplanung dargestellt werden. 

Nach Ansicht von HAASS (2003) werden Marinaplanungen in Deutschland derzeit 

lediglich unter vier verschiedenen Gesichtspunkten betrieben, von denen keiner das 

Ziel einer verträglichen, attraktiven und wirtschaftlichen Wassersportanlage erfüllen 

kann (vgl. HAASS 2003, 9f): 

� Hauptfunktion wasserseitige Anlagen. Gestalterischer Anspruch fehlt oftmals; 

landseitige Entwicklung aus Gesamtaufgabe herausgelöst; Folge: oft schlechte 

Wirtschaftlichkeit aufgrund ungenutzter Potentiale 

� Wassersportanlagen als reine Ingenieurbauwerke. Ohne architektonisch-

gestalterischen Anspruch; fehlt Verständnis für Komplexität des Bauvorhabens; 

Addition von Wasser- und Verkehrsbauwerken 

� Einbindung in Ferien- und Freizeitzentren. Fehlen mitunter wasserbauliche und 

architektonisch-landschaftsplanerische Kompetenzen; häufig überdimensio-

niert und falsch ausgestattet 

� Naturhafen. Werbeinstrument mit reiner Alibifunktion; meist erhebliche Funk-

tionsverluste / Verluste von Nutzungspotentialen; architektonisch-landschafts-

planerische Qualität zumeist unbefriedigend 
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Innerhalb der ersten aufgeführten Planungsausrichtung liegt das Hauptaugenmerk 

auf den wasserseitigen Anlagen. Die landseitige Entwicklung ist aus der Gesamt-

aufgabe herausgelöst. Dadurch kommt es zu zwei Hauptproblemen: zum einen 

kommen oftmals die gestalterischen Aspekte zu kurz und zum anderen ergibt sich für 

den Betrieb aufgrund ungenutzter Potentiale zumeist eine schlechtere Wirtschaft-

lichkeit. HAASS (1994, 61) fasst diese Probleme wie folgt zusammen: „Gerade bei 

derart kostenintensiven Projekten, wie Sportboothäfen, ist eine freizeitorientierte 

Planung und Gestaltung, die auch ein entsprechendes späteres Marketing zulässt, 

von großer Bedeutung“. 

Die zweite Planungsrichtung betrachtet Wassersportanlagen als reine Ingenieurbau-

werke - ohne jeglichen architektonisch-gestalterischen Anspruch. Es fehlt das 

Verständnis für die Komplexität des Bauvorhabens. Damit gestaltet sich der Hafen 

lediglich als eine Addition von Wasser- und Verkehrsbauwerken. Jedoch: „Ein 

Sportboothafen sollte ‚etwas mehr sein�, als ein reines Ingenieurbauwerk“ (vgl. HAASS 

1994, 62). Er ist ein Bauwerk für Menschen, die ihre Freizeit hier verbringen wollen 

und sich Erholen möchten. Visuelle Eindrücke sind dabei von großer Bedeutung. 

Die dritte Planungsmöglichkeit bindet Hafenanlagen in bestehende Ferien- und 

Freizeitzentren ein. Hier fehlen mitunter wasserbauliche und architektonisch-land-

schaftsplanerische Kompetenzen. Häufig sind diese Planungen überdimensioniert 

und falsch ausgestattet. 

Die vierte und letzte Ausrichtung von Marinaplanungen bietet der Naturhafen. Hierbei 

handelt es sich zumeist um ein reines Werbeinstrument mit Alibifunktion. Es existie-

ren leider oftmals erhebliche Funktionsverluste bzw. Verluste von Nutzungspotentia-

len. Zudem ist die architektonisch-landschaftsplanerische Qualität zumeist unbefrie-

digend. 

 

Die dargestellten planerischen Mängel fasst HAASS (2003, 47) wie folgt zusammen: 

„In allen anderen Bereichen des Planens und Bauens kennt man Experten für die 

jeweiligen Aufgaben, aber gerade eine Marina kann in Deutschland vermeintlich 

jeder Planer entwerfen. Hinzu kommt als weiteres Problem, dass in Deutschland 

keine zusammengetragenen Planungshinweise, -grundlagen und -normen existieren, 

die einem Planer zumindest Anhaltspunkte für seine Arbeit geben“.  
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Neben diesen allgemeinen Planungsdefiziten bei Marinaprojekten können im 

Ergebnis des dargestellten Analyseprozesses weitere wesentliche Defizite heraus-

gestellt werden. Diese werden abschließend im folgenden Kapitel erläutert. 

 

 

3.5 Ergebnisse der Analyse des Planungsprozesses 

Anhand der dargestellten planungsrechtlichen Grundlagen wird deutlich, welche 

Vielzahl an Plänen und Programmen bei der Standortplanung von Sportboothäfen 

landseitig beachtet werden muss. Dies stellt für Investoren, Gemeinden oder 

sonstige fachlich nicht involvierte Beteiligte eine nicht zu übersehende planerische 

Hürde dar. Daher sollen an dieser Stelle im Ergebnis der durchgeführten Analyse die 

wichtigsten Planungsaussagen noch einmal zusammengefasst werden: 

� Ausbau und Umnutzung bestehender Anlagen hat Vorrang vor dem Bau 
neuer Anlagen;  

� Bau grundsätzlich nicht in Vorranggebieten z.B. für Natur und Landschafts-
pflege, Trinkwasserschutz oder oberflächennahe Rohstoffe; nicht in Natur-
schutzgebieten und vergleichbaren Teilgebiete von National-/Naturparken, 
nicht in Wald sowie Gebieten mit einem hohen Anteil an ökologisch und 
landschaftlich wertvollen oder gering belastbaren Flächen, Gebieten mit 
besonderer Bedeutung für das ruhige Landschaftserleben und die land-
schaftsorientierte siedlungsnahe Erholung oder kulturhistorisch, geologisch 
und geomorphologisch besonders bedeutsamen Gebieten; 

� Vogelschutzgebiete so weit wie möglich frei halten; 

� Angepasste Hafenentwicklung (und -nutzung) in Vorsorgeräumen für Natur-
schutz und Landschaftspflege; 

� Bei Neubau: Schließung bestehender Netzlücken;  

� Verhältnis von Dauer- bzw. Gastliegeplätzen in Basishäfen beachten; 

� Ausbau/Neubau stets möglichst naturverträglich, ästhetisch und an das vor-
handene Landschafts-/Stadtbild angepasst; 

� Betroffene Gemeinden und Landesplanungsbehörde(n) möglichst früh infor-
mieren und Genehmigungsfähigkeit pauschal überprüfen lassen. 

 

Als Hauptdefizit der vorhandenen Planungsvorschriften muss insgesamt heraus-

gestellt werden, dass entgegen der landseitigen Betrachtungstiefe seeseitige 

Regelungen dagegen nur recht lückenhaft sind (vgl. SCHUMACHER 2001). Zudem 
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haben betreffende Behörden, wie z. B. die Bundeswasserstraßenverwaltung oder 

des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie, weitestgehend lediglich 

Genehmigungsfunktion und greifen daher nicht planend in den Prozess der wasser-

seitigen Entwicklung ein. Diese Schwächen sind vor allem auf ein noch immer 

bestehendes Informations- und Datendefizit zurückzuführen, das trotz einiger 

wichtiger Veröffentlichungen40 bisher nicht vollständig abgedeckt werden konnte (vgl. 

BALANCE 2005). Weitere Forschungen und vor allem statistische Erhebungen 

werden daher als dringend erforderlich angesehen. Als problematisch muss in 

diesem Zusammenhang auch angesehen werden, dass Wassersportanlagen und 

Marinas derzeit in Deutschland keine planungsrechtliche Verankerung in der 

Regionalplanung oder in der kommunalen Bauleitplanung finden. Sie werden 

lediglich unter „Sondersportstätten“ zusammengefasst betrachtet. 

Die Analyse des Planungsprozesses wassersporttouristischer Anlagen hat weiterhin 

gezeigt, dass Genehmigungen bzw. darin enthaltene Bewertungen im Allgemeinen 

nicht objektiv und nachvollziehbar sind. So enthalten sie (Bsp. UVP) keine inter-

subjektiv nachprüfbaren Bewertungskriterien. Ein Gespräch in der Obersten Landes-

planungsbehörde bestätigte, dass Entscheidungen über die Genehmigung von 

Sportboothäfen generell auf fachlicher Grundlage, dennoch oft ohne wissenschaft-

liche Basis oder eindeutige Kriterien getroffen werden (nach HANITZSCH/TOBEN 

05/05). An dieser Stelle muss darauf hingewiesen werden, dass die UVP, auf die 

sich u. a. die Genehmigung stützt, konkrete Schutzgüter41 sowie Indikatoren42 

enthält, die bewertet werden. Jedoch kann die UVP nur von Experten durchgeführt 

werden, die die Bewertungen aufgrund ihrer eigenen Einschätzung vornehmen. Auch 

hier finden vorrangig lediglich verbal-argumentative Bewertungen in Form von 

Beschreibungen der Auswirkungen statt. 

Im Rahmen weiterer Experteninterviews43 wurde deutlich, dass die zuständigen 

Behören bzw. die TÖB in der Regel kaum Einfluss auf den Standort des geplanten 

                                            
40z.B. STUDENTENINITIATIVE 1994, STANDORTKONZEPTE 1996 und 2004, MAB 2001, PLANCO 2001, 

PRAXISLEITFADEN 2004, Veröffentlichungen des DEUTSCHEN WIRTSCHAFTSWISSENSCHAFTLICHEN 
INSTITUTS FÜR FREMDENVERKEHR E.V. (DWIF, u. a. 2000 und 2003) 

41 Innerhalb der UVP werden die Schutzgüter Mensch, Fauna, Flora, biologische Vielfalt, Boden, 
Wasser, Luft, Klima, Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter bewertet sowie deren Wechsel-
wirkungen 

42  Z.B. Auswirkungen der baulichen Maßnahme auf Rastvögel, Brutvögel, Landschaftsbild, Luftgüte, 
Grundwasser, Boden- und Reliefverhältnisse, Wohn- und Erholungsfunktion 

43 obere Landesplanungsbehörde (INTERVIEW HANITZSCH/TOBEN 05/05), untere Landesplanungs-
behörde Vorpommern (INTERVIEW KRÜGER 01/06), StAUN Rostock (GURWELL 04/07) 
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Hafens nehmen können. Die Investoren haben zumeist bereits einen konkreten 

Standortwunsch und können diesen oftmals auch durchsetzen - selbst wenn abseh-

bar ist, dass das Projekt z.B. aufgrund der Ausstattung und Größe wirtschaftlich nicht 

rentabel ist. Naturschutzfachliche Bedenken können innerhalb der Stellungnahmen 

der TÖB angemeldet werden, wenn jedoch der Investor jegliche Bedenken bereinigt 

(z.B. angibt, für die jährlich notwendigen Sandspülungen im Sinne des Küsten-

schutzes aufzukommen), besteht kein Grund für eine Ablehnung des Vorhabens 

(nach GURWELL 04/07). Wenn das betreffende Vorhaben dennoch scheitert und der 

Betreiber insolvent geht, muss das Land für die notwendigen Naturschutzkosten 

aufkommen (Spülungen kosten mitunter jährlich mehr als 100.000 €). 

Diese Planungs- und Genehmigungspraxis entspricht in keiner Weise den Zielen 

einer vorausschauenden und nachhaltigen Landschaftsplanung. Zudem gibt es 

umfangreiche Planwerke (wie z.B. das STANDORTKONZEPT 1996 und 2004), in denen 

(basierend auf der Analyse des Bestandes an Sportboothäfen sowie Entwicklungs-

prognosen) Empfehlungen für eine optimale Weiterentwicklung des Hafennetzes 

gegeben werden. Um diese umsetzen zu können, ist es notwendig, die vorhandenen 

Erkenntnisse zu nutzen und in einem standardisierten Prüfverfahren zur Standort-

auswahl von Sportboothäfen zusammenzufassen. „Aber auch eine allgemeingültige 

und nachvollziehbare Planungsmethodik der Standortwahl für eine Marinaanlage 

existiert bislang nicht. Die Folgen sind kaum abzuschätzende und nicht einzu-

ordnende Einzelstandortentscheidungen, die zu Unterversorgungen oder negativen 

Konkurrenzsituationen mehrerer Anlagen führten. Bislang fehlten verlässliche 

Parameter und Arbeitsrichtlinien, die Auskunft geben, an welcher Stelle eine Marina 

mit welcher Ausstattung sinnvoll und verträglich ist“ (vgl. HAASS 2003, 9). 

Eine Lösungsmöglichkeit hierfür, die jedoch relativ kosten- und aufwandsintensiv ist, 

könnte die Erstellung einer Machbarkeitsstudie („feasibility study“, HAASS 2003, 11) 

sein. Mit ihrer Hilfe wäre bereits vor Beginn des Raumordnungsverfahrens 

feststellbar, ob eine Marina grundsätzlich an der ausgewählten Stelle machbar ist. 

Zusätzlich könnte diese Studie Auskunft über den wirtschaftlichen Nutzen und die 

Kosten geben, die mit der Umsetzung des Vorhabens verbunden sind. Weiterhin 

wäre es wichtig, die ökologische Relevanz des Vorhabens zu berücksichtigen sowie 

Ausblick auf die bevorstehenden Genehmigungs- und Planungsschritte zu geben. Mit 

einer derartigen Machbarkeitsstudie könnten die zuständigen Behörden aufgesucht 

und erste Gespräche zur optimalen Standortfindung bereits vor Beginn des Geneh-
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migungsverfahrens geführt werden. Auf diese Weise könnten die Landesplanungs-

behörden entsprechend ihrer Aufgabe zur nachhaltigen Raumentwicklung lenkend 

eingreifen. 

Eine weitere Möglichkeit stellt die im folgenden Kapitel entwickelte Bewertungs-

methode zur Standortauswahl von Sportboothäfen dar. Diese Methode soll sowohl 

von Investoren und Gemeinden im Vorfeld von Genehmigungsverfahren (demnach 

zu einem sehr frühen Planungszeitpunkt), als auch von den Landesplanungs-

behörden während des Genehmigungsverfahrens genutzt werden können und als 

nachvollziehbare und objektive Entscheidungsgrundlage dienen. Im Ergebnis der 

Bewertung soll es möglich sein, einen Hafenstandort auszuweisen, der im Sinne der 

Nachhaltigkeit allen Interessen gerecht wird.  

 

 

 

 

Bevor die konkrete Standortbewertungsmethode vorgestellt und erläutert werden 

kann, ist es zunächst erforderlich, einige Aussagen zu wissenschaftlichen Bewer-

tungsgrundlagen zu treffen sowie einige Methoden zu diskutieren.  
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4 Entwicklung einer Bewertungsmethode zur Standortauswahl 

von Sportboothäfen 

4.1 Grundlagen zur Entwicklung einer Bewertungsmethode 

4.1.1 Begriffsabgrenzungen 

Aufgrund mitunter auftretender Schwierigkeiten bei Begriffsabgrenzungen sei 

zunächst den folgenden Darstellungen verschiedener methodischen Grundlagen 

eine kurze inhaltliche Auseinandersetzung mit den Begriffen Methode, Methodik, 

Verfahren und Bewertung vorangestellt.  

Verfahren kennzeichnet in diesem Zusammenhang den am engsten gefassten Be-

griff. Er bezeichnet die Art und Weise der Durchführung (z. B. einer Gewichtung von 

Faktoren). Methode wird dagegen laut DUDEN (1996, 490) als wissenschaftlich plan-

mäßiges und folgerichtiges Vorgehen übersetzt. Es handelt sich demnach hierbei um 

die Art und Weise der Zielerreichung (z. B. Bewertung von Standortkriterien). Die 

Methodik stellt einen übergeordneten Begriff dar und wird daher auch als „Methoden-

lehre“ bezeichnet (vgl. DUDEN 1996, 490). Sie umfasst die Gesamtheit der wissen-

schaftlichen Methoden (z. B. Gesamtheit von Standortbewertungsmethoden). 

Der Begriff Bewertung kann aus der Wortbedeutung heraus definiert werden und 

bezeichnet damit einen Vorgang, der den Wert von etwas abschätzt oder festlegt. 

Nach EIDINGER (1983) beinhaltet der Vorgang des Bewertens folgende Tätigkeiten: 

1. Vergleichen (Gegenüberstellung von Kriterien), 

2. Kontrollieren (Gegenüberstellung von IST und SOLL) und  

3. Bewerten i. e. S. (Vergleich eines Kriteriums mit einem zuvor festgelegten 

Bewertungsmaßstab). 

Der eigentliche Bewertungsprozess erstreckt sich von der Ermittlung der Bewer-

tungskriterien sowie deren Wichtung weiter zur Auswahl und Erarbeitung eines 

geeigneten Bewertungsverfahrens, der Variantenbewertung bis hin zur Darstellung 

der Bewertungsergebnisse (vgl. EIDINGER 1983). Am Ende einer Bewertung muss 

immer eine Variantenbeurteilung und wenn möglich auch die Entscheidung über eine 

Vorzugsvariante stehen.  
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Aus diesen Erläuterungen ergibt sich eine weitere Notwendigkeit von Begriffs-

definition: Faktor, Indikator, Kennzahl und Kriterium.  

Als Faktor wird nach dem WIRTSCHAFTSLEXIKON (2000, 71) ein wichtiger Umstand 

oder Gesichtspunkt bezeichnet, der ein Ergebnis beeinflusst (z. B. Faktor „Service“ 

hat Einfluss auf Zufriedenheit der Gäste). Damit handelt es sich hierbei um eine „Ein-

flussgröße“. Als „Zustandsgröße“ wird dagegen eine Kennzahl bezeichnet. Sie ist 

eine Maßzahl zur Quantifizierung bzw. eine charakteristische Verhältniszahl (z. B. 

Wassersportler pro Boot). Die Kennzahl steht in engem Zusammenhang mit dem 

Indikator, da aus Indikatoren Kennzahlen abgeleitet werden können. Ein Indikator ist 

ein Merkmal, durch das Veränderungen anzeigt werden (vgl. DUDEN 1996, 368). So 

ist z.B. der Algenwuchs ein Indikator für die Gewässergüte. Ein Kriterium ist dagegen 

ein Unterscheidungsmerkmal (vgl. DUDEN 1996, 436). Da Kriterien vor allem inner-

halb der Entscheidungstheorie (Alternativenwahl) zum Einsatz kommen, werden im 

Folgenden alle Merkmale, die die Eignung eines Standortes kennzeichnen als 

„Standort-“, „Ziel-“ oder „Bewertungskriterien“ bezeichnet (Kriterienermittlung siehe 

Kap. 5; Methodik Gewichtung siehe Kap. 4.2.2ff). 

 

 

4.1.2 Vorgehensweise und Methoden der Standortplanung 

Bewertungs- und Entscheidungsmethoden werden in der räumlichen Planung als 

Mittel der Entscheidungsvorbereitung häufig benötigt. Dabei soll aus einer Vielzahl 

von Planungsalternativen die insgesamt beste Lösung ausgewählt werden. Derartige 

Methoden kommen z.B. innerhalb der Bewertung alternativer Nutzungskonzepte, der 

Bewertung von Naturraumpotentialen und Freiraumfunktionen oder der Bewertung 

von Standortalternativen zum Einsatz. (vgl. hierzu JACOBY/KISTENMACHER 1998) 

„Als auslösendes Moment eines Standortplanungsprozesses können grundsätzlich 

zwei Extremfälle betrachtet werden: Im ersten Fall wird für ein neuartiges Investi-

tionsobjekt ein Standort gesucht, an dem angenommen werden kann, dass die 

Investitionsziele realisierbar sind [Bsp. Hafenbau]. Das Objekt wird als gegeben 

betrachtet. Die Suche richtet sich auf marktabhängige Erfolgsbedingungen an einem 

geografischen Ort, die so genannten Standortfaktoren. Als Standortfaktoren werden 

jene Eigenschaften eines Standortes bezeichnet, die Einfluss auf die Zielerreichung 

der Unternehmung haben. Im zweiten Fall wird ein bereits gewählter Standort darauf-
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hin geprüft, über welche Merkmale ein Investitionsobjekt verfügen muss, um die 

Planungsziele zu erreichen. Das bedeutet, dass diejenigen Erfolgsbedingungen, die 

an die räumliche Lage gebunden sind, als unveränderliche Vorgaben angenommen 

werden müssen. Gefragt wird nach den Eigenschaften des Investitionsobjektes. Das 

Objekt ist so zu gestalten, dass unter den gegebenen Marktbedingungen die Investi-

tionsziele erreicht werden. Es ist davon auszugehen, dass die Planungsfälle, die in 

der Praxis auftreten, zwischen diesen Extremfällen einzuordnen sind“ (vgl. ZIMMER-

MANN 2002, 21f; [Anmerkung der Autorin]). Demnach stehen bei der Standortplanung 

eines neuen wassersporttouristischen Vorhabens die Objekteigenschaften fest und 

es wird der optimale Standort gesucht. Dabei müssen generell folgende Ablauf-

schritte eingehalten werden: 

� Erkennung und Abgrenzung des Planungsproblems, 

� Zielbildung, 

� Alternativensuche, 

� Alternativenbewertung und Finalentscheidung sowie 

� Realisation und Kontrolle. 
 

Die Alternativenbewertung und Entscheidung über einen geeigneten Standort stellt 

den Kern der zu entwickelnden Bewertungsmethode dar. Als geeignete Methoden 

der Standortbewertung bzw. optimalen Standortfindung lassen sich nach WÖHE/ 

DÖRING (2005) im Wesentlichen nur mathematische Modelle und Nutzen-Kosten-

Untersuchungen unterscheiden. Da für die Verfahren der mathematischen Modelle 

eine Vielzahl von Faktoren zu berücksichtigen sind, die mitunter auch mit gewissen 

Prognoseunsicherheiten belastet sind, kommen für praktische Entscheidung (wie 

z.B. Standortbewertung und -auswahl für Sportboothäfen) nur Nutzen-Kosten-Unter-

suchungen in Betracht. Diese untergliedern sich allgemein formuliert in die folgenden 

Elemente (nach STREICH 1998, 296f):  

� Bewertungsgegenstand (Objekt der Bewertung; hier: Sportboothafen),  

� zu untersuchende Alternativen (hier: alternative Standorte),  

� Bewertungskriterien (Gegenstandsbereiche, nach denen die Alternativen 
bewertet werden können; vgl. hierzu Kap. 5),  

� Aggregationsmodalitäten (Methodenvorschriften zum Bewertungsvorgang; 
siehe folgende Kapitel),  

� Sensivitätsanalyse (Untersuchung der Stabilität des ermittelten Ergebnis-
ses).  
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Je nach Wahl der entsprechenden Methode können erhebliche Verfahrensunter-

schiede innerhalb der aufgeführten Elemente auftreten. Um auf diese näher ein-

gehen zu können, werden im Folgenden die wesentlichsten Methoden der Nutzen-

Kosten-Untersuchungen diskutiert. 

 

 

4.2 Nutzen-Kosten-Untersuchungen

4.2.1 Methodendiskussion 

Planen ohne Entscheiden ist nicht möglich (vgl. SCHNEEWEIß 1991). Bei der Planung 

wassersporttouristischer Anlagen muss sich der Investor, die Gemeinde bzw. die 

zuständige Behörde für einen Standort entscheiden. Eine geeignete Hilfestellung für 

derartige Entscheidungsfragen bieten Nutzen-Kosten-Untersuchungen. Hierunter 

werden alle Methoden zusammengefasst, die darüber Aufschluss geben, inwieweit 

geplante Projekte Erfolg versprechend sind. Dabei werden die auftretenden Kosten- 

und Nutzenfaktoren eines Projektes methodenspezifisch erfasst, bewertet und 

gegenübergestellt. Die umfassende Erfassung der Nutzenfaktoren stellt hierbei 

häufig eine wesentliche Schwierigkeit in der Anwendung der Methoden dar. So kann 

vielfach lediglich der ökonomische Nutzen erfasst werden. Ökologische oder soziale 

Nutzeneffekte (auch intangible und externe Effekte) bleiben dagegen aufgrund 

fehlender geeigneter Erfassungs- und Bewertungsmöglichkeiten sowie schwer ab-

grenzbarer Drittwirkungen unberücksichtigt. 

In Deutschland sind Nutzen-Kosten-Untersuchungen bei öffentlichen Maßnahmen 

seit 1969 vorgeschrieben. Auch für Investitionsprojekte der EU müssen Kosten und 

Nutzen schon im Planungsprozess gegeneinander abgewogen werden. Dennoch 

stößt die praktische Umsetzung häufig u. a. an die bereits genannten Probleme.  

Die drei wichtigsten Verfahren der Nutzen-Kosten-Untersuchungen werden im 

Folgenden basierend auf einer breit angelegten Literaturrecherche44 zusammen mit 

ihren Stärken und Schwächen kurz vorgestellt und in Bezug auf die Anwendung als 
                                            
44 Grundlagen- und weiterführende Literatur zur ökonomischen Bewertung bzw. Nutzen-Kosten-

Untersuchungen siehe u. a. BECKENBACH ET AL. 2001, DANEK 1995, DIEDERICHS 1985, DVWG 1977, 
EIDINGER 1997 U. 2002, ELSASSER ET AL. 2001, ENDRES/HOLM-MÜLLER 1998, JACOBY/KISTENMACHER 
1998, HAMPICKE 1993, KLAUER 1998, KRATZ 1989, MARGGRAF 1997, PRAGER 2002, RANDALL 1997, 
RICKERT ET AL. 1993, RICKERT ET AL. 1993, ROGALL 2002, SOMMER 2007, WICKE 1993, WRONKA 
2004, ZIMMERMANN 2002 
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Standortbewertungsmethode gegeneinander abgewogen. Folgende drei Verfahren 

gehören zu den wichtigsten Nutzen-Kosten-Untersuchungen (nach ROTHENGATTER 

1977, 8): 

� Kosten-Nutzen-Analyse (KNA), 

� Kostenwirksamkeitsanalyse (KWA) und 

� Nutzwertanalyse (NWA). 

 

Die Kosten-Nutzen-Analyse (KNA) stellt im Gegensatz zu den anderen beiden 

Verfahren eine eindimensionale45 monetäre Bewertung einer Einzelmaßnahme bzw. 

Projektalternative dar. Ziel hierbei ist es, die gesamtwirtschaftliche Effizienz der zu 

beurteilenden Maßnahme(n) zu ermitteln. Es soll die Vorteilhaftigkeit alternativer 

Projekte (vorrangig der öffentlichen Hand) mithilfe der Gegenüberstellung aller vor-

aussichtlich anfallenden Kosten und prognostizierten Nutzen des Projektes bestimmt 

werden. Dafür ist bereits eine gewisse Planungstiefe notwendig, die die Ermittlung 

der notwendigen Analysedaten ermöglicht. Um aussagekräftige Verhältniswerte 

zwischen den Kosten und Nutzen des Projektes erhalten zu können, müssen alle 

monetären Größen auf einen gemeinsamen Bezugszeitpunkt diskontiert werden. 

Genau hierin liegt jedoch eine der größten Schwierigkeiten des Verfahrens: die Wahl 

des Diskontierungszinssatzes. Wie verschiedene Untersuchungen46 zeigen konnten, 

ändert sich mit dem Diskontierungszinssatz auch das Ergebnis der Vorteilhaftigkeit. 

Zudem ist es oft problematisch, alle Kosten- und Nutzengrößen korrekt und umfas-

send zu erfassen bzw. den prognostizierten Nutzen in Geldwerten auszudrücken. 

 

Sind exakte Kosten- oder Erlösrechnungen nicht durchführbar, bietet sich die 

Anwendung verschiedener Scoring-Methoden47 an. Unter diesem Oberbegriff werden 

im anglo-amerikanischen Sprachgebrauch häufig nicht-monetäre Bewertungsverfah-

ren zusammengefasst, die die Zielerfüllungen und / oder Gewichte der Bewertungs-

kriterien anhand numerischer Werte erfassen (vgl. DVWK 1989). Hierbei werden 

Alternativen anhand einer Vielfalt von Faktoren, die an einem Standort auf die ver-

schiedenen Zielvariablen Einfluss nehmen, mittels einer Rating-Skala48 bewertet.  

                                            
45 Mehrere Kriterien werden in einer Dimension zusammengefasst 
46 z. B. Kosten-Nutzen-Untersuchungen zum Main-Donau-Kanal in den Jahren 1976, 1981 und 1982 
47 Score (engl.) = Punktzahl; Scoring-Verfahren bewerten dementsprechend über Punktvergabe 
48 Gestaltung der Skala kann unterschiedlich sein, vgl. hierzu u. a. SOMMER 2007, ZIMMERMANN 2002 
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Kostenwirksamkeits- und Nutzwertanalysen, die zu diesen Scoring-Methoden 

gehören, haben im Gegensatz zur KNA mehrere Zielebenen (mehrdimensionale 

Methoden). Ein monofinales Ziel (z. B. Gewinn) wird in operationalisierte Subziele 

aufgespaltet und auf abgrenzbare Arbeitssysteme bezogen. Die Subziele leisten 

dabei jeweils einen bestimmten Beitrag zur Erreichung des höchsten Zieles (Ziel-

baumverfahren; vgl. hierzu Kap. 4.2.2 sowie Abb. 25, S. 74). 

Die Kostenwirksamkeitsanalyse (KWA) ist grundsätzlich ebenfalls eine Methode zur 

Rangbestimmung bei komplexen Entscheidungs- und Handlungsalternativen. Sie 

nimmt eine Mittelstellung zwischen Kosten-Nutzen- und Nutzwertanalyse ein und 

kombiniert beide Methoden miteinander. Im Unterschied zur KNA wird bei der KWA 

eine getrennte Kalkulation von Kosten und Nutzen durchgeführt. Es werden lediglich 

die Projektkosten monetär bestimmt und zu den erzielten Wirkungen in Bezug ge-

setzt. Die entstehenden Kosten eines Projektes werden somit nicht mehr dem (er-

warteten) monetären Nutzen gegenübergestellt. Vielmehr wird geprüft, auf welchen 

Wegen ein hochrangiges ökonomisches Ziel (z. B. Gewinnmaximierung) am kosten-

günstigsten zu erreichen ist. Dies erfordert eine Analyse der Ausgaben, um fest-

stellen zu können, ob das Geld effizienter eingesetzt oder derselbe Nutzen mit 

geringeren Mitteln hätte erreicht werden können. Solche Analysen sind nur sinnvoll, 

wenn mehrere alternative Vorgehensweisen mit gleicher Zielsetzung vorliegen. 

Zudem bedarf die Anwendung einer KWA bereits einer gewissen Planungstiefe, da 

für die Berechnungen konkrete Kostendaten erforderlich sind. 

 

Die Nutzwertanalyse (NWA), als letzte der drei Nutzen-Kosten-Untersuchungen, ist 

ein nicht-monetäres Bewertungsverfahren, mit dem Alternativen ebenfalls im Hinblick 

auf verschiedene Kriterien unterschiedlicher Dimensionen miteinander vergleichbar 

gemacht werden. Ihren Namen verdankt diese Methode den speziell zu berechnen-

den Nutzwerten, die für eine Normierung und Vergleichbarmachung von Alternativen 

notwendig sind. Nach der von ZANGEMEISTER (1970a-c) entwickelten Standardversion 

(NWA der 1. Generation) müssen dafür vom Bewertenden Zielkriterien bestimmt und 

gewichtet sowie unter Verwendung ausschließlich kardinaler Zielerfüllungsgrade zu 

Teilnutzwerten zusammengefasst werden. Berücksichtigt werden können sowohl 

technische, ökonomische, soziale als auch ökologische Bewertungskriterien.  
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Eine zusammenfassende Gegenüberstellung der vorgestellten Verfahren erfolgt in 

Tab. 12. 

Tab. 12: Gegenüberstellung der Verfahren zur Nutzen-Kosten-Untersuchung von Projekten 

Kriterien KNA KWA NWA 

Anwendungsbereich 

Wirtschaftliche 
Bewertung 

(öffentlicher) Einzel-
/Alternativprojekte 

(wirtschaftliche) 
Bewertung 
alternativer 

Investitionsprojekte 

Bewertung der 
Vorteilhaftigkeit 

alternativer 
Investitionsprojekte 

Zielsystem 
Eindimensional 

(Gesamtzielbewertung)
Mehrdimensional 

(Teilzielbewertung) 
Ökonomische 
Bewertung monetär teilweise monetär nicht-monetär 

(Nutzenpunkte) 
Erforderliche 
Planungstiefe hoch mittel niedrig 

Schwierigkeiten 

� Monetarisierung 
des Nutzens,  

� Erfassung aller 
Kosten / Nutzen, 

� Diskontierung 

� Lediglich mone-
täre Bewertung 
der Kosten (un-
terschiedliche 
Dimensionen) 

� Subjektivität 
� Kardinales 

Zielsystem 

 

Da die Entscheidung über einen optimalen Standort eines Sportboothafens zu einem 

sehr frühen Planungszeitpunkt erfolgt und eine Vielzahl unterschiedlicher (vor allem 

nicht-monetärer) Kriterien in die Bewertung einfließen, wurde aufgrund der darge-

stellten Kriterien die Nutzwertanalyse als Grundlage für die zu erarbeitende Bewer-

tungsmethode ausgewählt. Zu vergleichbaren Ergebnissen kamen auch andere 

Autoren49. Hierbei hat sich gezeigt, dass die Mehrheit der Methoden zur Standort-

auswahl auf der speziellen Scoring-Methode der klassischen NWA basieren. Diese 

Methode wird innerhalb der Nutzen-Kosten-Untersuchungen insgesamt oft als das 

vorteilhaftere der drei vorgestellten Verfahren angesehen (vgl. RÜRUP 1982). Seit 

Mitte der 1980er Jahre wird in der Planungspraxis mit vereinfachten nutzwertanaly-

tischen Ansätzen gearbeitet (vgl. JACOBY/KISTENMACHER 1998). 

 

Im Folgenden werden die wichtigsten methodischen Grundlagen der NWA der ersten 

sowie der zweiten Generation umfassend dargestellt. 

 

                                            
49 u. a. BARTMANN/POPE 1980, BUCK 1993, DANEK 1995, SOMMER 2007, ZIMMERMANN 2002 
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4.2.2 Nutzwertanalyse der ersten Generation 

Bei Investitionsentscheidungen (wie z. B. dem Bau eines Hafens) liegen mehrere 

Ziele zugrunde, die nur teilweise in monetären Größen ausgedrückt werden können. 

Die Nutzwertanalyse ist dabei in den letzten Jahrzehnten zu einem der wichtigsten 

Bewertungsverfahren geworden und besitzt vor allem im deutschen Sprachraum 

sowohl in der Praxis als auch in der Theorie große Akzeptanz (vgl. u. a. BECHMANN/ 

HARTLIK 1998, SCHNEEWEIß 1991). Es handelt sich um eine Bewertungsmethode, bei 

der die zur Wahl stehenden Alternativen bezüglich verschiedener Maßstäbe zu 

bewerten sind. „Strenggenommen ist die Nutzwertanalyse nicht ein einziges Verfah-

ren, sondern eine Klasse von Vorgehensweisen, die sich in der speziellen Art der 

Ermittlung von Höhen- und Artenpräferenzen unterscheiden. Dennoch bestehen 

gegenüber anderen Verfahren Gemeinsamkeiten, so daß es statthaft ist, von der 

Nutzwertanalyse (NWA) zu sprechen“ (vgl. SCHNEEWEIß 1991, 121). Wesentliche Auf-

gabenschwerpunkte der Nutzwertanalyse sind die Auflösung einer komplexen Be-

wertungsproblematik in Teilaspekte, deren Bewertung sowie die sich anschließende 

Zusammenfassung der Teilbewertungen zu einer umfassenden Gesamtbewertungs-

aussage (Nutzwert).  

Das Grundkonzept der NWA stammt aus der Betriebswirtschaftslehre (vgl. DVWK 

1989). Es handelt sich um ein formalisiertes Bewertungsverfahren, mit dessen Hilfe 

sowohl monetäre als auch nicht-monetäre Kriterien sowie eine Vielzahl voneinander 

unabhängiger und abhängiger Kriterien berücksichtigt werden können. Damit liegt 

der Methode ein multidimensionales Zielsystem50 zur systematischen Entschei-

dungsvorbereitung für eine Auswahl komplexer Projektalternativen zugrunde. Eine 

große Bedeutung hat die NWA vor allem für sozioökonomisch-technische Bereiche, 

da eindimensionale Verfahren dabei oft versagen. (vgl. u. a. DIEDERICHS 1985 u. 

2003, JANSEN ET AL. 1999, REIMERS 2004, ZANGEMEISTER 1970a-c und 1976) 

Die Definition der „klassischen Nutzwertanalyse“ bzw. der NWA der 1. Generation 

basiert auf ZANGEMEISTER (1970b, 45): „Nutzwertanalyse ist die Analyse einer Menge 

komplexer Handlungsalternativen mit dem Zweck, die Elemente dieser Menge ent-

sprechend den Präferenzen des Entscheidungsträgers bzgl. eines multidimensiona-

len Zielsystems zu ordnen. Die Abbildung dieser Ordnung erfolgt durch die Angabe 

der Nutzwerte (Gesamtwerte) der Alternativen“.  
                                            
50 Auch als Mehrkriterienverfahren bekannt; im englischen Sprachraum unter „multiple criteria decision 

making“; vgl. hierzu u. a. DVWK 1989 
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Der NWA (auch „benefit-, utility-, worthanalysis“; vgl. ZANGEMEISTER 1970b) liegt ein 

so genanntes „Nutzenkonzept“ zugrunde, dessen Basis ein subjektiver Wertbegriff 

(Nutzwert) bildet. „Ein Nutzwert Ni ist eine subjektive Größe. Er beschreibt die 

relative Stellung der Alternative Ai in der Präferenzordnung [Ni] bzgl. aller Zielkriterien 

[k�j’]“ (vgl. ZANGEMEISTER 1970C, 13). Der Nutzwert ist somit ein dimensionsloser Ord-

nungsindex, der verbal oder durch Zahlen ausgedrückt wird. Er stellt jeweils das 

Ergebnis einer ganzheitlichen Bewertung sämtlicher Zielerträge einer Alternative dar. 

Die Ordnung der Alternativen erfolgt durch die direkte Berücksichtigung der Präfe-

renzstruktur des Entscheidungsträgers (der relativen Bedeutungen, die der Bewer-

tende den Zielen bzw. unterschiedlichen Zielerträgen von Alternativen beimisst). (vgl. 

hierzu u. a. ZANGEMEISTER 1970a, 1970c und 2003) 

Quelle: nach PFLÜGNER 1989, 11
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Quelle: nach PFLÜGNER 1989, 11
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Abb. 24: Ablaufschritte der NWA 
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Entsprechend des schematisierten Ablaufs in Abb. 24 sind zur Durchführung einer 

vollständigen Nutzwertanalyse folgende Arbeitsschritte notwendig (vgl. hierzu u. a. 

DANEK 1995, PLÜGNER 1989, REIMERS 2004, RÜRUP 1982):  

1. Zielformulierung  

2. Zielbewertung / Gewichtung des Zielsystems 

3. Bewertung der Zielerträge (Wirkungsanalyse) 

4. Wertsynthese  

5. Empfindlichkeitsanalyse 

6. Alternativenreihung 

Zur Zielformulierung gehört die Aufstellung des Zielsystems. Ein Zielsystem besteht 

aus einer geordneten Menge aller situationsgerechten Ziele, denen der Entschei-

dungsträger nicht wertneutral gegenübersteht. Es werden mittels Zielbaumverfahren 

(vgl. Abb. 25) alle betreffenden Wirkungen und Eigenschaften geordnet und darge-

stellt.  

Abb. 25: 
Schematische 
Darstellung eines 
Zielbaumes 

 

OZ

HZ1 HZ2 HZ3

Z11 Z12 Z13 Z21 Z22 Z31 Z32

UZ121 UZ312UZ122 UZ311
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(Zwischenziel)

(Unterziel)

Quelle: DANEK 1995, 130
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(Oberziel)
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(Zwischenziel)

(Unterziel)

Quelle: DANEK 1995, 130

An der Spitze des Zielbaumes befindet sich das Gesamtziel (Oberziel), gefolgt von 

Haupt- und Zwischenzielen. Für die Auswahl der Kriterien (Ziele) ist es maßgebend, 

welche Faktoren im Bereich der geplanten Maßnahme von Bedeutung sind. In der 

Praxis werden i. d. R. lediglich zwei oder drei der wichtigsten Hauptziele einbezogen. 

Die Ziele an der Basis (Unterziele) dienen der direkten Bewertung und stellen damit 

die jeweiligen Ziel- bzw. Bewertungskriterien (kij) der Alternative (Ai.) dar. Sie können 

dementsprechend als Messgrößen für den Grad der Zielerreichung angesehen 

werden.  
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Im nächsten Schritt werden die Ziele hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Projektum-

setzung gegeneinander abgewogen, gewichtet und daraus die Stufengewichte (gi) 

festgelegt. Dabei ist zu beachten, dass die Summe der Stufengewichte stets 100% 

betragen muss. Die Festlegung von Zielpräferenzen stellt damit eine erste Bewer-

tung durch den Entscheidungsträger dar.  

Innerhalb der Wirkungsanalyse wird die Wirkung der Alternativen im Hinblick auf ihre 

Zielerreichung gemessen. Dabei wird für jede Alternativen der Zielertrag (eij; auch 

Zielerfüllungsgrad) der Zielkriterien bestimmt. Quantitativ messbare Zielerträge sind 

zu bevorzugen, jedoch kann die Alternativeneinstufung generell sowohl mit Hilfe von 

kardinalen Punktskalen, ordinalen Rangskalen oder nominalen Klassenskalen vorge-

nommen werden.  

Die Wertsynthese stellt die Zusammenfassung der einzelnen Werturteile dar. Dabei 

erfolgt die Umwandlung der Zielerträge in Wertgrößen (Nutzenpunkte51). „Ein Ziel-

wert Nij ist eine subjektive Größe. Er beschreibt die relative Stellung der Alternative Ai 

in der Präferenzordnung [Nij] j = konst. bzgl. des Zielkriteriums k�j“ (vgl. ZANGE-

MEISTER 1970C, 13). Die funktionale Beziehung zwischen Zielertrag und -wert wird als 

Zielwertfunktion bezeichnet. Sie wird als Benotungsschlüssel angegeben. Damit 

lassen sich sämtliche Zielerträge in ungewogene Teilnutzen transformieren. Es er-

folgt zunächst die Multiplikation der Zielwerte mit den jeweiligen Zielgewichten. Die 

dadurch berechneten Teilnutzen (Nij) werden anschließend additiv zu einem ein-

dimensionalen Nutzwert (Ni; Gesamtnutzen) der Alternative zusammengeführt (vgl. 

hierzu Tab. 13). Die damit verbundene Entscheidungskraft der Nutzwertanalyse ist 

laut PRAGER (2002) größer als die der Kostenwirksamkeitsanalyse. 

Tab. 13: Berechnungsschema eines Nutzwertmodells 

Alternative A1 A2 

Kriterium Gewicht Ziel-
ertrag 

Zielerfül-
lungsgrad Teilnutzwert Ziel-

ertrag 
Zielerfül-
lungsgrad Teilnutzwert 

K1 g1 k11 e11 N11=g1*e11 k12 e12 N12=g1*e12 

K2 g2 k21 e21 N21=g2*e21 k22 e22 N22=g2*e22 

Kn gn kij eij Nij=gn*eij kij eij Nij=gn*eij 

Summe �g1…n Nutzwert von A1 N1=�N11…ij Nutzwert von A2 N2=�N12…ij 

 

                                            
51 auch Zielwerte genannt; i. d. R. Erfüllungspunkte zwischen 1 und 10 
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Bei der Durchführung der Wertsynthese müssen folgende Entscheidungsregeln nach 

ZANGEMEISTER (1970C, 35) eingehalten werden: 

1. bei nominalen Zielwerten muss die Alternative in allen Zielwertdimensionen 

mindestens „befriedigend“ sein; 

2. bei ordinalen Zielwerten muss die Alternative Ah im Vergleich mit Ai in der 

Mehrheit der m Zielwertdimensionen besser eingestuft worden sein, damit gilt: 

Ah > Ai ; ist Nh > Ni, gilt Ah > Ai ; Nutzwert einer Alternative ist gleich der 

Summe der ihr zugeordneten Rangplätze; 

3. bei kardinalen Zielwerten gilt:  

1 1
( ); 1(1)

m n

h hi ij i
j i

N N N h n�
� �

� � �� �  

1

; 1(1)
m

h hi
j

N N h n
�

� ��  

Ni = Min (Nij); i = 1(1)n; j = 1(1)m 

Ni = Max (Nij); i = 1(1)n; j = 1(1)m 

 

Im Ergebnis der Bewertung ergibt sich die Rangfolge der Alternativen aufgrund der 

Höhe des berechneten Gesamtnutzens. „Allerdings lässt sich die gesamtwirtschaft-

liche Vorteilhaftigkeit der einzelnen Alternativen nicht ermitteln, da […] keine absolute 

Sicherheit darüber [besteht], ob die mit der Maßnahme verbundenen Nutzenwirkun-

gen die Kosten übertreffen oder nicht“ (vgl. PRAGER 2002, 168). Bei umfangreichen 

Nutzwertanalysen ist es ratsam, das Ergebnis mit Hilfe statistischer Urteilswieder-

holungen (bekannt als Sensivitäts- oder Empfindlichkeitsanalysen) zu überprüfen. 

Dies ist auch sinnvoll, wenn Unsicherheit über die Richtigkeit oder Genauigkeit der 

getroffenen Annahmen besteht oder die Höhe der Nutzwerte einzelner Alternativen 

sehr eng beieinander liegt. „Unter Sensivitätsuntersuchungen sind spezielle Rechen-

läufe zu verstehen, mit denen abgeprüft werden kann, welche Konsequenzen sich 

bei Änderung einzelner Eingangswerte für die Ergebnisse ergeben“ (vgl. PFLÜGNER 

1993, 78). Hierbei werden i. d. R. Änderungen an den Zielwerten oder -gewichten 

vorgenommen. (vgl. hierzu u. a. BUCK 1993, DANEK 1995, DIEDERICHS 2003, MARTENS 

2004, PFLÜGNER 1989 und 1993, PRAGER 2002, REIMERS 2004, RÜRUP 1982, 

ZANGEMEISTER 1970a-c) 
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Generell ist es bei der Durchführung einer NWA nicht von grundlegender Bedeutung, 

für eine gegebene Problemsituation alle erdenklichen Handlungsalternativen zu be-

rücksichtigen. Vielmehr besteht die Aufgabe darin, eine begrenzte Auswahl von 

Alternativen zu beurteilen. Es ist sogar möglich, eine Nutzwertanalyse bei nur einem 

Projekt durchzuführen. Das kann von praktischer Bedeutung sein, wenn man vor der 

Entscheidung steht, ob es sich lohnt, eine Alternative zu dem vorhandenen Konzept 

zu entwickeln. Dann müsste das Projekt jedoch einer hypothetischen Alternative 

(z.B. Optimalzustand) gegenüber gestellt werden. 

Objektsystem Wertsystem

Projekt-Alternativen
A:=(A1, A2…An)

Zielsystem
k:=(k1, k2…km)

Präferenzstruktur
gj: = PR(k) ; n�j: = PR(k�j)
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…
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……
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NutzwerteAlternativen

Bewertung

Abbildung der 
Alternativen im 
Zielsystem 
durch die 
Matrix der 
Zielerträge [kij]

Abbildung der 
Alternativen im 
Wertsystem 
durch eine m-
dimensionale 
Präferenz-
ordnung [Ni]

Quelle: ZANGEMEISTER 1970a, 14; verändert  
Abb. 26: Ablauf- und Berechnungsmodell der Nutzwertanalyse 

Wie dargestellt werden konnte, ist der Ablauf der NWA genau festgelegt (siehe Abb. 

26), jedoch nicht die konkrete Form (z. B. die Art und Weise, wie einzelne Kriterien 

bewertet werden oder wie verschiedene Kriterienmesswerte zu Nutzwerten umge-

rechnet werden). Dies kann generell als Vorteil der Methode angesehen werden. 

Weitere Vorteile sind u. a.: 

� Zergliederung des Bewertungsprozesses in Teilaspekte ermöglicht bessere 
Übersicht über zu bewertendes Problem, 

� Bewertung wird durch Schematisierung des Bewertungsvorganges transpa-
renter und leichter durchführbar, 
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� Bewertungskriterien sind eindeutig formuliert, 

� Alle Schritte des Verfahrens sind formal transparent, 

� Komprimierte und übersichtliche Darstellung des Bewertungsverfahrens 
sowie des Variantenvergleichs. 

 

Als wesentlichste Mindestanforderung an eine inhaltlich sinnvolle NWA wird die 

Begründbarkeit aller Bewertungsschritte angesehen. Alle Mess- und Bewertungsvor-

schriften sowie die Art und genaue Form der Gewichtung der Bewertungskriterien 

und das der Bewertung zugrunde liegende Wertsystem müssen gut begründet sein. 

Die Begründung kann dabei sowohl auf theoretischen oder normativen Erkenntnis-

sen basieren als auch durch das Hinzuziehen von Urteilspersonen (Experten) 

gewonnen werden. Wichtig ist, dass jede Begründung intersubjektiv nachvollziehbar 

ist (vgl. BECHMANN/HARTLIK 1998). Mit dieser Mindestanforderung lässt sich auch die 

Hauptkritik an der NWA entkräften: der Vorwurf der Subjektivität. Eine subjektive 

Beeinflussung durch den Bewertenden kann bei der Kriterienauswahl, der Gewich-

tung sowie der Schätzung der Erfüllungsgrade erfolgen (vgl. BMR 1983). Jedoch 

kann die subjektive Ausrichtung des Verfahrens grundsätzlich auch als vorteilhaft 

angesehen werden, da sonst unbedacht ausgeübte subjektive Bewertungen hier 

bewusst durchgeführt und begründet werden (vgl. DANEK 1995). 

(vgl. hierzu u. a. BECHMANN/HARTLIK 1998, BUCK 1993, DANEK 1995, PFLÜGNER 1993, 

REIMERS 2004, ZANGEMEISTER 1970b) 

 

Charakteristisch für die NWA als multidimensionales Bewertungsinstrument ist, dass 

der eigentliche Bewertungsschritt mit besonderen Schwierigkeiten behaftet ist. Es 

müssen hier jeweils die projektspezifischen Zielerträge auf der Basis der zielrele-

vanten Präferenzen untereinander verglichen und die Gesamtheit der Vergleichs-

ergebnisse durch eine Präferenzordnung der Alternativen abgebildet werden: „Das 

Bewertungsproblem der multidimensionalen Nutzwertanalyse besteht darin, das 

durch n � m Zielerträge [kij] beschriebene empirische Ordnungsmuster unter systema-

tischer Berücksichtigung der zielrelevanten Präferenzstruktur des Entscheidungs-

trägers in eine m-dimensionale Präferenzordnung [Ni] der Alternativen zu transfor-

mieren“ (vgl. ZANGEMEISTER 1970b, 61). 

Folgende Problemkomponenten erschweren zudem eine Bewertung (vgl. ZANGE-

MEISTER 1970b, 65f sowie BECHMANN/HARTLIK 1998, 63f): 
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� Anzahl der zu berücksichtigenden Wertdimensionen ist groß, d.h. es sind 
viele Zielkriterien k.j, j=1(1)m, zu beachten; 

� Zielkriterien sind aufgrund der subjektiven Präferenzen des Entscheidungs-
trägers nicht von gleicher Wichtigkeit, d.h. die gj sind unterschiedlich groß, 
und nicht notwendig konstant für alle kij, j=konst.; 

� Empirische Indizes der Zielerträge sind verschieden und können beispiels-
weise nicht einheitlich in Währungseinheiten ausgedrückt werden; 

� Zielerträge sind mit Hilfe unterschiedlicher Skalenniveaus beschrieben (z.B. 
verbal, ordinal, kardinal); 

� Natürliche Ordnung der Alternativen nach der absoluten Höhe ihrer Ziel-
erträge ist nicht isomorph mit der zugehörigen Präferenzordnung (Übersätti-
gung); 

� Es existiert keine eindeutig dominante Alternative – vielmehr ist die relative 
Einstufung einer Alternative in den einzelnen Wertdimensionen, d.h. von 
Kriterium zu Kriterium, verschieden; 

� Fehlende inhaltliche Begründungen bringen kein sinnvolles Ergebnis. 

 

Die aufgeführten Probleme umgeht die NWA der 1. Generation (NWA I), indem 

folgende Punkte eingehalten werden müssen (vgl. BECHMANN/HARTLIK 1998, 63): 

� Gewichtungen werden durch konstante Faktoren ausgedrückt, 

� Zielerfüllungsgrade werden kardinal bewertet, 

� Wertsynthese führt zu einer kardinalen Skala für die durch sie gewonnene 
Nutzwerte (additive Verknüpfung). 

 

 

4.2.3 Nutzwertanalyse der zweiten Generation 

Aufgrund der genannten Schwierigkeiten und Voraussetzungen, die mit der Durch-

führung der NWA I verbunden sind, wurden ab Mitte der 1970er Jahre Überlegungen 

zur Weiterentwicklung einer Nutzwertanalyse der 2. Generation (NWA II) angestellt 

(vgl. u. a. BECHMANN/HARTLIK 1998, JACOBY/KISTENMACHER 1998). Diese Methode 

sollte sich wesentlich problemangepasster und damit flexibler in Planungsprozessen 

einsetzen lassen. Die wesentlichsten Unterschiede zwischen den NWA I und II be-

stehen vorrangig im Ablauf (vgl. Abb. 27) und in den Gewichtungsmodalitäten.  
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 Ablaufschema der NWA I: 

Alternativen Zielsystem
Wertmaßstäbe

Bewertungskriterien

Zielertragsmatrix

Zielerfüllungsmatrix

Teilnutzwerte

Nutzwert

Gewichte

Alternativen Zielsystem
Wertmaßstäbe

Bewertungskriterien

Zielertragsmatrix

Zielerfüllungsmatrix

Teilnutzwerte

Nutzwert

Gewichte

Quelle: nach BECHMANN/HARTLIK 1998, 83; verändert

  Ablaufschema der NWA II: 

Alternativen Zielsystem
Wertmaßstäbe

Bewertungskriterien

Zielertragsmatrix

Zielerfüllungsmatrix

Aggregationsalgorithmus

Nutzwert

Tabelle der gruppierten 
Kriterien und Kriterienbündel

Quelle: nach BECHMANN/HARTLIK 1998, 86; verändert

(ordinal)

Matrix der Wertbeziehungen zwischen 
Kriterien und Kriterienbündeln

Matrix der Bedeutung der 
Einzelelemente eines Bündels

Abb. 27: Ablaufschemata der Nutzwertanalyse der 1. und der 2. Generation 

Bis zum Schritt der Messung der Zielerträge ist der Ablauf der NWA II identisch zur 

NWA I. Die Messung kardinaler Zielerträge erfolgt analog zur NWA I. Der entschei-

dende Unterschied ist jedoch, dass nun auch ordinale Skalen zur Messung verwen-

det werden können. Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass sich an die 

Messung der Zielerträge deren Umskalierung in ordinal skalierte Zielerfüllungsgrade 

anschließt. Diese wesentliche Modifikation impliziert, dass bei den Zielkriterien, deren 

Zielerträge kardinal angegeben werden könnten, bewusst darauf verzichtet wird. 

Entsprechende Informationsverluste werden dabei hingenommen. Dies muss als 

großer Nachteil der NWA II gewertet werden. Jedoch erhofft man sich damit, bei der 

Bewertung eine breitere Vielzahl von Kriterien berücksichtigen zu können, was 

wiederum einen Vorteil gegenüber der NWA I darstellt. (vgl. hierzu u. a. BECHMANN/ 

HARTLIK 1998, PFLÜGNER 1989) 

Andere Ansätze greifen auf Methoden der Fuzzy-Logik zurück und beurteilen Ziele 

bzw. Zielerreichungsgrade mithilfe von Zugehörigkeitsfunktionen, die mittels geeig-

neter Regeln bzw. Operatoren zu aggregieren sind. Statt der sonst üblichen Addition 

der gewichteten Teilnutzwerte wird bei der erweiterten NWA mitunter auch die 

multiplikatorische Ermittlung des Gesamtnutzwertes vorgeschlagen. Dadurch wird die 
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Berücksichtigung von Abhängigkeiten zwischen unterschiedlichen Zielen ermöglicht. 

(vgl. hierzu u. a. RICKERT ET AL. 1993, WIRTSCHAFTSLEXIKON 2006) 

 

Die wichtigsten Eigenschaften der NWA II können nach RICKERT ET AL. (1993, 12) wie 

folgt zusammengefasst werden: 

� Werte und Nutzenskalierungen dürfen auch ordinal sein; 

� alle formal möglichen Wertbeziehungen zwischen einzelnen Zielerfüllungs-
graden bzw. Teilnutzen sind zulässig; 

� Wertsynthese wird von inhaltlichen Überlegungen geleitet und kann in ihrer 
Formalstruktur an jeweils vorgegebene inhaltliche Bedingungen angepasst 
werden. 

 

 

4.2.4 Analytischer Hierarchieprozess 

Eine weitere Neuentwicklung und damit Variante der klassischen NWA ist der 

Analytische Hierarchieprozess (AHP) (vgl. hierzu u. a. SCHNEEWEIß 1991). Er wurde 

von dem amerikanischen Mathematiker SAATY (1980, 1990, 1993, 1994) in den 

1970er Jahren als flexibles Modell zur Lösung multikriterieller Entscheidungs-

probleme mit einer endlichen Anzahl von Alternativen entwickelt und wird seit den 

1990er Jahren erfolgreich vor allem in Nordamerika, Skandinavien und Asien 

praktiziert. In der deutschsprachigen Literatur haben sich vor allem AHLERT (2003), 

IMI (2007), LILLICH (1992), LÜTTERS (2004), MEIXNER/HAAS (2002), ROHR (2004) und 

SCHNEEWEIß (1991) mit dieser Thematik auseinandergesetzt.  

Der AHP ist (ebenso wie die NWA) eine Methode, mit deren Hilfe komplexe Entschei-

dungen strukturiert, vereinfacht und objektiviert werden können. Als „Entscheidungs-

unterstützungsverfahren“ ermittelt AHP die optimale Alternative auf der Basis einer 

hierarchisch gegliederten Problemstruktur und kann sowohl qualitative als auch 

quantitative Daten verarbeiten (vgl. ROHR 2004). Konkret werden endlich viele 

Alternativen mit Hilfe eines linearen Präferenzindexes der Form:  

1

K
AHP AHP AHP

k k
k
g v�

�

��  

angeordnet (VGL. SCHNEEWEIß 1991, 157). Die Besonderheit des AHP liegt in der Art, 

die Gewichte (gk=gk
AHP) und Wertfunktionen (vk=vk

AHP) zu bestimmen: „Basically, the 
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AHP is a multiobjective multicriteria decision-making approach which employs a pair-

wise comparison procedure to arrive at a scale of preferences among sets of alter-

natives“ (vgl. SAATY/VARGAS 1993, 14). Alle Vorteile, die das Verfahren insgesamt 

bietet, werden in der folgenden Abbildung von SAATY (1990) als Übersicht dargestellt. 

AHP

Unity:
The AHP provides a single, 
easily understood, flexible model 
for a wide range of unstructured 
problemsProcess Repetition:

The AHP enables people to 
refine their definition of a 
problem and to improve their 
judgment and understanding 
through repetition

Judgment and Consensus:
The AHP does not insist on 
consensus but synthesizes a 
representative outcome from 
diverse judgments

Tradeoffs:
The AHP takes into consideration 
the relative priorities of factors in a 
system and enables people to 
select the best alternative based on 
their goals

Synthesis:
The AHP leads to an overall 
estimate of the desirability of 
each alternative

Complexity:
The AHP integrates deductive and 
systems approaches in solving 
complex problems

Interdependence:
The AHP can deal with the 
interdependence of elements in 
a system and does not insist on 
linear thinking

Hierarchic Structuring:
The AHP reflects the natural 
tendency of the mind to sort 
elements of a system into different 
levels and to group like elements 
in each level

Measurement:
The AHP provides a scale for 
measuring intangibles and a method 
for establishing priorities

Quelle: SAATY 1990, 23
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elements of a system into different 
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in each level
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The AHP provides a scale for 
measuring intangibles and a method 
for establishing priorities

Quelle: SAATY 1990, 23  
Abb. 28: Vorteile des Analytischen Hierarchieprozesses 

Zusammenfassend ausgedrückt, lässt sich der AHP durch die Hauptbestandteile 

seines Namens charakterisieren. Demnach handelt es sich (nach LÜTTERS 2004, 

201) um ein analytisches Verfahren, das durch die hierarchische Darstellung in der 

Lage ist, komplexe Zielsysteme durch Dekomposition in Einzelziele zu zerlegen und 

prozessorientiert einzusetzen ist. Als hierarchisch wird der Prozess bezeichnet, weil 

die Kriterien ähnlich der Zielbaumstruktur der NWA (vgl. Abb. 25, S. 74) aufgebaut 

sind. Allerdings bilden hier die Alternativen die letzte Stufe der Zielhierarchie.  

Der Ablauf des Analytischen Hierarchieprozesses kann nach MEIXNER/HAAS (2002, 

124f) in vier Stufen unterteilt werden: 

Stufe 1: Aufstellung einer Entscheidungshierarchie, in dem ein Entschei-

dungsproblem in Entscheidungselemente (im Folgenden Kriterien 

genannt), die miteinander in Beziehung stehen, heruntergebrochen 

wird. 
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Stufe 2: Durchführung von Paarvergleichen über Entscheidungselemente 

anhand von qualitativen und quantitativen Informationen (Prioritä-

tenschätzung). 

Stufe 3: Errechnung der Prioritäten der Entscheidungselemente, indem die 

„Eigenwertmethode“ angewendet wird (Gewichtungsvektoren) und 

Überprüfung auf Konsistenz der Prioritätenschätzung. 

Stufe 4: Aggregation der Prioritäten der Entscheidungselemente, um zu 

einer Rangreihung der Entscheidungsalternativen zu gelangen 

(Ziel-/Maßnahmengewichtungen für die gesamte Entscheidungs-

hierarchie). 

Der eigentliche Unterschied zwischen AHP und NWA besteht in dem methodischen 

Vorgehen innerhalb der Gewichtung. Beim AHP werden nicht nur die Bewertungs-

kriterien einer Gewichtung unterzogen, sondern auch die Alternativen. Dies erfolgt 

mit dem Ziel, einen gemeinsamen Ergebnisvektor zu finden, der die Bedeutung der 

Alternativen bzgl. des Oberziels angibt. Des Weiteren beruht der Gewichtungs-

prozess hier auf einem vollständigen Paarvergleich aller Elemente der Hierarchie, 

dem sich mehrere Matrizen-Rechnungen anschließen. Damit ergibt sich auch ein 

veränderter prozessualer Ablauf, der jedoch für alle Entscheidungsverfahren nach 

einem stets gleichen Schema abläuft (vgl. Abb. 29).  

Abb. 29: 
Schematisierter Ablauf 
der Entscheidungs-
findung im AHP 

 

Problemdefinition

Hierarchie

Kriteriengewichtung 
HauptkriterienPaarvergleiche 1

Gewichtung 
Alternativen

Aggregation und 
Ranking

Beurteilung der 
Ergebnisse

Kriteriengewichtung 
SubkriterienPaarvergleiche 2

Paarvergleiche 3

Konsistenz

Konsistenz

Sensivitätsanalyse

Quelle: ROHR 2004, 42
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Quelle: ROHR 2004, 42
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Die Paarvergleiche basieren nach SAATY (1980) auf einer verbalen Intervall-Skala, 

die sowohl die Berücksichtigung quantitativer als auch qualitativer Informationen ge-

stattet. Die AHP-Skala reicht üblicherweise von 1/9 bis 9 (siehe Abb. 30) und ermög-

licht eine Prioritäteneinschätzung für Paarvergleiche zwischen den Kriterien mit Hilfe 

von Verhältniswerten. „Die Eignung der 9er-Skala von Saaty wurde in zahlreichen 

Publikationen mit empirischen Tests gegenüber anderen Skaleneinteilungen nach-

gewiesen, wird jedoch in jüngster Zeit auch vermehrt kritisiert“ (vgl. AHLERT 2003, 

38f). Andere Skalenverläufe sind demnach möglich, ändern jedoch kaum etwas an 

den ermittelten Attributsgewichtungen, wie ebenfalls in einer Reihe von Untersuchun-

gen festegestellt werden konnte (vgl. hierzu u. a. AHLERT 2003, ROHR 2004, WEBEr 

1993). Zudem nutzen die meisten Softwarelösungen (z.B. Expert Choice) die 9er-

Skala von SAATY (vgl. WEBEr 1993, 87). Daher wird für die in Kap. 5.3 vorzunehmen-

den Paarvergleiche der Standortbewertungskriterien ebenfalls die hier dargestellte 

9er-Skala verwendet. 

Abb. 30: AHP–Skala 
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Quelle: nach REIMERS 2004, 40

Wichtiges Merkmal einer sinnvollen Gewichtung ist nach ROHR (2004) die Konsistenz 

zwischen den Kriterien (K1…n). Das bedeutet, dass folgender Zusammenhang stets 

gelten muss:  WENN: Ki > Kj > Kk   DANN: Ki > Kk 

Des Weiteren wird davon ausgegangen, dass sich der Bewertende bei seinen 

Entscheidungen reziprok verhält, daraus folgt:  

WENN: Ki zweimal so wichtig wie Kj  DANN: Kj zweimal so unwichtig wie Ki. 
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Die Ergebnisse der vom Bewertenden vorgenommenen Kriterienvergleiche werden 

in einer Paarvergleichsmatrix dargestellt. Dabei ergibt sich die Anzahl der not-

wendigen Paarvergleiche nach ROHR (2004, 43) wie folgt: 

Formel 1: Berechnung der notwendigen Paarvergleiche 

	 

	 


2

1
( )

2 2 2 2
n nn nP n
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 (n…Anzahl der Zielkriterien) 

 

Da die Summe der Paarvergleiche mit einer steigenden Anzahl an Zielkriterien 

drastisch zunimmt (z. B. n=4 � P=6; n=10 � P=45), ist es ratsam, sich auf so wenig 

Kriterien wie möglich und nötig zu beschränken.  

 

Zu den wesentlichsten Kritikpunkten des AHP zählt vor allem das so genannte „rank 

reversal“ (vgl. hierzu u. a. AHLERT 2003, MEIXNER/HAAS 2002, ROHR 2004). Es 

besagt, dass nach einer vollständigen Bewertung der Alternativen das bestehende 

Ergebnis durch das Hinzufügen einer weiteren Alternative umgedreht werden kann 

(die zunächst beste Alternative wird von einer zuvor schlechter bewerteten abgelöst). 

Dieses Phänomen ließe sich durch die Berücksichtigung zweier Extrem-Alternativen 

umgehen, wodurch der gesamte Bewertungsprozess jedoch zusätzlich kompliziert 

gemacht wird. 

Als Weitere Schwäche des Analytischen Hierarchieprozesses wird im Allgemeinen 

der hohe Zeit- und Arbeitsaufwand angesehen, der für die Vielzahl anzustellender 

Paarvergleiche und sich anschließenden Matrizenrechnungen aufgewendet werden 

muss. Dies lässt sich jedoch mit geeigneten Computerprogrammen optimieren. 

 

 

4.3 Vorschlag einer Bewertungsmethode für die Standortauswahl 

von Sportboothäfen  

Aufgrund der dargelegten und eingehend diskutierten methodischen Grundlagen, 

Stärken und Schwächen wird entschieden, dass die Bewertungsmethode zur 

Standortauswahl von Sportboothäfen aus einer Kombination von erweiterter Nutz-

wertanalyse und Analytischem Hierarchieprozess bestehen soll. Ein ausschließliches 

Vorgehen auf Basis des AHP ist nicht möglich, da bei diesem Verfahren auch die 



Entwicklung einer Bewertungsmethode zur Standortwahl 86 

Alternativen gegeneinander gewichtet werden. Dies ist jedoch bei der vorzunehmen-

den Standortbewertung nicht zweckmäßig, da zu Beginn der Bewertung alle Stand-

ortalternativen als gleichwertig betrachtet werden. Unterschiede in ihrer Eignung für 

die Vorhabensumsetzung ergeben sich hingegen aus den zu berücksichtigenden 

Bewertungskriterien. 

Die Anwendung der NWA hat sich dagegen bei komplexen Entscheidungsproblemen 

in der Praxis bewährt. Sie ist geeignet, vielschichtige Auswahlprobleme in Teilaspek-

te zu zerlegen und damit nachvollziehbare Entscheidungen zu ermöglichen. „Wer 

heute an verantwortlicher Stelle komplexe Entscheidungen von großer Tragweite zu 

treffen hat, ist auf Entscheidungshilfen angewiesen, da Fehlentscheidungen aufgrund 

der Kapitalintensität und Langfristigkeit von Großprojekten in der Regel nicht wieder 

korrigiert werden können. Dieser Tatbestand wird von politisch maßgebenden Instan-

zen im staatlichen, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Bereich erkannt und auch 

in zunehmendem Maße berücksichtigt. […] Angesichts dieser Entwicklung kommt 

auch den Nutzwertmodellen eine erhöhte praktische Bedeutung zu“ (vgl. ZANGE-

MEISTER 1970b, 318). Obwohl diese Aussage bereits vor mehr als drei Jahrzehnten 

getroffen wurde, besitzt sie noch immer Aktualität. Jedoch sollte aufgrund der 

Weiterentwicklungen und Optimierungen der methodischen Anpassungsfähigkeit bei 

aktuellen Anwendungen eine erweiterte NWA zum Einsatz kommen.  

Da das Gewichtungsverfahren des AHP anspruchsvoller und weniger subjektiv ist, 

als das der NWA, entscheidet sich die Bearbeiterin für eine Kombination beider 

Methoden. Es wird daher für die Hafenstandortbewertung eine erweiterte NWA 

zugrunde gelegt, deren Kriteriengewichtung mit Hilfe des AHP durchgeführt wird. Es 

kommen somit bei der Anwendung des AHP von dem bereits erläuterten Ablauf auf 

Seite 82f lediglich die Stufen 1 bis 3 zur Anwendung.  

Im ersten Schritt der Umsetzung der Bewertungsmethode ist es notwendig, das 

Standortentscheidungsproblem näher zu analysieren. Hieraus werden im Weiteren 

die notwendigen Bewertungskriterien abgeleitet und in die Problemstruktur einge-

gliedert. Die entsprechende Erfassung, Auswahl und Wichtung der Bewertungs-

kriterien wird im folgenden Kapitel vorgenommen. 
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5 Erfassung, Auswahl und Wichtung von Bewertungskriterien 

zur Standortauswahl von Sportboothäfen 

5.1 Erfassung der Bewertungskriterien 

5.1.1 Erfassungsgrundsätze 

Wie bereits dargestellt, muss für die weitere Entwicklung der Standortbewertungs-

methode zunächst das vorliegende Entscheidungsproblem analysiert sowie die zuge-

hörigen Bewertungskriterien erfasst werden, bevor diese im weiteren Verlauf in die 

Problemhierarchie eingeordnet und damit strukturiert, aggregiert und entsprechend 

ihrer Problemrelevanz gewichtet werden können. 

Das Entscheidungsproblem bei der Standortauswahl eines Sportboothafens besteht 

darin, aus einer Vielzahl von Standortalternativen den am besten geeigneten (opti-

malen) Standort zu finden, der die Ziele einer größtmöglichen Nutzerattraktivität, öko-

logischen Verträglichkeit und größten (sozio-)ökonomischen Effizienz am stärksten 

auf sich vereinbaren kann. Dabei müssen vordergründig die grundlegenden techni-

schen, gesetzlichen und planerischen Vorschriften eingehalten werden. Somit ergibt 

sich die in Abb. 31 dargestellte Zielhierarchie, aus der die entsprechenden Bewer-

tungskriterien im Folgenden abgeleitet und konkretisiert werden. 
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Abb. 31: Zielhierarchie des Entscheidungsproblems „Standortauswahl für Sportboothafen“ 

Basierend auf der Darstellung der Zielhierarchien werden im Weiteren die Bewer-

tungskriterien zur Standortauswahl von Sportboothäfen entsprechend der folgenden 

Gliederung erfasst:  

� Technische und nautische Kriterien 

� Planerische und gesetzliche Kriterien 
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� Sozioökonomische Kriterien 

� Ökologische Kriterien 

 

Dabei wird davon ausgegangen, dass sich einige Kriterienarten überschneiden und 

somit innerhalb technisch/nautischer und planungsrechtlicher Kriterien auch ökolo-

gische, ökonomische und soziale Aspekte angesprochen werden. Diese werden in 

konkreterer Form noch einmal in den Punkten „sozioökonomische“ und „ökologische 

Kriterien“ behandelt. Da soziale Zusammenhänge stark von wirtschaftlichen Sachver-

halten beeinflusst werden (sowie umgekehrt), erfolgt in den weiteren Ausführungen 

unter dem Begriff „sozioökonomische Kriterien“ eine gemeinsame Betrachtung dieser 

Seiten.  

 

 

5.1.2 Technische und nautische Kriterien 

Die nautische Eignung eines potentiellen Standortes ist eine wesentliche Grund-

voraussetzung für die Anlage eines Sportboothafens. Daher sollten vor allem 

folgende nautische und technische Kriterien bei der Standortwahl von Sportboot-

häfen berücksichtigt werden:  

� seeseitige Erreichbarkeit von Hafen und Wassersportrevier, 

� vorherrschende Sedimentationsvorgänge sowie  

� Schutzfunktion des Hafens. 

 

Ein wesentliches Kriterium innerhalb der Standortbetrachtung stellt die seeseitige 

Erreichbarkeit von Revier und Hafen dar. Schnell und leicht ansteuerbar zu sein, ist 

u. a. eines der wichtigsten Kriterien für einen Sportboothafen. Das beinhaltet eine 

gute Ausschilderung, eine freie und genügend große Einfahrt sowie eine möglichst 

offene Lage des Hafens. Lange, schmale Zufahrten mit Untiefen sind vor allem für 

Hobbysegler mit weniger Erfahrung ein Grund, diesen Hafen nicht anzusteuern. 

Gefährdungsfrei sollte dabei auch die Zufahrt zum Hafen sowie das Anlegen und 

Manövrieren52 im Hafen selbst sein. Das bedeutet, dass ausreichende Wassertiefen 

                                            
52 Hierzu gehören u. a. das „Ein- und Ausparken“ der Boote sowie notwendige Ausweichmanöver zu 

entgegenkommenden Booten; Mindestgröße des Manövrierkreises im Hafenbecken: 20m (vgl. 
WEICHBRODT 2001, 29) 



Erfassung, Auswahl und Wichtung der Bewertungskriterien 89 

von mindestens 2,5 bis 3,5 m (nach WEICHBRODT 2001, 27) sowohl in einer gut 

gekennzeichneten Fahrrinne als auch im Hafenbecken vorhanden sein sollten. Die 

Hafeneinfahrt sollte mindestens 10 bis 15 m breit sein (vgl. WEICHBRODT 2001, 28).  

Zur Erreichbarkeit des Hafens gehört des Weiteren auch der Abstand zwischen 

benachbarten Häfen. Er sollte nach Möglichkeit nicht größer als 30 sm sein, da 

derartige Distanzen für Wassersporttouristen nur mit großen Mühen zu bewältigen 

sind (vgl. WEICHBRODT 2001). Außerdem können Wetteränderungen, Schäden am 

Boot oder andere Unpässlichkeiten das Anlaufen eines nahe gelegenen Hafens 

notwendig machen. 

Im Zusammenhang mit der Erreichbarkeit des Hafens stehen auch die vor Ort vor-

herrschenden Sedimentationsvorgänge am Standort. Die Sedimentation (Transport 

von Sand und Steinen im Wasser) ist ein natürlicher Vorgang, der prinzipiell an 

jedem Hafen der Außenküste zu finden ist. Gravierende Unterschiede gibt es jedoch 

in der Höhe des Sedimentationsvolumens und in der -geschwindigkeit. Zu große 

Transportraten können dazu führen, dass Hafenzufahrten versanden und zur 

Gewährleistung der Schiffbarkeit und Sicherheit ausgebaggert werden müssen. 

Dadurch ergeben sich wiederum ökonomische Probleme für den betreffenden Hafen. 

Daher sollte bereits innerhalb der Standortauswahl auf ein möglichst geringes Sedi-

mentationsvorkommen geachtet werden. Zukünftig wird dies für alle Beteiligten durch 

eine speziell entwickelte Karte vereinfacht53, in der der technische Aufwand für 

Hafenbauten aufgrund der vorhandenen Sedimentation farblich abgestuft gekenn-

zeichnet ist (nach FRÖHLE 01/08).  

Der Hafen selbst stellt für Boote und Wassersportler eine Schutzfunktion dar. Sie 

sollen bei schlechten Wetterlagen (vor allem bei Sturm und starkem Wellengang) im 

Hafenbecken vor Schäden geschützt sein. Da die hierfür notwendigen technischen 

Bau- und Gestaltungsvorschriften relativ umfangreich sind und an dieser Stelle zu 

weit führen, wird auf die einschlägige Fachliteratur54 verwiesen. 

 

 

                                            
53 Karte befindet sich derzeit noch in Bearbeitung; wurde von der Universität Rostock, Institut für 

Umweltingenieurwesen im Auftrag des Ministerium für Arbeit, Bau und Landesentwicklung M-V 
entwickelt 

54 Zu entnehmen u. a. bei BAUD-BOVY/LAWSON 1998, HAASS 1994 u. 2003, JANSEN 2001, WEICHBRODT 
2001 
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5.1.3 Planerische und gesetzliche Kriterien 

Wie bereits in Kap. 3.2 dargestellt werden konnte, gibt es eine Vielzahl an planungs-

rechtlichen Kriterien, die für eine nachhaltige Raumentwicklung und damit optimale 

Standortfindung von wesentlicher Bedeutung sind. Die diesbezüglich wichtigsten 

Vorgaben der Literatur55 sollen an dieser Stelle noch einmal genannt werden: 

� Hafenplanung in Abstimmungen mit Zielen der jeweiligen Landes- und 
Regionalplanung; 

� Hafenplanung vorwiegend in Tourismusschwerpunkt- bzw. -entwicklungs-
räumen; 

� Bau grundsätzlich nicht in Vorranggebieten für Naturschutz und 
Landschaftspflege; 

� Vogelschutzgebiete von touristischen Nutzung weitestgehend frei halten; 

� Vorsorgeräume für Naturschutz und Landschaftspflege kommen für 
touristische Nutzung grundsätzlich in Frage; Zerschneidungs- und 
Störungseffekte dabei gering halten; 

� Ausbau bestehender Hafenanlagen hat Vorrang vor Neubau;  

� Lückenschluss im Außenküstenbereich des Hafennetzes56 hat Vorrang; 

� Nutzung bereits erschlossener (Ver- und Entsorgung) Standorte, z.B. 
Industriebrachen; 

� Basishäfen grundsätzlich in Verbindung mit bestehenden Siedlungs-
gebieten; 

� Bau/Erweiterung von Basis-/Etappenhäfen ohne Lückenschluss jedoch mit 
Potential zur Steigerung von Vielfalt und Attraktivität des gesamten Netzes 
grundsätzlich von höherer Priorität als Erweiterungsplanungen sowie 
Neubauten in und an netzergänzenden Häfen57; 

� Kapazitätserweiterungen in netzergänzenden Häfen für tiefere Boote 
(Wassertiefe > 1,80 m) haben Vorrang vor Ausbau von Anlagen geringerer 
Wassertiefe; 

� Sportboothäfen als Schwerpunkte entwickeln (Zersiedelung der Landschaft 
entgegenwirken, Vielzahl kleiner Anlagen vermeiden, räumliche Bündelung); 

� Bauliche Anpassung des Sportboothafen an örtliche Gegebenheiten (Größe, 
Orts- und Landschaftsbild). 

                                            
55 nach GOLLING 2000, HAASS 1994, Regionale Raumordnungsprogramme, SOMMER 2007, STANDORT-

KONZEPT 2004 
56 siehe dazu Ausführungen auf S. 91 sowie Tab. 14 
57 Erfüllen Anforderungen für Basis- und Etappenhäfen nicht vollständig, z.B. aufgrund zu geringer 

Wassertiefen im Hafen / in der Zufahrt 
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Daneben gibt es weitere planerische Kriterien, die für einen optimalen Hafenstandort 

von wesentlicher Bedeutung sind: 

� Lage des Hafens im regionalen und überregionalen Hafennetz,  

� Schließung von Netzlücken,  

� touristische Attraktivität,  

� Vergrößerung der Hafenvielfalt und  

� landseitige Erreichbarkeit. 

 

Die Lage des Hafens im regionalen und überregionalen Hafennetz ist nicht nur aus 

nautischen, sondern auch aus raumordnerischen Gesichtspunkten ein wichtiges 

Kriterium bei der Standortwahl. Dabei ist vorrangig die Attraktivität und Vielfalt des 

Hafennetzes von Bedeutung: „Ein engeres Netz erhöht die Attraktivität, weil es 

kurzfristig Änderungen der geplanten Route erlaubt“ (vgl. STANDORTKONZEPT 2004; 

VI). Das STANDORTKONZEPT (2004) empfiehlt daher bzgl. der Maschenweite des 

Hafennetzes einen Abstand von 15 bis 20 sm zwischen benachbarten Häfen an der 

Außenküste und weist daraus resultierend folgende Netzlücken in M-V aus, die bei 

Sportboothafenplanungen vorrangig zu schließen sind (vgl. hierzu auch Abb. A - 1 im 

Anhang): 

Tab. 14: Netzlücken im Hafennetz an 
der mecklenburg-vorpommerschen 
Ostseeküste 

 

Netzlücke Abstand [sm] 

Travemünde – Timmendorf 19 
Timmendorf – Kühlungsborn 19 
Warnemünde – Barhöft 
(Hiddensee) 54 (58) 

Hiddensee – Glowe  26 
Sassnitz – Thiessow  22 
Freest – Swinemünde  33 

Quelle: nach STANDORTKONZEPT 2004, VII

Wenn es um die Attraktivität der Häfen bzw. des Hafennetzes geht, spielen vor allem 

auch die Interessen der Nutzer (der Wassersporttouristen) eine entscheidende Rolle. 

In einer Umfrage von WEICHBRODT (2001) wurde unter anderem versucht, diese 

Interessen bzgl. der Lage des Hafens aufzudecken. Dabei wurde ermittelt, dass die 

Mehrheit der Segler (vor allem Charterer) Häfen an der Außenküste bevorzugen. Sie 

favorisieren einen Hafenstandort, der gut geeignet ist, um andere Reviere oder 

Häfen innerhalb von Tagesausflügen oder im weiteren Urlaubstörn anzulaufen. Dies 
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erhöht generell die wassersportliche Attraktivität eines Sportboothafens. Der Abstand 

des Hafens vom offenen Segelrevier sollte nach Ansicht der Befragten möglichst 

nicht größer als 3 sm sein58. Zur Attraktivität des Hafenstandortes gehört des Weite-

ren die unmittelbare Umgebung des Hafens. Diese sollte sowohl landschaftlich als 

auch wassersportlich interessant und ansprechend sein. Dies beinhaltet u. a., dass 

das Revier eine ausreichende Größe, naturnahe und vielfältige Landschaftsstruktu-

ren, eine Vielzahl von Ausflugsmöglichkeiten bzw. Sehenswürdigkeiten sowie 

möglichst keine gravierenden Einschränkungen (z.B. durch Berufsschifffahrt oder 

Naturschutz) aufweist. 

Die Hafenvielfalt trägt ebenfalls zur Attraktivitätssteigerung des Wassersportgebietes 

bei und ist damit ein weiteres wichtiges Standortkriterium. Aus raumordnerischer 

Sicht soll ein vielfältiges Angebot an Sportboothäfen existieren, damit möglichst alle 

Nutzerinteressen erfüllt werden können. Die Umfrage von WEICHBRODT (2001) ergab, 

dass die meisten Befragten Stadt- und Naturhäfen im Wechsel besuchen. Aus-

schließlich natur- bzw. strandnahe Häfen werden lediglich von 18,5% der Befragten 

genutzt. Dabei ist anzumerken, dass Naturhäfen ebenso wie Boddengewässer 

oftmals geringere Wassertiefen aufweisen und damit vorrangig von Bootsgrößen bis 

7,5m Länge aufgesucht werden. Stadthäfen weisen dagegen größere Wassertiefen 

auf und sind i. d. R. für alle Bootstypen ohne Einschränkungen zugänglich. Innerhalb 

der Umfrage (WEICHBRODT 2001) gaben 30% der Befragten an, ausschließlich Stadt-

häfen anzulaufen. Sie kommen zielgerichtet in diese Häfen, um die Stadt bzw. nahe 

gelegene Sehenswürdigkeiten zu besuchen. Daher sollte sich der Hafen möglichst 

nicht weiter als 3km von der Stadt oder der Sehenswürdigkeit entfernt befinden. 

Besteht eine Wahl der Hafengröße, bevorzugen Wassersporttouristen mittlere An-

lagen mit 50 bis 100 Liegeplätzen (LP). Aber auch kleinere Sportboothäfen mit bis zu 

50 Liegeplätzen werden gern aufgesucht. Am wenigsten beliebt sind große Marinas 

(über 250 LP).  

Eine weitere Möglichkeit die Hafenvielfalt zu erhöhen, besteht darin, eine Ergänzung 

zum bereits bestehenden Dienstleistungs- und Serviceangebot zu schaffen. HAASS 

(1994) favorisiert multifunktionale Anlagen mit einer Fülle an Angeboten für alle 

Nutzer. Unter Umständen kann es jedoch auch sinnvoll sein, sich auf ein bestimmtes 

                                            
58 1 bis 3 sm von 53,7% der Befragten gewünscht; mehr als 5 ms nur noch von 12% der Befragten 

akzeptiert (nach WEICHBRODT 2001) 



Erfassung, Auswahl und Wichtung der Bewertungskriterien 93 

Klientel zu spezialisieren, z.B. wenn durch sie Konflikte zu anderen Nutzerinteressen 

auftreten könnten (vgl. hierzu Kap. 2.3.2). 

Des Weiteren sollte ein optimaler Hafenstandort aus planerischer Sicht nicht nur see- 

sondern auch landseitig gut erreichbar sein. Hierzu gehört vor allem eine gute infra-

strukturelle Anbindung an (über-)regionale Zufahrtsstraßen sowie den Öffentlichen 

Personennahverkehr (ÖPNV). Dauerlieger oder Charterer sollten die Möglichkeit 

haben, schnell und problemlos von ihrem Wohnort zum Hafen zu gelangen. Anderer-

seits sollen auch Wassersporttouristen, die sich länger im Hafen aufhalten und die 

Umgebung erkunden möchten, ein Verkehrsmittel für ihren Ausflug frei wählen kön-

nen. Untersuchungen59 haben ergeben, dass der durchschnittliche Radius bei Land-

ausflügen der Touristen knapp 8 km beträgt. Maximal werden auch Entfernungen 

von gut 25 km zurückgelegt60 (vgl. WÜSTENBERG 2002 sowie Abb. A - 7 im Anhang). 

Dabei hängt der Unternehmungsradius sicherlich auch vom jeweiligen Hafenstandort 

und dem entsprechenden Umland bzw. der jeweiligen Infrastruktur ab. 

 

Einige der beschriebenen planerischen Standortvoraussetzungen für einen Sport-

boothafen werden abschließend im Rahmen eines Vergleichs der Anforderungen von 

Segel- und Motorbooten in der folgenden Tabelle noch einmal zusammengefasst. 

Tab. 15: Optimale Standortvoraussetzungen für Sportboothäfen 

 Segelboote Motorboote 
Wassersportrevier 
- regional 

Attraktiv, mit möglichst wenig Einschränkungen und hoher Vielfalt 

- überregional Anschluss an Segelrevier Anschluss an für Motorboot-
nutzung zugelassenes Gewässer 

Gewässertiefe Großer Tiefgang – auch im Hafen Geringere Anforderungen durch 
geringen Tiefgang 

Gewässergröße Ausreichend Platz für 
Segelmanöver 

Ausreichende Länge für 
Wanderfahrt 

Umland 
Infrastruktur und überregionale Anbindung vorhanden;  

Landschaft naturnah und abwechslungsreich 
Quelle: in Anlehnung an JANSEN 2001, 35; ergänzt 

 

                                            
59 Befragung von Wassersporttouristen von WÜSTENBERG 2002 und HOFFMANN 2007 
60 WÜSTENBERG 2002 
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5.1.4 Sozioökonomische Kriterien 

Zu den wichtigsten sozioökonomischen Bewertungskriterien innerhalb der Standort-

auswahl von Sportboothäfen gehören:  

� die Lage im Hafennetz (einschl. räumlicher Liegeplatzbedarf),  

� Attraktivität des Wassersportreviers, 

� die vorhandene Struktur des Hafennetzes,  

� die Ausstattung und Besonderheit des Hafens, 

� die Anbindung in vorhandene Systeme/Netzwerke, 

� die vorhandenen sozioökonomischen Strukturen des Hafenumlandes sowie  

� die Akzeptanz der Gemeinde. 

 

Die Wirtschaftlichkeit eines Hafens hängt in großem Maße von seiner Lage im Hafen-

netz und dessen vorhandener Struktur ab. So sollte sich ein optimaler Hafenstandort 

nicht zu dicht an benachbarten Häfen oder in Gebieten befinden, die bereits durch 

eine überdurchschnittlich hohe Liegeplatzkapazität61 gekennzeichnet sind, da die 

Wirtschaftlichkeit der Häfen durch zu große Konkurrenz gefährdet werden kann. Bei 

der Hafenplanung ist es daher unabdingbar, sich bereits zu einem frühen Zeitpunkt 

einen Überblick über den aktuellen Bestand an Häfen und derem geschätzten 

Potential zu verschaffen, um daraus den Bedarf an zukünftigen Liegeplätzen ableiten 

zu können.  

Liegeplätze (LP) werden in die Kategorien Dauer-62 und Gastliegeplätze unterteilt. 

Mit Dauerliegeplätzen haben die Häfen eine feste Einnahmegröße, mit der sie gut 

kalkulieren können. Die Anzahl der Gastlieger kann dagegen von Saison zu Saison 

sehr unterschiedlich sein. Dies hängt von vielen Faktoren ab (u. a. Wetter, Qualität 

des Hafens, Veränderungen im Hafennetz etc.). Damit sind auch die diesbezüglichen 

Einnahmen relativ schwer zu kalkulieren. Angaben zu rentablen Größenordnungen 

von Liegeplätzen gibt es nicht: „Über die Größe einer Marina oder die Anzahl der 

Liegeplätze kann keine verbindliche Regel gegeben werden. Empfehlungen, dass 

eine Marina erst ab 250 Liegeplätzen wirtschaftlich arbeiten kann, können nicht 

bestätigt werden“ (vgl. HAASS 2003, 50). Deutsche Sportboothäfen verfügen im 

Durchschnitt über 76 Liegeplätze (vgl. HAASS 1996).  

                                            
61 Entspricht der Summe aus Bestand und prognostiziertem Bedarf an Liegeplätzen in einem Revier; 

vgl. Tab. 16 
62 In Vereinshäfen sind dies Liegeplätze ausschließlich für Vereinsmitglieder 
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Plätze für Gastlieger sollten stets in ausreichendem Maße im Hafen zur Verfügung 

stehen. In vielen Sportboothäfen wird daher aufgrund steigender Gästezahlen heut-

zutage eine Doppelbelegung mit Hilfe der so genannten „Rot-Grün-Regelung“ ange-

wendet. Ist ein Dauerliegeplatz frei, z.B. weil sich das Boot gerade auf einem Törn 

befindet, wird der Liegeplatz an Gäste vermietet.  

Eine hilfreiche Orientierung zur Abschätzung der räumlichen LP-Kapazität bietet für 

Mecklenburg-Vorpommern das STANDORTKONZEPT (2004; vgl. Tab. 16). 

Tab. 16: Liegeplatzkapazität in Mecklenburg-Vorpommern bis 2015 

Revier I II III IV V VI Summe

Gastliegeplätze 
Bestand 2003 1.217 100 956 737 908 598 4.516
Prognose 2015 3.014 173 3.471 2.574 1.832 880 11.944
Zusatzbedarf 1.797 73 2.515 1.837 924 282 7.428
Dauerliegeplätze 
Bestand 2003 1.752 287 1.830 2.223 1.357 752 8.201
Prognose 2015 2.623 395 2.508 3.002 1.802 977 11.307
Zusatzbedarf 871 108 678 779 445 225 3.106
Zusatzbedarf insgesamt 
ohne Doppelbelegung 

(absolut) 
(relativ in %) 

2.668 
89,86 

181
46,77

3.193
114,61

2.616
88,38

1.369 
60,44 

507
37,56

10.534
82,83

bei teilweiser Doppel-
belegung 1.861 120 2.474 1.659 694 251 7.059

Revier I = Wismarbucht – Rostock – Warnemünde; II = Fischland – Darß – Zingst; III = Nördliches & 
östliches Rügen – Hiddensee – nördlicher Strelasund; IV = Südlicher Strelasund – Greifswalder Bod-
den; V = Achterwasser – Peenestrom; VI = Stettiner Haff 
Datenquelle: STANDORTKONZEPT 2004, X 

Nicht zuletzt entscheidet auch die Attraktivität des gesamten Segelreviers über eine 

gute Auslastung der Häfen durch die Nutzer. Das Revier sollte daher vielfältig und 

naturnah gestaltet sein, so dass die Touristen sowohl ihren sportlichen Ansprüchen 

als auch ihren Erholungsbedürfnissen gerecht werden können (Näheres hierzu siehe 

Kap. 5.1.3).  

Wie bereits erläutert, stellen Gastlieger einen erheblichen Wirtschaftsfaktor63 für 

einen Sportboothafen dar. Anders als Dauerlieger, die zum Großteil in der Nähe der 

Häfen wohnen und abends wieder nach Hause fahren, verbringen sie den gesamten 

                                            
63 Durchschnittliche Ausgaben im Hafen pro Person und Tag (ohne LP-Gebühren) nach: DWIF ET AL. 

2000: 12,43 - 14,91 €; WÜSTENBERG 2002: 14,9 €; HOFFMANN 2007: 20,6 € 



Erfassung, Auswahl und Wichtung der Bewertungskriterien 96 

Urlaub auf dem Boot. Das bedeutet, dass sie u. U. stärker an die Einrichtungen und 

Dienstleistungen gebunden sind, die zur Ausstattung eines Hafens gehören64. Insge-

samt bleibt festzustellen, dass bei der Planung eines Hafens auf eine ausreichende 

Dimensionierung der entsprechenden Anlagen geachtet werden muss. Können z.B. 

aus Platzgründen nicht alle gewünschten Einrichtungen (vor allem Gastronomie und 

Einzelhandel) auf dem Hafengelände errichtet werden, werden von den Wasser-

sporttouristen i. d. R. hierfür Entfernungen bis 3 km vom Hafenstandort akzeptiert. 

Dies sollte ebenfalls bereits innerhalb der Standortdiskussion zur Hafenplanung 

berücksichtigt werden. 

Eine weitere wichtige Einnahmequelle eines Hafens sind Winterlagermöglichkeiten 

für die Boote sowie technische Dienstleistungen. Hierzu gehören u. a. Einrichtungen 

wie Segelmacherei, Bootsservice, Kran- und Slipanlagen, Bootswaschplatz, Tank-

stelle sowie eine Werft zur Reparatur der Boote. Nicht immer ist es sinnvoll und 

machbar, dass jeder Hafen jede Dienstleistung anbietet. Daher sollte bei der Stand-

ortsuche auch überprüft werden, ob es möglich ist, bestehende Dienstleistungen 

anderer Häfen zu nutzen und Netzwerke zu schaffen (vgl. hierzu auch GOLLING 

1999). Dadurch können auch bereits bestehende Häfen durch mehr Kunden von 

einem neuen Hafenstandort profitieren.  

Generell sind bei der Standortplanung eines Sportboothafens auch das bestehende 

Umland und die sozialen Strukturen zu analysieren. Abgesehen davon, dass die 

Gemeinde einem Hafenbau zustimmen muss, ist es auch wichtig, dass die Bewohner 

der Gemeinde frühzeitig informiert werden und gegenüber dem Hafenbau positiv 

eingestellt sind. Argumente für einen Hafenbau sind sicherlich immer Arbeitsplätze 

und infrastrukturelle Vorteile. Aber auch bestehende Dienstleistungen (z.B. Einzel-

handel und Gastronomie) können von einem Hafen profitieren. Daher sollte bei der 

Hafenplanung auch darauf geachtet werden, die Einwohner zu informieren, zu 

integrieren und bei der Arbeitsplatzvergabe zu bevorzugen.  

Das Umland eines Hafens ist bei der Standortwahl dahingehend zu überprüfen, 

welche infrastrukturellen Voraussetzungen es bietet. Hierzu gehören vor allem beste-

hende Anbindungen an regionale und überregionale Verkehrswege sowie an Ver- 

und Entsorgungseinrichtungen. Durch eine optimale Nutzung vorhandener Potentiale 

können auf diese Weise hohe Einrichtungskosten gespart werden. 

                                            
64 Näheres zu Hafenausstattung und Nutzungshäufigkeit ausgewählter Einrichtungen wurde bereits in 

Kap. 2.3.1 dargestellt 
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Ebenfalls zur Standortanalyse gehört die Herausstellung wichtiger Sehenswürdig-

keiten und Besonderheiten der Region. Wie bereits dargestellt wurde, nutzen 

Wassersporttouristen ihren Aufenthalt im Hafen auch für Ausflüge in die Umgebung 

bzw. kommen konkret in den Hafen, um eine nahe liegende Sehenswürdigkeit zu 

besuchen. Um diese Einnahmequelle des Hafenumlandes optimal zu nutzen, ist es 

dringend erforderlich, dass der Hafen über umfangreiches Informationsmaterial 

verfügt, das dem Wassersporttouristen frei zugänglich ist. Auch hier besteht eine 

wichtige Kooperationsmöglichkeit zwischen Hafen und Umland. 

Die Kosten für Bau und Unterhaltung des Hafens werden innerhalb der hier 

dargestellten Standortkriterien nicht betrachtet, da sie von Standort zu Standort zu 

stark variieren. Außerdem wird von den Genehmigungsbehörden ohnehin eine 

Wirtschaftlichkeitsanalyse gefordert, in der der Vorhabensträger darstellen muss, 

welche Kosten insgesamt für Bau und Unterhaltung des Hafens zu erwarten sind. 

Die Ergebnisse dieser Analyse werden innerhalb der Planungsphase unabhängig 

von den anderen Kriterien betrachtet und stellen damit ein besonderes Entschei-

dungskriterium dar. 

 

 

5.1.5 Ökologische Kriterien 

Auf Seiten der Ökologie geht es vordergründig um eine Verträglichkeit des Hafen-

standortes bzw. des Wassersporttourismus mit dem Naturschutz. Neben dem Schutz 

von Lebewesen und Biotopen gehört es zu den wichtigsten Aufgaben des Natur-

schutzrechtes, Rahmenbedingungen für die Ausweisung von Schutzgebieten zu 

liefern. „Die Erhaltung bzw. Konservierung eines bestimmten Zustandes der Natur 

steht hierbei im Vordergrund“ (vgl. WINKELMANN 1998, 16). Dies steht jedoch oftmals 

(zu Recht) einer touristischen Entwicklung der betreffenden Gebiete im Wege. So 

sind mit dem Wassersporttourismus nicht nur positive Effekte, wie z.B. Wirtschafts-

wachstum und Arbeitsplatzschaffung verbunden, sondern auch sehr ernst zu nehm-

ende negative Auswirkungen für die umgebende Natur und Landschaft (vgl. hierzu 

auch Kap. 2.3.3): „Angesichts der Schädigung der Fließgewässer führt nun die quan-

titativ gestiegene und qualitativ immer differenzierter werdende Wassersportaus-

übung zu Konflikten gerade in den wenigen verbliebenen naturnahen Resträumen, 

auf die der Wassersport ausweicht bzw. sich ausdehnt, die aber auch vorrangiges 
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Ziel des Naturschutzes sind und in denen der Wassersport zu einem nicht unerheb-

lichen Belastungsfaktor werden kann“ (vgl. MARGRAF 2001, 35). Die allgemein vom 

WST ausgehenden direkten und indirekten Umweltbelastungen sind in der folgenden 

Tabelle zusammengefasst. 

Tab. 17: Ökologische Belastungsquellen des WST 

Direkte Belastungsquellen Indirekte Belastungsquellen 
- Art der Sportausübung 
- Errichtung, Betrieb und Pflege 

spezifischer Infrastruktur (auch 
illegale Bootsstege) 

- Fehlverhalten 

- Ein- und Aussetzen der Boote 
- Nutzung der spezifischen Infrastruktur 
- Aufenthalt in Umwelt 
- Herstellung und Entsorgung von Sportartikeln  
- Abfälle 

Quelle: nach WINKELMANN 1998, 12; ergänzt 

Zu den indirekten Umweltbelastungen durch den Wassersporttourismus zählen vor 

allem Bodenversiegelungen (durch Infrastruktureinrichtungen), Lärm sowie Luft- und 

Bodenbelastungen durch Müll und Fäkalien. Als direkte Umweltschäden resultieren 

aus den genannten Belastungsquellen u. a. (vgl. WINKELMANN 1998): 

� Trittschäden im Bereich der Ufervegetation, 

� Beunruhigung und Vertreibung störungsempfindlicher Tierarten65, 

� Beschädigung von Röhricht und Unterwasserpflanzen, 

� Mechanische Belastungen der Gewässersohle und 

� Zerstörung von Fischlaich. 

 

Aufgrund der genannten Schädigungen, die der WST in seiner Umwelt verursachen 

kann, sind ökologisch bedeutsame oder empfindliche Gebiete per Gesetz unter 

Schutz gestellt. Die Errichtung baulicher Anlagen ist hier nur sehr bedingt genehmi-

gungsfähig. Daher sollten nach Möglichkeit bereits innerhalb der Standortauswahl 

Gebiete ausgeschlossen werden, in denen Konflikte mit dem Naturschutz zu erwar-

ten sind. Obwohl innerhalb des Genehmigungsverfahrens zum Bau eines Sportboot-

hafens die Verträglichkeit des Projektes mit der Umwelt geprüft wird66, wäre es von 

Vorteil, Konfliktpotentiale im Vorfeld der Planungen zu erkennen und wenn möglich 

zu vermeiden. Dies spart nicht nur Zeit für aufwendige Untersuchungen und 

                                            
65 Das Konfliktpotential verschiedener Tierarten für bestimmte Gewässerbereiche ist Tab. A - 3 im 

Anhang zu entnehmen. 
66 UVP-Pflicht für Häfen > 50 LP; Einzelfallprüfung, wenn Schutzgebiete betroffen sind 
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Gutachten, sondern auch sehr viel Geld, das unter Umständen vergebens ausge-

geben wird. Aus diesem Grund werden im Folgenden auf der Basis des LEP MV 

sowie der vier RROP die Gebiete und Landschaftsteile genannt, in denen der Bau 

eines Sportboothafens grundsätzlich bzw. gar nicht in Betracht kommt (vgl. hierzu 

auch Kap. 3.2). 

Gänzlich ungeeignet für die touristische Entwicklung sind Vorranggebiete z. B. für 

Naturschutz und Landschaftspflege, Trinkwasser, oberflächennahe Rohstoffe u. ä.. 

In diesen Gebieten hat das jeweilige Schutzgut (z. B. Naturschutz und Landschafts-

pflege) Vorrang vor anderen raumbedeutsamen Nutzungsansprüchen (also auch 

dem WST). Der Ausbau bestehender oder der Bau neuer Hafenstandorte ist hier 

nicht zulässig. (vgl. hierzu PIPPER 2005) 

Im Zusammenhang mit den Vorranggebieten stehen die Vorbehaltsgebiete für Natur-

schutz und Landschaftspflege. Diese kommen für eine angepasste Hafenentwicklung 

und Nutzung durch Sportboote generell in Betracht (Abwägung der zuständigen 

Behörden). Kann im Einzelfall nachgewiesen werden, dass eine bootstouristische 

Entwicklung und Nutzung den Schutzzielen der Vorbehaltsgebiete entgegensteht, so 

ist auch hier der Ausbau oder Bau von Sportboothäfen nicht zulässig. 

Eine Zusammenfassung der Eignung von Gebieten für den WST stellt Tab. 18 dar. 
Tab. 18: Eignung ausgewählter Gebiete als Standort für einen Hafenbau 

Für einen Hafenbau … 
…grundsätzlich 

ungeeignete Gebiete 
…in Ausnahmefällen 

geeignete Gebiete 
…grundsätzlich 

geeignete Gebiete 
� Naturschutzgebiete u. 

vergleichbare Teilgebiete 
von National- und Natur-
parken  

� Wald 
� Gebiete mit einem hohen 

Anteil an ökologisch u. 
landschaftlich wertvollen 
oder gering belastbaren 
Flächen 

� Gebiete mit besonderer 
Bedeutung für das ruhige 
Landschaftserleben und 
die landschaftsorientierte 
siedlungsnahe Erholung 

� Kulturhistorisch, geolo-
gisch und geomorpholo-
gisch besonders bedeut-
same Gebiete 

� Landschaftsschutzgebiete und 
vergleichbare Teilgebiete von 
Naturparken, wenn der Schutz-
zweck nicht in Frage gestellt 
wird und die landschaftlichen 
Gegebenheiten eine besondere 
Berücksichtigung finden 

� Gebiete mit ökologisch u. land-
schaftlich wertvollen od. gering 
belastbaren Flächen, wenn 
diese in das Projekt integriert 
werden können, ohne dass eine 
Beeinträchtigung zu befürchten 
ist  

� Struktur- u. artenreiche Land-
schaften, wenn die landschafts-
typischen Strukturen und das 
Artenpotential erhalten und 
gesichert werden können 

� Nicht überlastete Naher-
holungs- u. Fremdenver-
kehrsgebiete 

� Ehemals militärisch 
genutzte Flächen 

� Aufgelassene Industrie- 
und Gewerbeflächen 

� Flächen, die zuvor dem 
großflächigen Abbau von 
oberflächennahen Roh-
stoffen dienten 

� Landwirtschaftliche 
Flächen mit geringer 
wirtschaftlicher und land-
schaftspflegerischer 
Wertigkeit 

� ökologisch verarmte 
Kulturlandschaften 

Quelle: nach PIPPER 2005 
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Wurde ein passender Standort zur Umsetzung des Hafenbauprojektes gefunden, 

sollte aus ökologischen Gründen bei der Bauausführung auf einen nachhaltigen 

Umgang mit der Natur und Landschaft geachtet werden. „Naturschutz nicht trotz, 

sondern mit oder sogar durch Tourismus bzw. Erholungsnutzung zu gewährleisten, 

ist eine anspruchsvolle Herausforderung an beide Seiten“ (vgl. DWIF 1997, 28). Hier-

für steht eine Vielzahl interessanter Instrumente zur Auswahl, die von eher traditio-

nellen Ansätzen (wie der Besucherlenkung/-bildung mittels Führungen) bis hin zu 

modernen umweltökonomischen Ansätzen (z.B. „Naturtaxe“67) reichen. Eine gezielte 

Information der Sportler über die Auswirkungen ihrer Aktivitäten auf Natur und 

Landschaft sowie über mögliche Verhaltensänderungen zum Schutz dieser können 

zur Reduzierung von Störeinflüssen und Belastungen der Umwelt beitragen. 

„Gezielte Lenkung ist ein sehr wichtiger Baustein für die Konfliktentschärfung 

zwischen Wassersport und Naturschutz. Sie wird von den Sportlern oft gar nicht 

bemerkt und deshalb nicht als Einschränkung der persönlichen Freiheit beim Sport 

empfunden. Lenkung kann auf verschiedenen räumlichen Bezugseinheiten ansetzen 

und sowohl durch Maßnahmen vor Ort als auch durch Einflussnahme auf die Tour-

vorbereitung und -information erzielt werden“ (vgl. WESSELY 2001, 79). (vgl. hierzu 

auch DWIF 1997, ROTHGANG 1997) 

Hilfreich bei der Information und Lenkung der Wassersporttouristen kann die Ver-

wendung von Umweltindikatoren sein. „Obwohl Umweltindikatoren schon seit Jahren 

in der fachwissenschaftlichen Diskussion sind (z.B. Zeigerarten in der Ökologie), 

werden sie in der räumlichen Planung oft ungenügend berücksichtigt“ (vgl. UBA 

2000, 39). Durch Umweltindikatoren soll eine zusammenfassende Beurteilung des 

Zustands und der Entwicklung der Umwelt erleichtert werden. 

 
Weitere wesentliche Kriterien, die innerhalb der Planungs- bzw. der sich anschlie-

ßenden Bauphase beachten werden sollten, sind:  

� Küstenzone / Küstendynamik,  

� Flora und Fauna,  

� Entsorgungsnetz,  

� Flächenversiegelung und 

� Tragfähigkeit. 

                                            
67 Pendant zur klassischen „Kurtaxe“; stellt damit eine Finanzierungsmöglichkeit von Naturschutz-

maßnahmen dar; vgl. hierzu u. a. ROTHGANG 1997 
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Der Übergangsraum zwischen Land und Meer ist ein sehr sensibler Bereich und von 

besonderer ökologischer Bedeutung (Stichwort: Integriertes Küstenzonenmanage-

ment68). Daher sollte mit diesem Bereich äußerst verantwortungsbewusst und um-

sichtig verfahren werden. 

Generell ist die vorhandene Tier- und Pflanzenwelt zu schützen und so wenig wie 

möglich negativ zu beeinträchtigen. Im Zweifelsfall sollten stets Experten zu Rate 

gezogen werden. Dies gilt ebenfalls für die natürlich vorherrschende Küstendynamik. 

Auch hier können durch eine vorausschauende und nachhaltige Hafenplanung und 

-umsetzung einerseits Schäden an der Natur, andererseits unnötige Zusatzkosten 

vermieden werden. So müssen einige Häfen z.B. für jährlich anfallende Sandspü-

lungen im Hafenbecken oder im Bereich der Zufahrten sehr hohe Geldsummen 

zahlen (z.B. Nothafen Darßer Ort). 

Der Abstand zum vorhandenen Entsorgungsnetz sollte ebenfalls innerhalb der 

Standortdiskussion sowohl aus wirtschaftlicher als auch aus ökologischer Sicht be-

rücksichtigt werden. Hier können nicht nur Kosten für aufwendige Anschlussarbeiten 

gespart werden, sondern die Natur wird durch weniger Eingriffe geschont. 

Flächenversiegelungen sollten beim Hafenbau allgemein möglichst gering gehalten 

werden. Dabei kann der durchschnittliche Flächenverbrauch einer Marina sicherlich 

nicht wesentlich minimiert werden (Größenordnungen ohne Büro und Service-

gebäude siehe Tab. 19), jedoch kann z.B. durch spezielle Pflasterungen oder Dach-

begrünungen eine ökologische und damit umweltverträgliche Bauweise realisiert 

werden. Auch durch die Auswahl der verwendeten Materialen kann ein ökologisch 

verträglicher Hafenbau gefördert werden.  

Tab. 19: Flächenverbrauch einer Marina 

Kategorie Größenordnung Einheit 
Wasserliegeplätze 60 - 100 Schiffe/ha 
Landliegeplätze 320 - 400 Schiffe/ha 
Parkflächen Trailer 100 - 120 Trailer/ha 
Parkplätze 320 - 400 Kfz/ha 
Winterlager 220 - 260 Schiffe/ha 

Quelle: WEICHBRODT 2001 

                                            
68 vgl. hierzu u. a. ARL 2001, SCHUMACHER 2001 sowie verschiedene Projekte des Leibniz-Institutes 

für Ostseeforschung, Warnemünde (siehe Internet unter www.io-warnemuende.de) 
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Wie bereits dargestellt werden konnte, belasten die Aktivitäten der Wassersport-

touristen trotz Einhaltung umweltgesetzlicher Rahmenbedingungen unvermeidlich die 

Natur und Landschaft, in der der Sport ausgeübt wird. Das Ausmaß der Beeinträchti-

gungen ist dabei abhängig von der Anzahl der Akteure pro Flächeneinheit. DECKERS 

(2004, 138) fasst das zentrale Problem der diesbezüglich touristischen Planungen 

wie folgt zusammen: „Grundsätzlich stellt sich die Frage, wie viel Tourismus ein 

Raum verträgt. Dabei ist eine Konkretisierung erforderlich im Sinne von ‚Wann, wo 

und wie findet der Tourismus statt?’, woraus sich bereits Lösungsmöglichkeiten her-

leiten lassen.“ Obwohl sich vor allem in den 1980er und 90er Jahren internationale 

Wissenschaftler69 mit der Problematik der Tragfähigkeit70 auseinandergesetzt haben, 

gibt es bis heute kaum definitive ökologische (oder auch sozioökonomische)

Belastungsgrenzen: „Zu den zur Zeit noch nicht gelösten Fragen der Raumplanung 

zählt jene der potentiellen Belastbarkeit touristisch genutzter Regionen“ (vgl. HEIGL 

1985, 15). Besonders für Gewässer scheint dies aufgrund der Komplexität des 

betrachteten Systems und der daraus resultierenden Vielzahl an betroffenen inter-

disziplinären Fachgebieten (wie z.B. Vegetationskunde, Zoologie, Limnologie, Hydro-

logie, Bodenkunde, Geologie, Klimatologie, Geographie, Naturschutz, Landschafts- 

und Erholungsplanung etc.) nur schwer möglich zu sein. (vgl. hierzu auch ARLT/PFEIL 

1996) 

Die Tragfähigkeit (oder auch Tragekapazität) eines touristisch genutzten Raumes ist 

abhängig von den jeweiligen Freizeit- und Erholungsansprüchen des Menschen 

(Wohnbevölkerung, Übernachtungs- und Tagesgäste). Da sie begrenzt ist, kommt es 

bei einer Überschreitung zu Qualitäts- und Substanzverlusten in der Umwelt. Durch 

Lenkung von Aktivitäten und Begrenzung bzw. Ausschluss von Zugang oder Nutzung 

sensibler Bereiche kann die Tragfähigkeit erhalten werden. In der Praxis gibt es 

daher für ökologisch wertvolle Gewässerbereiche rechtlich vereinbarte Befahrens-

einschränkungen oder -verbote.  

Da ein Wassersportrevier jedoch für den Nutzer sowohl landschaftlich als auch sport-

lich attraktiv sein soll, sind strikte Befahrensverbote möglichst zu vermeiden. Viel-

mehr gilt es, die Natur trotz einer touristischen Nutzung zu schützen. Dabei muss die 

                                            
69 Vgl. hierzu u. a. EBERLEI 1985, GÖTTING 1984, HEIGL 1985, PILLET 1993, ROTTLAND 1997, UBA 1997 
70 Die potentielle Belastbarkeit (oder Tragfähigkeit) eines Raumes spiegelt sich in der Menschen-

menge wider, die dieser Raum unter Wahrung der ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Gefüge potentiell aufnehmen kann (wird zusätzlich auch maximale, effektive und optimale Trag-
fähigkeit unterschieden). (in Anlehnung an ROTTLAND 1997, 56f) 
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Anzahl der Boote für ein Gebiet begrenzt werden. Generell sind diesbezügliche 

Grenzwerte bisher nicht bekannt, allerdings finden sich bei JANSEN (2001) Hinweise 

zur Berechnung einer noch möglichen Anzahl neuer Boote (siehe Formel 2).  

Formel 2: Anzahl neuer Boote 

( 2 4) 2G B S S M
N

N

F F F B B GB
F
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�  

BN…Anzahl neuer Boote 
FG…Gesamtwasserfläche [ha] 
FB…Fahrrinne Berufsschifffahrt [ha] 
FS…Schutzzonen ohne Nutzung [ha] 

BS…Anzahl Segelboote (*Geschwindigkeitsfaktor) 
BM…Anzahl Motorboote (*Geschwindigkeitsfaktor) 
2G…Sicherheitszuschlag * Gleichzeitigkeitsfaktor 
FN…Flächenbedarf pro neues Boot [ha] (Ø = 1,5 ha) 

Quelle: JANSEN 2001, 51 

Grundlegende Voraussetzung für diesbezügliche Berechnungen ist die Ermittlung 

der vorhandenen Kapazität und Nutzung. Die Nutzung unterscheidet sich dabei je 

nach Nutzungsart und Anspruch der Betroffenen an die Nutzungsqualität. Der in 

Formel 2 verwendete Gleichzeitigkeitsfaktor drückt aus, dass sich im Allgemeinen 

lediglich 30 bis 60% aller vorhandenen Boote eines Gebietes gleichzeitig auf dem 

Wasser befinden. Er beträgt demnach 0,3 bis 0,6. Des Weiteren ist bei den Berech-

nungen zu berücksichtigen, dass i. d. R. nicht die gesamte Wasserfläche für den 

Wassersport nutzbar ist. Flachwasserbereiche, geschützte Gebiete und Fischerei-

installationen verkleinern die nutzbare Fläche. 

Eine weitere Hilfestellung für tragfähigkeitsorientierte, wassersporttouristische Raum-

planungen können unter Umständen bereits festgelegte Richtwerte für die Anzahl 

von Besuchern (Touristen) je Flächeneinheit sein. Das Umweltbundesamt (UBA 

1997) hat anhand saisonaler Spitzenauslastungen von Bettenkapazitäten Aktivitäts-

dichten berechnet (vgl. hierzu Formel 3) und damit Grenzwerte für Landschaften und 

Regionen erarbeitet (vgl. hierzu auch Tab. A - 4 und Tab. A - 5 im Anhang).  

Formel 3: Aktivitätsdichte (AD) 

AD [Pers./ha] = (0,3 * Einwohner + Anzahl Betten + Anzahl Tagesgäste) / Gemeindefläche  

Quelle: UBA 1997, 165 

Für eine Anwendung der dargestellten Berechnungen zur Aktivitätsdichte auf den 

Bereich Wassersporttourismus müsste eine Modifizierung von „Betten“ und „Anzahl 

Tagesgäste“ auf „Liegeplätze“ erfolgen. Dabei sind neben der Berücksichtigung von 

Dauer- und Gastliegern vor allem die spezifischen Auslastungen einzubeziehen. Da 
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für derartige Berechnungen bisher die statistische Grundlage fehlt, kann an dieser 

Stelle nur erneut auf einen weiteren Forschungsbedarf hingewiesen werden. 

 

Die Lösung der Konflikte zwischen Wassersporttourismus und Umwelt kann nur in 

gezielten Gestaltungsmaßnahmen liegen, die belastbare Bereiche in ihrer Nutzung 

intensivieren und deren Attraktivität erhöhen, wodurch sensible Bereiche geschont 

und u. U. aus einer touristischen Nutzung herausgenommen werden können. Eine 

Bündelung der Wassersporttouristen an infrastrukturell ausgebauten Örtlichkeiten ist 

somit sowohl ökologisch, als auch sozial und ökonomisch sinnvoll (vgl. hierzu auch 

BENTHIEN/BÜTOW 1999). 

 

 

5.2 Kriterienauswahl und -begründung 

5.2.1 Vorauswahl der Kriterien mittels Expertenbefragung 

Um aus der Fülle der zuvor erläuterten Standortkriterien die wichtigsten hiervon mög-

lichst objektiv zu identifizieren, wurde im Rahmen der studentischen Forschung71 im 

August 2007 unter der Leitung der Bearbeiterin eine Expertenbefragung72 zur Evalu-

ation und Gewichtung von Standortkriterien durchgeführt (vgl. EXPERTENBEFRAGUNG 

2007). Deutschlandweit wurden insgesamt 20 Experten aus den Bereichen 

Wirtschaft (Bundesverband Wassersportwirtschaft e.V. Köln, PLANCO GmbH 

Schwerin, Wirtschaftsverbund maritimer Tourismus e.V. Rostock), Wissenschaft 

(Universität Rostock und Greifswald), Verwaltung (Oberste und Untere Landespla-

nungsbehörden der vier Planungsregionen sowie StÄUN73) sowie von Seiten der 

Praxis (Hafenbetreiber in Kiel und Hamburg) und Nutzer (Wassersporttouristen, 

Tourismusverband M-V, DSV) befragt. Die Auswahl der Experten entstand auf 

fachlicher Basis und mit dem Hintergrund, ein möglichst breites Spektrum abzu-

decken. Dennoch können die erzielten Ergebnisse aufgrund der geringen Anzahl 

nicht als repräsentativ gelten. Sie stellen jedoch ein fundamentales Hilfsmittel bei der 

Auswahl der wichtigsten Standortkriterien dar. 

                                            
71 Projektarbeit im Studiengang Landeskultur und Umweltschutz, Universität Rostock 
72 Wissenschaftlich-methodischer Hintergrund: siehe u. a. POHL 1998, 104ff 
73 Staatliche Ämter für Umwelt und Natur in Rostock, Schwerin, Stralsund, Ueckermünde und 

Neubrandenburg 
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Hierfür wurde zunächst in persönlichen Interviews (face-to-face und telefonisch) 

ermittelt, welche Kriterien der jeweilige Bereich für eine Standortplanung von Sport-

boothäfen an der Küste für wesentlich erachtet. Eine zusammenfassende Übersicht 

der wichtigsten, innerhalb der Befragung insgesamt ermittelten Standortkriterien 

findet sich in Tab. 20. 

Tab. 20: Übersicht der wichtigsten Standortkriterien aus Expertensicht 

Netzbezogene 
Anforderungen 

� Lage im Hafennetz  
� Schließung von Netzlücken 
� Abstand zwischen Häfen  
� Vergrößerung Hafenvielfalt 
� Räumlicher Liegeplatzbedarf 

Standortbezogene 
Anforderungen 

� Seeseitige Erreichbarkeit 
� Landseitige Erreichbarkeit 
� Schutz- und Sicherungsfunktion des Hafens 
� Natürliche Gegebenheiten 
� Gebietskategorie  
� Touristische / kulturelle Attraktivität 
� Landschaftliche Attraktivität 
� Vorhandensein technischer Ver-/ Entsorgungseinrichtungen 
� Ortsgebundenheit 
� Akzeptanz der Bevölkerung 

Datenquelle: EXPERTENBEFRAGUNG 2007 

Im Anschluss an die Ermittlung der wesentlichsten Standortkriterien zur Hafen-

planung wurde, basierend auf den durchgeführten Interviews, ein Fragebogen74 

erarbeitet, mit dessen Hilfe die Experten die 12 wichtigsten Kriterien ihrer Bedeutung 

entsprechend gewichten sollten. Dabei konnten die Abstufungen sehr wichtig – 

wichtig – weniger wichtig – unwichtig – höchst unwichtig gewählt werden. Bei der 

Wichtung der Kriterien wurde nicht zwischen Gast- und Dauerliegerhafen unter-

schieden, um eine möglichst übergreifende Bedeutungseinschätzung zu erzielen. 

Eine diesbezügliche Konkretisierung hätte für einige der untersuchten Standort-

kriterien vermutlich zu veränderten Gewichtungen geführt (z.B. wird bei Planungen 

von Dauerliegerhäfen verstärkt auf die landseitige Anbindung geachtet, für Gastlieger 

ist dies i. d. R. von untergeordneter Bedeutung).  

                                            
74 Muster des Fragebogens befindet sich im Anhang unter Abb. A - 9 
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Die Ergebnisse der Kriteriengewichtung fielen entsprechend des thematischen 

Bezuges der Experten zum Wassersport relativ different aus. Tab. 21 zeigt dies 

deutlich. Die verschiedenen Schattierungsintensitäten innerhalb der Darstellung 

verdeutlichen dabei die Bedeutung der Kriterien. 

Tab. 21: Wichtung von ausgewählten Standortkriterien 

                 Bereich 
  Kriterien 

Wirtschaft Wissenschaft Nutzer Praxis Behörden 

I Netzbezogene Anforderungen 

Lage im Hafennetz wichtig 
sehr wichtig / 

wichtig 
weniger wichtig sehr wichtig sehr wichtig 

Schließung von 
Netzlücken wichtig wichtig weniger wichtig sehr wichtig sehr wichtig 

Abstand zwischen 
den Häfen 

wichtig / 
weniger wichtig

wichtig / 
weniger wichtig

weniger wichtig wichtig sehr wichtig / 
wichtig 

Vergrößerung der 
Hafenvielfalt wichtig wichtig unwichtig sehr wichtig weniger wichtig

II Standortbezogene Anforderungen 
Seeseitige 
Erreichbarkeit 

wichtig wichtig / 
weniger wichtig

sehr wichtig sehr wichtig sehr wichtig 

Landseitige 
Erreichbarkeit 

wichtig sehr wichtig / 
wichtig

weniger wichtig sehr wichtig sehr wichtig 

Touristische/kultu-
relle Attraktivität wichtig unwichtig wichtig wichtig sehr wichtig / 

wichtig 

Natürliche 
Gegebenheiten wichtig weniger wichtig weniger wichtig sehr wichtig wichtig 

Gebietskategorie wichtig wichtig unwichtig sehr wichtig wichtig 

Landschaftliche 
Attraktivität weniger wichtig weniger wichtig wichtig sehr wichtig wichtig 

Räumlicher 
Liegeplatzbedarf 

wichtig / 
weniger wichtig

wichtig / 
weniger wichtig

wichtig sehr wichtig wichtig 

Akzeptanz der 
Bevölkerung weniger wichtig wichtig weniger wichtig sehr wichtig weniger wichtig

Quelle: EXPERTENBEFRAGUNG 2007 

Es ist ersichtlich, dass im Durchschnitt alle ausgewählten Standortkriterien als wichtig 

angesehen werden. Vor allem die see- und landseitige Erreichbarkeit des Hafens 

sowie seine Lage im Hafennetz sind für fast alle Befragten von großer Bedeutung. 

Ebenso wichtig ist den meisten Experten die Schließung der derzeit existenten 

Lücken im Hafennetz.  



Erfassung, Auswahl und Wichtung der Bewertungskriterien 107 

Dagegen fällt auf, dass besonders die Akzeptanz der Bevölkerung von drei der fünf 

Bereiche als weniger wichtig eingestuft wird. Auch der Abstand zwischen den Häfen 

scheint von untergeordneter Bedeutung zu sein.  

Auffällig ist weiterhin, dass seitens der befragten Hafenbetreiber nahezu alle Kriterien 

als sehr wichtig eingestuft werden, während dem Nutzer lediglich die seeseitige 

Erreichbarkeit sehr wichtig ist und die Wirtschaft keins der ausgewählten Kriterien für 

sehr wichtig erachtet. Dies lässt sich damit erklären, dass die beiden letztgenannten 

Expertengruppen für eine optimale Hafenplanung vornehmlich ausstattungsspezi-

fische Standortmerkmale für wichtig erachten.  

Um ein eindeutigeres Bild über die Bedeutung der ausgewählten Standortkriterien zu 

erhalten, wurden die Expertengewichtungen zueinander gleich gesetzt (auf den Wert 

1,0 normiert), summiert und grafisch dargestellt. 

Summierte Expertengewichtung der Standortkriterien
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Datenquelle: EXPERTENBEFRAGUNG 2007
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Datenquelle: EXPERTENBEFRAGUNG 2007  
Abb. 32: Kriteriengewichtung mittels Expertenbefragung 

Aufgrund der Vielzahl an bestehenden Standortkriterien konnte mit Hilfe der Ergeb-

nisse der dargestellten Expertenbefragung für die weitere Identifikation der wichtig-

sten Kriterien im Zusammenhang mit der zu entwickelnden Bewertungsmethode zur 

Standortauswahl von Sportboothäfen eine relativ objektive Vorauswahl getroffen 

werden. Eine Überprüfung, Konkretisierung und Festlegung der Bewertungskriterien 

erfolgt im Anschluss. 
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5.2.2 Festlegung der Bewertungskriterien  

Auf der Basis der vorangegangenen Ausführungen erfolgt die Festlegung des spezifi-

schen Kriterienzielbaumes zur Hafenstandortbewertung. Dafür mussten zunächst die 

12 Kriterien, die innerhalb der Expertenbefragung herausgearbeitet wurden, dahin-

gehend überprüft werden, ob sie für eine Anwendung innerhalb der erweiterten Nutz-

wertanalyse geeignet sind. Hierbei ist für die Erstellung eines Zielbaumes vor allem 

die Einhaltung von gleichen Hierarchieebenen für die verwendeten Kriterien von 

grundlegender Bedeutung. Bei der diesbezüglichen Überprüfung der 12 Kriterien 

wurde festgestellt, dass die Lage im Hafennetz einer höheren Hierarchieebene ange-

hört als die anderen Kriterien75. Des Weiteren blieben bei der Kriterienauswahl zur 

Standortbewertung sowohl nautische als auch Sicherheitskriterien (wie z.B. See-

seitige Erreichbarkeit oder Natürliche Gegebenheiten) bewusst unberücksichtigt, da 

diese als grundlegend notwendig vorausgesetzt werden müssen. Ferner konnten 

einige Kriterien, wie z. B. Akzeptanz der Bevölkerung oder Landschaftliche Attrak-

tivität, nicht mithilfe messbarer Faktoren quantifiziert werden. Auch sie sind daher für 

die Anwendung innerhalb der Standortbewertung ungeeignet. 

Aufgrund dieser Einschränkungen erfolgte die Auswahl von sechs Zielkriterien (im 

Zielbaum als Unterziele [UZ] gekennzeichnet) zur optimalen Standortbewertung von 

Sportboothäfen. Die gesamte Kriterienhierarchie ist in Form eines typischen nutz-

wertanalytischen Zielbaumes in Abb. 33 dargestellt.  

Optimaler Hafenstandort mit größtmöglicher Nutzerattraktivität, ökologischer 
Verträglichkeit sowie maximalen ökonomischen Effekten
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Abb. 33: Zielbaum zur Hafenstandortbewertung 

                                            
75 So lassen sich z. B. die Kriterien Abstand zwischen den Häfen und Schließung von Netzlücken 

unter dem Kriterium Lage im Hafennetz zusammenfassen 
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Das Oberziel (OZ) der entwickelten Standortbewertungsmethode ist es, mit Hilfe der 

beiden Hauptziele (HZ) Hafennetz und Standort einen optimalen Hafenstandort zu 

finden, der zugleich größtmögliche Nutzerattraktivität, ökologische Verträglichkeit als 

auch maximale (sozio-)ökonomische Effekte gewährleistet. Diese werden durch die 

Unterziele (UZ) des Zielbaumes, die im Weiteren in gewichteter Form die Bewer-

tungskriterien darstellen, näher gekennzeichnet.  

 

 

5.3 Kriteriengewichtung mittels Analytischem Hierarchieprozess 

Die Gewichtung der Standortbewertungskriterien soll (wie bereits in Kap. 4.3 erläu-

tert) nach dem Prinzip des AHP erfolgen. Obwohl es inzwischen speziell angepasste 

Softwarelösungen76 für komplexe Entscheidungssituationen gibt, werden im Folgen-

den die einzelnen Rechenschritte des AHP bewusst dargestellt und zum besseren 

Verständnis näher erläutert. Auf diese Weise können die Inhalte der dargestellten 

Methode besser nachvollzogen werden. 

Für die zuvor ausgewählten sechs Zielkriterien sind entsprechend der bereits 

genannten Formel 1 (S. 85) 15 Paarvergleiche anzustellen. Diese basieren auf der 

von SAATY (1980) entwickelten Skala zwischen 1 und 9 (vgl. Kap. 4.2.4). Die Zuord-

nung der Skalenwerte innerhalb der Paarvergleiche zwischen den sechs Zielkriterien 

orientiert sich dabei an den prozentualen Verteilungen der durch die Experten-

befragung ermittelten Kriterienbedeutung (vgl. hierzu Abb. 32, S. 107). Je wichtiger 

ein Kriterium von den Experten eingeschätzt wurde, dementsprechend höher ist sein 

Skalenwert in der Paarvergleichsmatrix (Tab. 22). Diese liest sich von links nach 

oben (Bsp.: Kriterium B ist 5-mal so wichtig wie Kriterium A). Zur besseren Übersicht-

lichkeit werden dabei innerhalb der folgenden tabellarischen Darstellungen die im 

Zielbaum (vgl. Abb. 33) dargestellten Buchstaben als Synonym für die festgelegten 

Bewertungskriterien verwendet. 

                                            
76 z. B. Expert Choice™, siehe MEIXNER/HAAS 2002 
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Tab. 22: Paarvergleichsmatrix 
der Zielkriterien 

 

 A B C D E F 
A 1,00 0,20 3,00 0,17 0,50 3,00 
B 5,00 1,00 8,00 0,50 3,00 8,00 
C 0,33 0,13 1,00 0,11 0,20 1,00 
D 6,00 2,00 9,00 1,00 5,00 9,00 
E 2,00 0,33 5,00 0,20 1,00 5,00 
F 0,33 0,13 1,00 0,11 0,20 1,00 
ci 14,66 3,79 27,00 2,09 9,90 27,00 

   ci…Spaltensumme 

Im Anschluss an die Paarvergleiche erfolgt die Gewichtung der Kriterien mit Hilfe der 

Eigenwertmethode. Dafür ist es zunächst erforderlich, die Spaltensummen (ci) zu 

bilden. Um die ermittelten Kriteriengewichte miteinander vergleichbar zu machen, ist 

es notwendig, die Spaltensummen auf den Wert 1,0 zu normieren. Damit wird eine 

einheitliche Bezugsgröße geschaffen. Aus der normierten Matrix (siehe Tab. 23) 

können im Anschluss die Reihensummen (ri) gebildet und die Endgewichte (Eigen-

vektoren, wi) wie in Formel 4 dargestellt, berechnet werden. Die normierten Eigen-

vektoren geben die endgültige Kriteriengewichtung an. (vgl. SAATY 1994) 

Formel 4: Berechnung des normierten Eigenvektors 

i
i
rw
n

�  i=1,…, n; n…Anzahl der Zielkriterien Quelle: ROHR (2004, 44)

 

Tab. 23: Normierte Matrix 

 A B C D E F ri wi ri` Xi 
A 0,07 0,05 0,11 0,08 0,05 0,11 0,48 0,08 0,48 6,06
B 0,34 0,26 0,30 0,24 0,30 0,30 1,74 0,29 1,84 6,34
C 0,02 0,03 0,04 0,05 0,02 0,04 0,20 0,03 0,21 6,05
D 0,41 0,53 0,33 0,48 0,51 0,33 2,59 0,43 2,75 6,39
E 0,14 0,09 0,19 0,10 0,10 0,19 0,79 0,13 0,81 6,15
F 0,02 0,03 0,04 0,05 0,02 0,04 0,20 0,03 0,20 6,04
ci 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 6,00 1,00   37,02

ri…Reihensumme; wi…normierter Eigenvektor; ri´…abgeleitete Reihensumme; xi…Eigenwert 

Um die Stabilität der erhaltenen Werte zu überprüfen, wurde von SAATY (u. a. 1980, 

1993, 1994) der Konsistenzindex C.I. (consistency index) und daraus abgeleitet der 

Konsistenzquotient C.R. (consistency ratio; speziell für Skalen zwischen 1 und 9) 

eingeführt. Diese Indikatoren geben Hinweise auf Widersprüche innerhalb der 
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Bewertung. Sie sollten nicht größer als 0,1 sein und nicht wesentlich voneinander 

abweichen, um ein stabiles Ergebnis zu gewährleisten. (vgl. LÜTTERS 2004, MEIXNER/ 

HAAS 2002, SAATY 1994) 

Zur Berechnung von C.I. und C.R. (siehe Formel 5 und Formel 6) muss zunächst der 

maximale Eigenwert (xi_max) der normierten Matrix ermittelt werden. Dieser ergibt sich 

aus der Summe der Dividenden zwischen abgeleiteter Reihensumme ri´ und entspre-

chendem Eigenvektor wi. Der Wert ri´ ergibt sich wiederum aus der Summe der 

sukzessiven Multiplikation der Paarvergleiche mit den zugehörigen Eigenvektoren 

(z.B. Reihe A: 1*0,08+0,2*0,29+…+3*0,03; siehe Tab. 22 und Tab. 23). (vgl. hierzu 

u. a. ROHR 2004) 

Formel 5: Berechnung des Konsistenzindex C.I. 

_max. . ( ) /( 1)iC I x n n� � �  xi_max…maximaler Eigenwert 

n…Anzahl der Zielkriterien 
Quelle: SAATY (1980, 21)

Formel 6: Berechnung des Konsistenzquotienten C.R. 

. . . . / . .C R C I R I�  R.I.…random index Quelle: SAATY (1980, 21)

 

Der Konsistenzquotient C.R. stellt das Verhältnis zwischen Konsistenzindex C.I. und 

einem von SAATY (1980) festgelegten, auf zufallsgesteuerten Testuntersuchungen 

basierendem Zufallsindex R.I. dar, dessen Größe entsprechend der verwendeten 

Kriterienanzahl variiert (vgl. Tab. 24).  

Tab. 24: R.I.-Werte 

n 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 
R.I. 0,00 0,00 0,58 0,90 1,12 1,24 1,32 1,41 1,45 1,49 

Quelle: SAATY (1996, 21); Auszug 

Damit ergeben sich für die Konsistenzprüfung der berechneten Standortbewertungs-

kriterien folgende Werte: 

Tab. 25: Konsistenzprüfung der Gewichtung der Standortkriterien 

Name Berechnungsformel Ergebnis 
maximaler Eigenwert xi_max �xi / n 6,1703 
Konsistenzindex C.I. (xi_max - n) / (n - 1) 0,0341 
Konsistenzquotient C.R. C.I. / R.I. 0,0275 
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Sowohl der berechnete Konsistenzindex als auch der Konsistenzquotient sind kleiner 

als 0,1. Damit kann die erfolgte Kriterienbewertung als stabil angesehen und die 

ermittelten Gewichte (vgl. Tab. 26) als Grundlage für die durchzuführende erweiterte 

Nutzwertanalyse verwendet werden. 

Tab. 26: Ermittelte 
Kriteriengewichte 

 

Kürzel Unter-/Zielkriterien Kriteriengewichte 
nach AHP in % 

A Räumlicher Liegeplatzbedarf 7,92 
B Schließung von Netzlücken 29,00 
C Abstand zwischen den Häfen 3,40 
D Landseitige Erreichbarkeit 43,13 
E Gebietskategorie 13,18 
F Touristische Attraktivität 3,37  

 

Den Kriterien C (Abstand zwischen den Häfen) und F (Touristische Attraktivität) 

kommt mit jeweils 3,4% die geringste Bedeutung innerhalb der ausgewählten Bewer-

tungskriterien von Hafenstandorten zu. Das Kriterium D (Landseitige Erreichbarkeit) 

erlangt dagegen mit über 43% die höchste Gewichtung. Bei einer derart hohen Ge-

wichtung eines einzelnen Kriteriums wäre es sinnvoll, für dieses weitere Unter-

kriterien festzulegen, diese zu quantifizieren und in weiterführenden Untersuchungen 

entsprechend ihrer Bedeutung zu wichten. Da dies jedoch mit einer erneuten wissen-

schaftlichen Befragung einhergehen müsste, die im Rahmen der vorliegenden Arbeit 

nicht mehr bewältigt werden kann, wird in den weiteren Ausführungen hierauf ver-

zichtet. Die möglichen Unterkriterien (Anbindung an ÖPNV, Bahn- sowie regionale/ 

überregionale Straßenverbindungen) werden daher im Folgenden als Zielerfüllungs-

grade behandelt und zueinander gleichrangig bewertet (siehe Kap. 5.4.2). 
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5.4 Zusammenführung der ausgewählten Kriterien in einer 

nutzwertanalytischen Bewertungsmethode 

5.4.1 Darstellung des nutzwertanalytischen Rechenmodells zur Standortbewertung 

Nachdem die Bewertungskriterien zur Standortauswahl von Sportboothäfen ausge-

wählt und gewichtet wurden, können sie in dem bereits vorgestellten nutzwertanalyti-

schen Rechenschema (vgl. hierzu Tab. 13, S. 75) zusammengeführt werden. In Tab. 

27 finden sich dementsprechend die zuvor ausgewählten sechs Bewertungskriterien 

sowie die berechneten Gewichtungen wieder. 

Tab. 27: Nutzwertanalytisches Rechenschemal zur Standortbewertung von Sportboothäfen  

Standortalternative A B 

Kriterium Gewicht  Zielerfüllungs-
grad Teilnutzwert Zielerfüllungs-

grad Teilnutzwert 

Räuml. Liege-
platzbedarf 0,08 eA1 0,08 x eA1 eB1 0,08 x eB1 

Schließung von 
Netzlücken 0,29 eA2 0,29 x eA2 eB2 0,29 x eB2 

Abstand 
zwischen Häfen 0,03 eA3 0,03 x eA3 eB3 0,03 x eB3 

Landseitige 
Erreichbarkeit 0,43 eA4 0,43 x eA4 eB4 0,43 x eB4 

Gebiets-
kategorie 0,13 eA5 0,13 x eA5 eB5 0,13 x eB5 

Touristische 
Attraktivität 0,03 eA6 0,03 x eA6 eB6 0,03 x eB6 

Summe: 1,0 Nutzwert A: �NA1…A6 Nutzwert B: �NB1…B6 

 

Aus der Darstellung wird ersichtlich, dass zur Anwendung der Methode die entschei-

dende Größe „Zielerfüllungsgrad“ fehlt. Hierbei handelt es sich um die Maßeinheit 

der Kriterien, die im Folgenden näher erläutert und bestimmt wird. 
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5.4.2 Festlegung der Messbarkeit der Bewertungskriterien  

Jedes der sechs ausgewählten Bewertungskriterien muss auf andere Weise quanti-

fiziert werden, da es einen anderen Zielertrag besitzt. Um jedoch eine einheitliche 

Bewertung der Kriterien vornehmen zu können, muss auch ein einheitlicher Maßstab 

zugrunde gelegt werden. Das Maß für die Erfüllung eines Bewertungskriteriums jeder 

Alternative wird als „Zielerfüllungsgrad“ bezeichnet. Die Skala der Merkmalsaus-

prägung wird, wie in Abb. 34 dargestellt, auf Werte zwischen Null und fünf festgelegt. 

Generell kann die Skaleneinteilung im Intervall (0, �) beliebig gewählt werden. 

Jedoch ist hierbei zu beachten, dass ihre Werte die Höhe der zu berechnenden 

Nutzwerte (und damit auch die Übersichtlichkeit der Ergebnisse) maßgeblich beein-

flussen. Die Merkmalsausprägung der Skaleneinteilung ist stets vor Beginn der 

Bewertung für alle Werte konkret festzulegen. Innerhalb der hier gewählten Skalen-

einteilung wird der Wert Null vergeben, wenn durch die Wahl der entsprechenden 

Alternative keine Zielerfüllung erreicht werden kann. Der Wert fünf stellt dagegen die 

beste (optimale) Zielerfüllung dar (vgl. hierzu Abb. 34). 

Abb. 34: Skala der Zielerfüllungsgrade 
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Die Umwandlung der jeweiligen Zielerträge der Bewertungskriterien in Zielerfüllungs-

grade erfolgt auf der Grundlage der Erkenntnisse der vorangegangenen Kapitel. Um 

die Anwendbarkeit der Standortbewertungsmethode für Außenstehende zu erleich-

tern, wurde im Rahmen der vorliegenden Arbeit eine Checkliste zur Ermittlung der 

Zielerfüllungsgrade der entsprechenden Zielkriterien erarbeitet (siehe Tab. 28). Diese 

stellt die wesentliche Arbeitsgrundlage für die Standortbewertung von Sportboot-

häfen im Küstenbereich dar. 
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Tab. 28: Checkliste der Zielerfüllungsgrade der Bewertungskriterien A bis F 

A - Räumlicher Liegeplatzbedarf 

Basierend auf Tab. 16 (S. 95) erfolgt die Zuordnung der Zielerfüllungsgrade aufgrund des prozentu-
alen Zusatzbedarfs an Liegeplätzen je Wassersportrevier: 

0 Punkte: Zusatzbedarf � 20% 
1 Punkt: Zusatzbedarf > 20 bis 40%  
2 Punkte: Zusatzbedarf> 40 bis 60% 
3 Punkte: Zusatzbedarf> 60 bis 80% 
4 Punkte: Zusatzbedarf> 80 bis 100 % 
5 Punkte: Zusatzbedarf > 100% 

B - Schließung von Netzlücken 
Der Zielerfüllungsgrad ergibt sich (in Anlehnung an den optimalen Abstand zwischen benachbarten 
Häfen) aus der Größe der bestehenden Netzlücke: 

0 Punkte: Netzlücken � 15 sm 
1 Punkt: Netzlücke > 15 bis 20 sm 
2 Punkte: Netzlücke > 20 bis 25 sm 
3 Punkte: Netzlücke > 25 bis 30 
4 Punkte: Netzlücke > 30 bis 35 
5 Punkte: Netzlücke > 35 sm 

C - Abstand zwischen den Häfen 
Entsprechend dem vorangegangenen Kriterium ergibt sich ein höherer Zielerfüllungsgrad bei einer 
größeren Entfernung zum nächstgelegenen Häfen: 

0 Punkte: Abstand � 3 sm 
1 Punkt: Abstand > 3 bis 6 sm 
2 Punkte: Abstand > 6 bis 9 sm 
3 Punkte: Abstand > 9 bis 12 
4 Punkte: Abstand > 12 bis 15 
5 Punkte: Abstand > 15 sm 

D - Landseitige Erreichbarkeit 
Dieses Kriterium wird durch die Nähe des Hafens zu infrastrukturellen Anbindungen (ÖPNV, Bahn- 
sowie über-/regionale Straßenverbindungen) charakterisiert (Entfernungsangaben basieren auf Er-
kenntnissen aus Kap. 5.1.3). Der Zielerfüllungsgrad einer Alternative ergibt sich durch Summierung 
der folgenden Anbindungen: 

Entfernung zum ÖPNV: 
0 Punkte: Entfernung > 3 km 
0,2 Punkte: Entfernung > 2,5 bis 3 km 
0,4 Punkte: Entfernung > 2 bis 2,5 km 
0,6 Punkte: Entfernung > 1,5 bis 2 km 
0,8 Punkte: Entfernung > 1 bis 1,5 km 
1,0 Punkte: Entfernung � 1 km 
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Entfernung zum Fernverkehr (Bahn): 
0 Punkte: Entfernung > 25 km 
0,2 Punkte: Entfernung > 20 bis 25 km 
0,4 Punkte: Entfernung > 15 bis 20 km 
0,6 Punkte: Entfernung > 10 bis 15 km 
0,8 Punkte: Entfernung > 5 bis 10 km 
1,0 Punkte: Entfernung � 5 km 
Entfernung zur 2-spurig, asphaltierten Landstraße: 
0 Punkte: Entfernung > 3 km 
0,2 Punkte: Entfernung > 2,5 bis 3 km 
0,4 Punkte: Entfernung > 2 bis 2,5 km 
0,6 Punkte: Entfernung > 1,5 bis 2 km 
0,8 Punkte: Entfernung > 1 bis 1,5 km 
1,0 Punkte: Entfernung � 1 km 
Entfernung zur Bundesstraße: 
0 Punkte: Entfernung > 25 km 
0,2 Punkte: Entfernung > 20 bis 25 km 
0,4 Punkte: Entfernung > 15 bis 20 km 
0,6 Punkte: Entfernung > 10 bis 15 km 
0,8 Punkte: Entfernung > 5 bis 10 km 
1,0 Punkte: Entfernung � 5 km 
Entfernung zur Autobahn: 
0 Punkte: Entfernung > 50 km 
0,2 Punkte: Entfernung > 40 bis 50 km 
0,4 Punkte: Entfernung > 30 bis 40 km 
0,6 Punkte: Entfernung > 20 bis 30 km 
0,8 Punkte: Entfernung > 10 bis 20 km 
1,0 Punkte: Entfernung � 10 km 

E - Gebietskategorie 
Basierend auf den Ausführungen in Kapitel 5.1.3 und 5.1.5 erfolgt die Zuordnung der Zielerfüllungs-
grade aufgrund der Eignung verschiedener Flächen für einen Hafenbau. Unter der Prämisse, im 
Sinne der Natur und Umwelt so wenig Fläche wie möglich neu zu versiegeln und zu bebauen, 
werden baulich belastete Flächen bevorzugt. Die volle Punktzahl kann beim Ausbau eines bestehen-
den Hafenstandortes erreicht werden, die geringste dagegen bei Schutzgebieten. Da an dieser Stelle 
nicht alle existenten Gebietskategorien aufgeführt werden konnten, dient die folgende Einteilung als 
Orientierungshilfe: 
0 Punkte: � Naturschutzgebiete u. vergleichbare Teilgebiete von National-/Naturparks, 

� Vorbehaltsgebiete für Naturschutz u. Landschaftspflege, Trinkwasser u. ä.  
1 Punkt: � Wald bzw. Gebiete mit einem hohen Anteil an ökologisch u. landschaftlich 

wertvollen oder gering belastbaren Flächen, 
� Gebiete mit besonderer Bedeutung für das ruhige Landschaftserleben u. 

die landschaftsorientierte siedlungsnahe Erholung, 
� Kulturhistorisch / geologisch / geomorphologisch sehr bedeutsame Gebiete 
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2 Punkte: 
 

� Landschaftsschutzgebiete und vergleichbare Teilgebiete von Naturparken, 
wenn der Schutzzweck nicht in Frage gestellt wird und die landschaftlichen 
Gegebenheiten eine besondere Berücksichtigung finden, 

� Gebiete mit ökologisch u. landschaftlich wertvollen oder gering belastbaren 
Flächen, wenn diese in das Projekt integriert werden können, ohne dass 
eine Beeinträchtigung zu befürchten ist  

� Struktur- u. artenreiche Landschaften, wenn die landschaftstypischen 
Strukturen und das Artenpotential erhalten und gesichert werden können 

3 Punkte: 
 

� ökologisch verarmte Kulturlandschaften,  
� Landwirtschaftliche Flächen mit geringer wirtschaftlicher u. landschafts-

pflegerischer Wertigkeit,  
� Flächen, die zuvor dem großflächigen Abbau von oberflächennahen Roh-

stoffen dienten 
4 Punkte: 
 

� Nicht überlastete Naherholungs- und Fremdenverkehrsgebiete, 
� Ehemals militärisch genutzte Flächen, 
� Aufgelassene Industrie- und Gewerbeflächen, 

5 Punkte: � Ausbaufähiger Hafen 

F - Touristische Attraktivität* 
Dieses Kriterium wird durch die Nähe des Hafens zu touristischen / kulturellen Sehenswürdigkeiten, 
Einrichtungen etc. charakterisiert (Entfernungsangaben basieren auf Erkenntnissen aus Kap. 5.1.3). 
Der Zielerfüllungsgrad einer Alternative ergibt sich auch hier durch Summierung: 
Touristisches Zentrum (Gastronomie, Einzelhandel, Museum / Spaßbad o. ä.) im Ort: 

0 Punkte: Entfernung > 3 km 
0,5 Punkte: Entfernung > 2,5 bis 3 km 
1,0 Punkte: Entfernung > 2 bis 2,5 km 
1,5 Punkte: Entfernung > 1,5 bis 2 km 
2,0 Punkte: Entfernung > 1 bis 1,5 km 
2,5 Punkte: Entfernung � 1 km 

Touristische/kulturelle Sehenswürdigkeiten, Events oder Einrichtungen in der Umgebung: 
0 Punkte: Entfernung > 30 km 

0,5 Punkte: Entfernung > 25 bis 30 km 
1,0 Punkte: Entfernung > 20 bis 25 km 
1,5 Punkte: Entfernung > 15 bis 20 km 
2,0 Punkte: Entfernung > 10 bis 15 km 
2,5 Punkte: Entfernung � 10 km 

*Die touristische Attraktivität eines Hafenstandortes lässt sich relativ schwer quantifizieren. Hier 
fließen subjektive Faktoren und Eindrücke ein, wie z.B. das Ortsbild, die Einbindung des Hafens in die 
bestehende Struktur, die Akzeptanz und Freundlichkeit der Bewohner, Service und Qualität von 
Dienstleistern bzw. Dienstleistungen etc. Da die vorliegende Bewertungsmethode sich jedoch auf 
einen Zustand vor Hafenbau bezieht, kann lediglich das Vorhandensein bestehender touristischer 
bzw. kultureller Sehenswürdigkeiten etc. als Quantifizierungshilfe für die Zielerfüllungsgrade dienen. 
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Wurden die Zielerfüllungsgrade jeder Alternative ermittelt, werden diese mit den 

bereits festgelegten Kriteriengewichtungen multipliziert (vgl. Tab. 27). Die so 

ermittelten Teilnutzwerte werden im Anschluss summiert. Damit ergibt sich der 

Gesamtnutzwert der bewerteten Alternative(n), der zugleich Aussagen über die 

Standorteignung ermöglicht. Im Alternativenvergleich ist stets der Standort mit dem 

größten Gesamtnutzwert zu wählen. Wird jedoch nur eine Alternative auf ihre 

Standorteignung überprüft, ist es notwendig, dem ermittelten Gesamtnutzwert, der in 

Nutzenpunkten angegeben wird, eine verbale Einstufung der Standorteignung 

gegenüberzustellen. Diese ist der folgenden Tabelle zu entnehmen: 

Tab. 29: Punkteverteilung der Standorteignung 

Standorteignung sehr gut gut mittel mäßig schlecht 
Nutzenpunkte 4 - 5 3 - 4 2 - 3 1 - 2 0 - 1 

 

 

 

Die Praktikabilität der erarbeiteten Bewertungsmethode soll im Folgenden durch die 

Anwendung an einem aktuellen Beispiel alternativer Hafenstandorte überprüft 

werden. Sich daraus ergebende Erkenntnisse werden im Anschluss daran zusam-

menfassend diskutiert. 
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6 Darstellung einer ausgewählten Standortbewertung  

6.1 Hintergrund des gewählten Untersuchungsgegenstandes 

Aufgrund der langjährigen und dennoch aktuellen77 Diskussionen um einen 

Ersatzhafen für den Nothafen Darßer Ort sowie angesichts der hohen Priorität des 

Standortes im Hafennetz wurde diese Problematik für die Anwendung der zuvor 

erarbeiteten Methode zur Standortbewertung ausgewählt. 

Nothafen

Quelle: www.mv-maritim.de

Nothafen

Quelle: www.mv-maritim.de

Abb. 35: Geografische Lage des Nothafens 

Quelle: HOFFMANN 2001Quelle: HOFFMANN 2001

Abb. 36: Nothafen Darßer Ort 

Der Nothafen Darßer Ort liegt südöstlich der nördlichsten Landspitze der Halbinsel 

Fischland-Darß-Zingst (vgl. Abb. 35). Dieser Naturraum wird durch eine relativ gleich-

förmige, flachwellige Grundmoräne des Festlandes charakterisiert, aus der sich die 

Velgaster Staffel (bei Saal) und die Barhöfter Zwischenstaffel (bei Barth) durch ein 

kuppiges Relief herausheben78. Des Weiteren befindet sich hier das größte natür-

liche marine Akkumulationsgebiet Europas (nach DROSTE 2001; vgl. Abb. 36 sowie 

                                            
77 Vgl. u. a. OZ 09/07 und OZ 10/07a-d 
78 Näheres zu morphologischer Entwicklung und geologischem Aufbau findet sich u. a. bei OTTO 1975 
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Abb. A - 13 im Anhang). Die Westküste unterliegt stetigen Abtragungsprozessen, 

durch die der Haken am Darßer Ort zunehmend nordostwärts wächst und in seinem 

Lee westlich Prerow Sandriffe und Dünenwälle aufgebaut werden (vgl. OTTO 1975). 

Die jährlichen Zuwächse betragen ca. 10 m Landfläche, womit in den letzten 200 

Jahren insgesamt etwa 6 km Land gewonnen wurden (nach DROSTE 2001). Mit die-

sem natürlichen Prozess sind für einen Hafen erhebliche finanzielle und technische 

Aufwendungen zur Gewährleistung der Schiffbarkeit und Sicherheit verbunden. Im 

Fall des Nothafens wurden diese Kosten in Höhe von 75.000 € pro Jahr jedoch vom 

Land getragen (nach PLANCO 2002). Zudem wird die natürliche Küstendynamik mit 

Landschafts- und Strandentwicklung massiv gestört (vgl. DROSTE 2001). 

Des Weiteren ist der Darßer Ort ein wichtiges Brut- und Rastgebiet für Vögel und 

besitz u. a. den Naturschutzstatus „EU-Vogelschutzgebiet“. Zudem befindet sich der 

Nothafen in der Kernzone des Nationalparks „Vorpommersche Boddenlandschaft“ 

und sollte somit von einer Nutzung gänzlich ausgenommen sein. Da der Nothafen 

jedoch bis dato der einzige Hafen zwischen Warnemünde und Barhöft ist (Abstand 

ca. 54 sm nach STANDORTKONZEPT 2004), durfte er zur Gewährleistung der Sicherheit 

der Segler (und als Stützpunkt der Seenotrettung) bisher betrieben werden.  

Aufgrund dieser vielschichtigen Situation wird deutlich, mit welchen Problemen man 

sich bezüglich des Nothafens über Jahrzehnte auseinandersetzten musste. Sie 

führten letztendlich zu seiner Schließung im Jahr 2007. Das Land wollte die Kosten 

für die notwendigen Baggerungsarbeiten nicht mehr bezahlen, der Hafen versandete. 

 

Die Diskussion um einen Ersatz des Nothafens dauert bereits seit mehr als 10 

Jahren an und hat durch die Schließung des Nothafens im März 2007 an Brisanz 

zugenommen – nicht zuletzt aus Gründen der Sicherheit. So ist der Nothafen Darßer 

Ort zugleich eine Station für die Seenotrettung in M-V. Eine Verlegung des Seenot-

rettungskreuzers würde eine wesentliche Verlängerung der Fahrzeit zur Kadetrinne 

(eine der meist befahrenen Wasserstraßen der Welt) bedeuten und damit das 

Sicherheitsrisiko drastisch erhöhen. Nicht zuletzt aus diesem Grund wird seitens der 

Politik der Alternativstandort Prerow favorisiert. Verschiedene Gutachten79 empfehlen 

dagegen vor allem aus ökonomischen und technischen Gründen den Standort 

Zingst. Beide Gemeinden können sich inzwischen einen Hafen auf der Küstenseite 

                                            
79 u. a. MOHS 2002 UND PLANCO 2002 
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vorstellen, doch es fehlt vor allem an finanzkräftigen Investoren. Derzeit (IV. Quartal 

2007) finden verschiedene Veranstaltungen zur Bürgerinformation und -beteiligung in 

Prerow statt, in denen die Gemeinde über die aktuelle Situation und die möglichen 

Hafenvarianten informiert wird. (vgl. hierzu KRÜGER 10/07, OZ 09/07, OZ 10/07d) 

Im Folgenden werden die drei möglichen Standortalternativen vorgestellt und mit 

Hilfe der erarbeiteten Methode bewertet. Auf diese Weise soll der optimale Hafen-

standort als Ersatz für den Nothafen Darßer Ort nachvollziehbar und wissenschaftlich 

objektiv herausgearbeitet werden. 

 

 

6.2 Vorstellung der Standortalternativen 

Als Alternativstandorte für den Nothafen Darßer Ort kommen ausschließlich die 

Gemeinden Wustrow, Prerow und Zingst in Frage. Die geografische Lage dieser 

Gemeinden ist in Abb. 37 gekennzeichnet.  

Quelle: www.mv-maritim.deQuelle: www.mv-maritim.de  
Abb. 37: Lage der alternativen Hafenstandorte 

An allen drei Standorten sind folgende Varianten der technischen Ausführung eines 

neuen Hafens möglich: Inselhafen, Küstenhafen und Durchstich. Für die durchzu-

führende Standortbewertung wurde die Variante Küstenhafen für alle Standorte 

ausgewählt, um eine gewisse Vergleichbarkeit der Alternativen zu gewährleisten. 

Des Weiteren können durch diese Wahl die finanziellen und ökologischen Aus-

wirkungen möglichst gering gehalten werden. Da ein Küstenhafen jeweils in direkter 
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Nähe zur Ortslage realisiert werden könnte, ist auch mit höheren touristischen und 

wirtschaftlichen Effekten für die Gemeinde zu rechnen.  

Die folgenden Satellitenbilder (Abb. 38 bis Abb. 40) zeigen die drei Ortslagen sowie 

die möglichen Standorte eines neuen Küstenhafens. Es werden hierbei die Varianten 

I (Küstenhafen Wustrow) bis III (Küstenhafen Zingst) unterschieden80. 

Abb. 38: Satellitenbild 
von Wustrow 

 
 

Abb. 39: Satellitenbild 
von Prerow 

                                            
80 Weitere Fotos siehe Anhang 
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Abb. 40: Satellitenbild 
von Zingst 

 

 

6.3 Ermittlung der Zielerfüllungsgrade 

6.3.1 Räumlicher Liegeplatzbedarf 

Alle drei alternativen Standorte befinden sich im Wassersportrevier II (Fischland-

Darß-Zingst). Der prozentuale Zusatzbedarf an Liegeplätzen bis zum Jahr 2015 

beträgt nach Tab. 16 (S. 95) 46,77%. Damit ergibt sich für alle drei Standort-

alternativen entsprechend der erarbeiteten Checkliste (Tab. 28, S. 115) ein Zielerfül-

lungsgrad von 2 Punkten. 

 

6.3.2 Schließung von Netzlücken 

Auch innerhalb dieses Zielkriteriums werden alle drei Standortalternativen gleich 

bewertet, da durch eine entsprechende Hafenrealisierung die derzeit größte Lücke 

im Hafennetz der mecklenburg-vorpommerischen Außenküste geschlossen werden 

kann. Sie beträgt 54 sm und liegt zwischen Warnemünde und Barhöft (vgl. Tab. 14, 

S. 91). Der Zielerfüllungsgrad beläuft sich damit für alle Alternativen auf 5 Punkte. 
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6.3.3 Abstand zwischen den Häfen 

Betrachtet man die Lage der Alternativstandorte im Hafennetz (vgl. auch Abb. A - 1 

im Anhang), so zeigt sich, dass Prerow nahezu mittig zwischen den bestehenden 

Häfen Hohe Düne (Warnemünde) und Barhöft liegt (vgl. Tab. 30).  

Tab. 30: Lage der Alternativstandorte im Hafennetz 

Entfernung* 
[sm] Hohe Düne Wustrow Prerow Zingst Barhöft 

Hohe Düne  16 31 35 54 
Wustrow 16  15 19 38 
Prerow 31 15  4 23 
Zingst 35 19 4  19 
Barhöft 54 38 23 19  

*Empfohlene Entfernung zwischen zwei benachbarten Häfen: 15 bis 20 sm 
Daten: STANDORTKONZEPT 2004 und eigene Berechnungen 

Da alle drei Standortalternativen mindestens 15 sm vom derzeit nächstgelegenen 

Hafen entfernt sind, erhalten sie jeweils einen Zielerfüllungsgrad von 5 Punkten (ent-

sprechend den Festlegungen in Tab. 28, S. 115). 

 

6.3.4 Landseitige Erreichbarkeit: 

Die große Bedeutung der landseitigen Erreichbarkeit eines Hafens wurde bereits 

eingehend diskutiert. Sie wird durch die hohe prozentuale Gewichtung innerhalb der 

Zielkriterien unterstrichen.  

Wesentlich für Dauerlieger ist eine gut ausgebaute (über-)regionale Straßenanbin-

dung, damit sie den Hafen von ihrem Wohngebiet schnell und unproblematisch 

erreichen können. Die Erreichbarkeit der Halbinsel Fischland-Darß-Zingst wurde 

durch die Fertigstellung der A20 insgesamt deutlich verbessert.  

Die Situation der infrastrukturellen Anbindung ist bei allen drei Standortvarianten 

insgesamt relativ ähnlich. Die Gemeinden sind über die Landstraße L21, auf der die 

Buslinie 210 verkehrt, sowie zwischen Barth und Velgast durch die L23 mit der 

Bundesstraße B105 verbunden. Die Strecke von Wustrow zur B105 ist dabei 

wesentlich kürzer als bei den anderen beiden Standortalternativen. Touristen, die 

Ausflüge in die Umgebung unternehmen möchten, können mithilfe der Buslinie 210 

die Orte Ribnitz und Barth erreichen, in denen Anschlüsse zum regionalen Fern-

verkehr der Deutschen Bahn bestehen (vgl. hierzu Abb. 41). 



Darstellung einer ausgewählten Standortbewertung 125 

Quelle: www.ubb-online.comQuelle: www.ubb-online.com  
Abb. 41: Landseitige Erreichbarkeit der Standortalternativen 

Eine Schwachstelle innerhalb der infrastrukturellen Anbindung stellt die Meiningen-

brücke81 dar. Diese Drehbrücke, die zwischen 1907 und 1910 als Eisenbahn- und 

Straßenbrücke mit einer Gesamtlänge von 470 m erbaut wurde, verbindet das Fest-

land über den Bodstedter Bodden mit der Halbinsel. In den Sommermonaten kommt 

es während der Brückenöffnungszeiten, die zweimal täglich für ca. 45 Minuten den 

Durchgangsverkehr verhindern, zu erheblichen Verkehrsbehinderungen. Die Zufahrt 

über Wustrow ist dagegen deutlich störungsärmer. 

Entsprechend der festgelegten Zielerfüllungsgrade (vgl. Tab. 28, S. 115) erhalten die 

Alternativen innerhalb dieses Kriterium insgesamt folgende Punkte: 

Tab. 31: Zielerfüllungsgrad „Landseitige Erreichbarkeit“ 

Wustrow Prerow Zingst 
Infrastrukturelle Anbindungen 

[km] [Punkte] [km] [Punkte] [km] [Punkte] 

Entfernung zum ÖPNV  � 1 1,0 � 1 1,0 � 1 1,0 
Entfernung zum Fernverkehr (Bahn) 17 0,4 20 0,4 14 0,6 
Entfernung zu 2-spuriger, asphaltierter 
Landstraße � 1 1,0 � 1 1,0 � 1 1,0 

Entfernung zur Bundesstraße 16 0,4 26 0 21 0,2 
Entfernung zur Autobahn 33 0,4 52 0 47 0,2 
Zielerfüllungsgrad (insgesamt) 3,2 2,4 3,0 

Entfernungsangaben: eigene Berechnung 

                                            
81 Fotodarstellung siehe Anhang 
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6.3.5 Gebietskategorie 

Wie in den Kapiteln 3.2 und 5.1 bereits eingehend erläutert, ist innerhalb der Stand-

ortplanung aufgrund verschiedener Aspekte der Ausbau eines bestehenden Hafens 

einem Neubau stets vorzuziehen. Diese Möglichkeit besteht jedoch bei keiner der 

drei Alternativen. 

Ein Hafenbau stellt aufgrund der weit reichenden baulichen Veränderungen einen 

erheblichen Eingriff in den ökologischen Naturhaushalt dar. Daher muss bei der 

Standortwahl darauf geachtet werden, welche Gebietskategorien vorliegen. Vor 

allem Einschränkungen des Naturschutzes gilt es zu beachten.  

 
Abb. 42: Schutzgebiete im Bereich Fischland-Darß-Zingst 

Die Ortschaften Prerow und Zingst besitzen ebenso wie Wustrow den Status „Vorbe-

haltsgebiet Tourismus“, sind jedoch im Unterschied zur Variante I umgeben vom 

„Vorranggebiet für Naturschutz und Landschaftspflege“. Das bedeutet, dass bei allen 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen dem Naturschutz und der Land-

schaftspflege Vorrang einzuräumen ist. Dies begründet sich vor allem auf den vielen 

Naturschutzkategorien, die hier existieren. So befinden sich die beiden Ortslagen 

inmitten der Schutzzone II des Nationalparks „Vorpommersche Boddenlandschaft“ 

(vgl. Abb. 42). Obwohl Siedlungsgebiete aus der Schutzzone grundsätzlich heraus-

genommen werden, sind die weit reichenden Auswirkungen eines Hafenbaus 

(Touristen machen Ausflüge in die Umgebung) dennoch zu beachten. Zudem ist der 
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gesamte Küstenwasserbereich Darß-Zingst als EU-Vogelschutzgebiet und angren-

zende Landschaftsteile als FFH-Gebiet eingestuft worden. Daher ist bei einem 

Hafenbau mit erheblichen Schwierigkeiten zu rechnen. Zusätzliche Gutachten (UVP) 

werden die Genehmigungsphase verlängern und die Planungskosten entscheidend 

erhöhen. Aus Naturschutzsicht ist daher dem Standort Wustrow Vorrang zu geben.  

 

Aufgrund der dargestellten ökologischen Bedeutung der Gebiete erhalten die 

Alternativen Prerow und Zingst nur 1 Punkt innerhalb der Einteilung in die Zielerfül-

lungsgrade. Wustrow wird mit 2 Punkten etwas besser bewertet. 

 

 

6.3.6 Touristische Attraktivität 

Die gesamte Halbinsel Fischland-Darß-Zingst kann aufgrund seiner landschaftlichen 

Potentiale auf eine lange Tradition als Urlaubsregion zurück blicken. Jedes Ostsee-

(heil)bad nimmt dabei einen besonderen Platz ein und zieht jährlich mehr Gäste an. 

Damit kann jede der betrachteten Standortvarianten den Touristen ein umfangrei-

ches Angebot an Unterkünften, gastronomischen und kulturellen Einrichtungen, aber 

auch Freizeitmöglichkeiten, wie z. B. ein gut ausgebautes Rad- und Wanderwege-

netz bieten. Sogar der maritime Tourismus findet bereits seit vielen Jahren in Form 

eines eigenen Boddenhafens in jeder der drei Gemeinden statt. (nach TOURISMUS-

VERBAND 2007) 

Da Zingst mit ca. 3.200 Einwohnern die größte und Wustrow mit ca. 1.500 Einwoh-

nern die kleinste der drei Gemeinden ist, treten entsprechende Unterschiede in der 

Quantität der touristischen Angebote auf. So variiert z.B. die Anzahl der bereits 

vorhandenen Gastliegeplätze in den Boddenhäfen zwischen 35 in Wustrow und 70 in 

Zingst. Ebenso differiert die Zahl der aktuellen Gästeankünfte und Übernachtungen 

(siehe Anhang Tab. A - 6). Insgesamt hat Zingst aufgrund seiner Größe und vorhan-

denen Strukturen die meisten touristischen und kulturellen Sehenswürdigkeiten, 

Events und Einrichtungen zu bieten, Wustrow dagegen die wenigsten. Prerow liegt 

innerhalb der quantitativen Einschätzung zwischen den beiden anderen Gemeinden, 

profitiert jedoch von der räumlichen Nähe zu Zingst und zum landschaftlich sehr 

reizvollen Gebiet „Darßer Ort“. (Datenquelle: TOURISMUSVERBAND 2007) 
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Für die Punktverteilung der Zielerfüllungsgrade sind neben der Nähe des geplanten 

Hafens zum touristischen Zentrum des Ortes auch die Attraktionen in der Umgebung 

relevant. Aufgrund der angenommenen Lage der Hafenvarianten (vgl. Abb. 38 bis 

Abb. 40) wurden die entsprechenden Entfernungen bemessen. Dabei wurde die 

Seebrücke der Gemeinde jeweils als touristisches Zentrum und die Entfernung der 

Gemeinden zueinander als touristische Umgebung angesehen. Dementsprechend 

ergeben sich folgende Zielerfüllungsgrade: 

Tab. 32: Zielerfüllungsgrad „Touristische Attraktivität“ 

Wustrow Prerow Zingst Entfernung zu touristischen 
Attraktivitäten [km] [Punkte] [km] [Punkte] [km] [Punkte]

Touristisches Zentrum im Ort* 1 bis 
1,5 2,0 2 bis 

2,5 1,0 1,5 bis 
2 1,5 

Touristische Umgebung 15 bis 
20 1,5 9,0 2,5 9,0 2,5 

Zielerfüllungsgrad 
(insgesamt) 3,5 3,5 4,0 

*Entfernung zur Seebrücke (als maritim-touristische Attraktion); eigene Berechnungen 

 

 

 

6.4 Durchführung der Bewertung 

Der vorangegangenen Ermittlung der Zielerfüllungsgrade schließt sich die Zusam-

menführung dieser mit den Bewertungskriterien und ihren individuellen Gewichtun-

gen an. Das nutzwertanalytische Rechenschema aus Tab. 27 (S. 113) kann somit 

vervollständigt werden. Dadurch wird eine nachvollziehbare und objektive Bewertung 

der drei alternativen Hafenstandorte möglich.  

Der innerhalb der vorliegenden Arbeit entwickelte nutzwertanalytische Standort-

vergleich ist für die Alternativen Prerow, Wustrow und Zingst auf der folgenden Seite 

zusammengefasst in Tab. 33 dargestellt. 
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Tab. 33: Alternativenvergleich mittels Nutzwertanalyse 

Alternative Wustrow Prerow Zingst 

Kriterium Gewicht  Zielerfül-
lungsgrad 

Teilnutz-
wert 

Zielerfül-
lungsgrad 

Teilnutz
wert 

Zielerfül-
lungsgrad 

Teilnutz-
wert 

Räumlicher 
Liegeplatz-
bedarf 

0,08 2 0,16 2 0,16 2 0,16 

Schließung 
von Netz-
lücken 

0,29 5 1,45 5 1,45 5 1,45 

Abstand 
zwischen 
Häfen 

0,03 5 0,17 5 0,17 5 0,17 

Landseitige 
Erreichbar-
keit 

0,43 3,2 1,38 2,4 1,04 3 1,29 

Gebiets-
kategorie 0,13 2 0,26 1 0,13 1 0,13 

Tourist. 
Attraktivität 0,03 3,5 0,12 3,5 0,12 4 0,13 

Summe 1,0  3,54  3,06  3,34 

Standorteignung gut gut gut 

 

Nach Anwendung der entwickelten Standortbewertungsmethode zeigt sich, dass die 

drei alternativen Hafenstandorte sehr ähnliche Gesamtnutzwerte aufweisen. Bei allen 

drei Standorten wird die Standorteignung als „gut“ eingeschätzt. Die Alternative 

Wustrow wird jedoch geringfügig höher bewertet und stellt damit den besten Standort 

für den Bau eines Ersatzhafens im Bereich Fischland-Darß-Zingst dar.  

 

Da sich die drei Alternativen in vielen Faktoren sehr ähnlich sind oder sogar gleichen 

(wie z. B. Räumlicher Liegeplatzbedarf und Schließung von Netzlücken), beruht der 

ermittelte nutzwertanalytische Unterschied im Wesentlichen auf der landseitigen 

Erreichbarkeit sowie der vorherrschenden Gebietskategorie (Naturschutzbelange). 

Da diese Kriterien für Wustrow besser eingeschätzt wurden und mit insgesamt über 

56% in die Gesamtbewertung einfließen, ergibt sich in der Summe für Wustrow der 

größte Nutzwert. 
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6.5 Ergebnisdiskussion 

Anhand der durchgeführten Beispielbewertung konnte die Anwendbarkeit und 

Leistungsfähigkeit der entwickelten Standortbewertungsmethode anschaulich und 

nachvollziehbar demonstriert werden. Bei der Durchführung der Standortbewertung 

haben sich insgesamt keinerlei Schwierigkeiten ergeben.  

Entgegen der Meinung anderer Gutachten oder des aktuellen politischen Willens 

wird nach Anwendung der Methode der Hafenstandort Wustrow favorisiert. Die 

Standorte Prerow und Zingst werden dagegen bis auf das Kriterium Abstand 

zwischen den Häfen gleich, jedoch insgesamt schlechter bewertet. Das so ermittelte 

Ergebnis beruht hauptsächlich auf dem hohen Naturschutzstatus, der die beiden 

Gemeinden umgibt und damit einer touristischen Entwicklung entgegensteht: Des 

Weiteren muss die vorhandene infrastrukturelle Anbindung der beiden Gemeinden 

als nicht optimal eingeschätzt werden. So führt die direkte Zufahrt über eine Brücke, 

die in der Hochsaison für den Bootsverkehr geöffnet wird und damit zu erheblichen 

Verkehrsbelastungen führt. Zudem sind die Anschlüsse an die regionale Bahn mehr 

als 10 km von den Gemeinden entfernt. Auch die Anbindung an die nächstgelegene 

Bundesstraße existiert erst in einem Abstand von mindestens 20 km von den beiden 

Gemeinden. Für Gastlieger, die ihre Ausflüge vorrangig zu Fuß oder mit dem Fahrrad 

unternehmen, sind dies erhebliche und störende Entfernungen. 

Beim Kriterium Touristische Attraktivität erhält die Standortalternative Wustrow einen 

etwas geringeren Teilnutzwert als die anderen beiden Alternativen. Touristisch gese-

hen, sind die Orte Prerow und Zingst zwar größer als Wustrow, damit jedoch nicht 

unbedingt attraktiver. Jede Gemeinde hat ihren eigenen Charme. Die touristischen 

Potentiale, die es in Wustrow derzeit gibt, sind für einen neuen Sportboothafen an 

der Außenküste ausreichend bzw. ausbaufähig. Es sollte jedoch auf eine angepasste 

Dimensionierung des Hafens geachtet werden (100 bis 150 LP), damit die möglichen 

positiven Effekte, die der Hafen für die Gemeinde bringen kann, nicht durch eine 

Verminderung des gesamten Erholungswertes zunichte gemacht werden. 

Mit dem Standort Wustrow kann jedoch der Lückenschluss zwischen Warnemünde 

und Barhöft nicht optimal erfolgen. Es bleibt noch immer eine Netzlücke von 37 sm. 

Es wäre daher zu überprüfen, ob ein zweiter Hafenstandort in Zingst möglich wäre. 

Dieser könnte als Nothafen betrieben werden und damit nur den Wassersport-

touristen eine Anlaufmöglichkeit bieten, die aus verschiedenen Gründen den nächst-
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gelegenen Hafen nicht anlaufen können. Gleichzeitig könnte Zingst einen neuen 

Standort für die Seenotrettung darstellen. 

 

Insgesamt kann festgestellt werden, dass sowohl die Anwendung der erarbeiteten 

Standortbewertungsmethode unproblematisch möglich war, als auch, dass das 

Bewertungsergebnis objektiv und nachvollziehbar ermittelt werden konnte. Eine 

Anwendung der Methode auf weitere praktische Alternativenvergleiche wäre 

wünschenswert und könnte u. U. zu methodischen Verfeinerungen führen. Zudem 

könnte dadurch die Repräsentativität der entwickelten Methode sowie der Ziel-

erfüllungsgrade erhöht werden. Jedoch kann dies nicht im Rahmen der vorliegenden 

Arbeit erfolgen. Weitere Studien sind ratsam.  

 

Ein möglicher Kritikpunkt der entwickelten Standortbewertungsmethode könnte eine 

fehlende rein ökonomische Betrachtung der Alternativen sein. Dem muss jedoch 

entgegnet werden, dass zum einen ökonomische Bewertungen pauschal zu einem 

sehr frühen Planungszeitpunkt kaum machbar sind. Aussagen zu technischen 

Ausführungen und damit auch zu wirtschaftlichen Effekten eines Sportboothafens 

bedürfen einer höheren Planungstiefe. Zum anderen sind Wirtschaftlichkeitsunter-

suchungen ohnehin für das durchzuführende Genehmigungsverfahren notwendig. 

Für die hier bewerteten drei Standortalternativen wurde innerhalb einer Studie von 

PLANCO (2002, 4) eine Nutzen-Kosten-Untersuchung durchgeführt. Zur Ergänzung 

der bereits dargestellten Ergebnisse soll hierauf kurz eingegangen werden. Wie in 

Tab. 34 dargestellt, wurden innerhalb der Untersuchung die regionalwirtschaftlichen 

Nutzen und Kosten der Standortvarianten gegenübergestellt. Bei der Betrachtung der 

Kosten ist darauf hinzuweisen, dass sowohl Bau- als auch Erweiterungsmaßnahmen 

für Sportboothäfen grundsätzlich nicht durch öffentliche Mittel förderfähig sind. Eine 

Ausnahme stellt lediglich die Errichtung von Wasserwanderrastplätzen und Boots-

anlegern dar (vgl. hierzu WM MV 2002). 

Tab. 34: Gegenüberstellung der regionalwirtschaftlichen Nutzen und Kosten der Varianten 

(Barwerte in 1.000 €) Wustrow Prerow Zingst 

Nutzen 5.259 7.921 8.980 
Kosten 16.013 16.502 18.231 
Nutzen-Kosten-Verhältnis 33% 48% 49% 
Nutzen-Kosten-Differenz -10.754 -8.581 -9.251 

Quelle: PLANCO 2002, 4; Auszug 
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Auch die Ergebnisse des hier dargestellten Nutzen-Kosten-Vergleichs liegen bei 

allen drei Standortvarianten relativ eng beieinander. Zingst weist jedoch mit 49% das 

beste Nutzen-Kosten-Verhältnis auf, Wustrow mit nur 33% das schlechteste. Es ist 

weiterhin zu erkennen, dass alle Varianten eine negative Nutzen-Kosten-Differenz 

erhalten. Dies macht deutlich, dass ein Hafen allein aus den Einnahmen durch Liege-

platzgebühren nicht wirtschaftlich existieren kann. Das aufgeführte Defizit muss vom 

Betreiber durch zusätzliche Einnahmen wie z.B. maritim-touristische bzw. gastrono-

mische Dienstleistungen oder spezielle Angebote ausgeglichen werden. 
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7 Zusammenfassung, Schlussfolgerung und Ausblick 

Aufgrund der Komplexität und Differenziertheit der behördlichen Standortbewertung 

von Sportboothäfen war es das Ziel der vorliegenden Arbeit, eine geeignete Bewer-

tungsmethode zur Standortauswahl zu entwickeln. Diese soll es Vorhabensträgern 

und Genehmigungsbehörden gleichermaßen ermöglichen, bereits zu einem frühen 

Planungszeitpunkt (und damit bei einer geringen Planungstiefe) möglichst objektiv 

und nachvollziehbar den optimalen Hafenstandort für ein Projekt zu bestimmen. Die 

zu entwickelnde Bewertungsmethode sollte dabei gleichermaßen für Neustandorte 

als auch für Hafenausbauten anwendbar sein. 

Zur Verwirklichung dieses Ziel war es zunächst erforderlich, auf die Besonderheiten 

der wassersporttouristischen Entwicklung in Mecklenburg-Vorpommern näher einzu-

gehen. Politisch bedingt, ergab sich hier in den letzten beiden Jahrzehnten ein 

starker Entwicklungsbedarf an touristischer Infrastruktur. Da das Bundesland konti-

nuierlich steigende Gästezahlen verzeichnen kann und speziell das Potential im 

Bereich „Wassersporttourismus“ als noch nicht ausgeschöpft betrachtet wird, kann 

hier weiterhin mit steigendem Bedarf gerechnet werden. Dies macht eine voraus-

schauende und nachhaltige Landschaftsplanung notwendig.  

Um diese Anforderungen umsetzen zu können, ist es wiederum von großer Bedeu-

tung, die betreffenden Nutzergruppen, -ansprüche und diesbezüglich zu erwartenden 

-konflikte zu ermitteln. Hierbei wurde neben der Verwendung einschlägiger Fach-

literatur auch die Methode der qualitativen Befragung gewählt. 

Die aktuelle Theorie und derzeitige Praxis der Planung wassersporttouristischer An-

lagen wurden umfassend analysiert. Dabei galt es zunächst, einen Überblick über 

Inhalt, Aufgaben und Ziele von Raumordnung und Landschaftsplanung zu geben. 

Dadurch konnte verdeutlicht werden, auf welchen Planungsebenen wassersporttou-

ristische Vorhaben berücksichtigt werden können und welche Ansatzpunkte für die 

zu entwickelnde Standortbewertungsmethode bestehen. Hierfür war es des Weiteren 

notwendig, die planungsrechtlichen Grundlagen für wassersporttouristische Anlagen 

sowie den aktuellen Genehmigungsprozess darzustellen und zu erläutern. Insbeson-

dere wurden Inhalt und Ablauf des Raumordnungsverfahrens näher beleuchtet. Im 

Anschluss an die Darlegung genereller Planungsdefizite bei derzeitigen Marina-

projekten konnten im Ergebnis des Analysekapitels die konkreten Defizite bei der 

Auswahl von Standorten für wassersporttouristische Anlagen herausgestellt werden.  
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Des Weiteren wurden die wesentlichen methodischen Grundlagen der Standort-

auswahl und -bewertung dargestellt und diskutiert. Aufbauend auf den hieraus 

abgeleiteten Erkenntnissen wurde eine geeignete Bewertungsmethode entwickelt. 

Sie basiert auf einer Kombination aus erweiterter Nutzwertanalyse und Analytischem 

Hierarchieprozess, um zusammen eine flexiblere Anwendbarkeit sowie eine höhere 

Transparenz und Objektivität der Bewertung zu erzielen. Mit der erweiterten 

Nutzwertanalyse können innerhalb der Bewertung Kriterien mit unterschiedlicher 

Dimensionierung verwendet und dennoch zu einem Gesamtnutzen aggregiert 

werden. Der Vorgang der Bewertung wird durch eine entsprechende Dokumentation 

nachvollziehbar.  

Für die Auswahl der notwendigen Bewertungskriterien wurde eine breit angelegte 

Analyse der derzeit existenten technisch-nautischen, raumordnerischen, sozioökono-

mischen und ökologischen Planungsgrundsätze durchgeführt. Des Weiteren erfolgte 

eine zielorientierte Expertenbefragung, mit deren Hilfe aus der Vielzahl der Standort-

bewertungskriterien eine Vorauswahl der wichtigsten 12 erfolgen konnten. Diese 

wurden im Anschluss von den Experten entsprechend ihrer jeweiligen Bedeutungs-

relevanz gewichtet. Diese subjektiven Kriteriengewichtungen wurden im weiteren 

Verlauf summiert und mittels Analytischem Hierarchieprozess normiert. Im Anschluss 

erfolgte die Bestimmung der Zielerfüllungsgrade der Kriterien. Dabei konnte auf den 

bereits gewonnenen Erkenntnissen über relevante Planungsgrundlagen und Nutzer-

interessen aufgebaut werden. Um die Anwendbarkeit der Standortbewertungs-

methode zu erleichtern, erfolgte die Festlegung der spezifischen Zielerfüllungsgrade 

für die Bewertungskriterien in Form einer umfassenden Checkliste. 

Im Anschluss an die Erarbeitung der Standortbewertungsmethode für Sportboot-

häfen im Küstenbereich Mecklenburg-Vorpommerns wurde deren Anwendbarkeit 

und Leistungsfähigkeit einem Praxistest unterzogen. Als Fallbeispiel wurde die Alter-

nativendiskussion zur Schließung der derzeit größten Lücke im Hafennetz der ost-

deutschen Ostseeküste ausgewählt.  

Auf der Halbinsel Fischland-Darß-Zingst stehen als Alternativen für den bereits seit 

März 2007 geschlossenen Nothafen Darßer Ort die Standorte Wustrow, Prerow und 

Zingst zur Auswahl. Im Ergebnis der erarbeiten Standortbewertungsmethode konnte 

im Vergleich für die Alternative Wustrow der größte Nutzwert und damit die beste 

Standorteignung ermittelt werden. Dieses Ergebnis ist zwar überraschend, da es 

weder dem aktuellen politischen Willen noch den bereits existenten (mehr kosten-
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orientierten) Gutachten entspricht, jedoch aufgrund der verwendeten Kriterien-

gewichtung durchaus nachvollziehbar und sachlogisch.  

 

Da innerhalb der eigenen Methodenanwendung und -evaluation keine Unklarheiten 

oder Schwierigkeiten festgestellt werden konnten, wären weitere praxisbezogene 

Alternativenbewertungen wünschenswert. Auf diese Weise könnte eine Verfeinerung 

der methodischen Eingangsdaten erzielt werden. So besteht diesbezüglich u. a. ein 

Bedarf an weiteren wissenschaftlichen Untersuchungen zur Bestimmung der 

Relevanz verschiedener Standortkriterien. Hierbei ist vor allem auf die Einhaltung 

gleicher hierarchischer Abstufungen zu achten.  

Des Weiteren besteht generell ein großer Forschungsbedarf innerhalb der Ermittlung 

und Auswertung grundlegender statistischer Daten des Wassersporttourismus. 

Dadurch wären vertiefende Untersuchungen z.B. zu sozioökonomischen Auswir-

kungen des Wassersporttourismus möglich. 

In Bezug auf die entwickelte Bewertungsmethode sollte zukünftig auch untersucht 

werden, in welcher Weise bzw. durch welche Modifikationen eine Anwendbarkeit auf 

europäische Küsten möglich wäre. Dies hat vor allem im Zuge der europäischen 

Erweiterung und einer anzustrebenden nachhaltigen Raumentwicklung eine große 

Bedeutung. 
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Abb. A - 1: Empfohlenes Hafennetz entlang der Küste Mecklenburg-Vorpommerns 
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Abb. A - 2: Regionales Aufkommen an jährlichen Bootsübernachtungen (westliche Ostsee, 

Stand 2003) 
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Tab. A - 1: FFH-Gebietsmeldungen von Deutschland 

(Stand: 06/2007) 

FFH-Gebietsmeldungen 
Bundesland Anzahl der 

Gebiete 
terrestrische 
Fläche [ha] 

marine Fläche 
[ha]1 

terrestrischer 
Meldeanteil [%]2

Baden-
Württemberg 260 414.009 12.2013 11,6 

Bayern 674 645.423  9,2 

Berlin 15 5.470  6,1 

Brandenburg 620 333.106  11,3 

Bremen 15 3.365  8,3 

Hamburg 16 5.669 8603 7,5 

Hessen 585 209.020 13.7423 9,9 

Mecklenburg-
Vorpommern 230 287.306  12,4 

Niedersachsen 385 326.323 181.5463 6,9 

Nordrhein-
Westfalen 518 184.606 284.0704 5,4 

Rheinland-Pfalz 120 249.226  12,6 

Saarland 118 26.325  10,3 

Sachsen 270 168.661  9,2 

Sachsen-Anhalt 265 179.525  8,8 

Schleswig-
Holstein 271 113.608 580.0063 7,2 

Thüringen 247 161.427  10,0 

Ausschließliche 
Wirtschaftszone 8  943.986 28,6 

Deutschland 4.617 3.313.069 2.016.411 9,3 
1 inkl. Bodensee 
2 Meldeanteil bezogen auf die Landesfläche des jeweiligen Bundeslandes gemäß Statistischem 
Jahrbuch (2003) bzw. auf die Ausschließliche Wirtschaftszone  
3 Boddensee-, Watt-, Bodden- und Meeresflächen nach Angaben des jeweiligen Bundeslandes  
4 Watt-, Wasser- und Meeresflächen nach Berechnungen des BfN 

Quelle: BFN 2007 
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Quelle: BFN 2007
Legende: FFH-Gebiete

Außengrenze der Ausschließlichen Wirtschaftszone
12-Seemeilenzone, incl. Tiefwasserreede

Quelle: BFN 2007
Legende: FFH-Gebiete

Außengrenze der Ausschließlichen Wirtschaftszone
12-Seemeilenzone, incl. Tiefwasserreede  

(Stand: 06/2007) 

Abb. A - 3: Übersichtskarte der FFH-Gebiete in Deutschland  
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Tab. A - 2: Vogelschutzgebiete in Deutschland 

(Stand: 06/2007) 

Vogelschutzgebiete 
Bundesland Anzahl der 

Gebiete 
terrestrische 
Fläche [ha] 

marine Fläche 
[ha]1 

terrestrischer 
Meldeanteil [%]2

Baden-
Württemberg 73 174.495 5.6243 4,9 

Bayern 83 545.180  7,7 

Berlin 5 4.979  5,6 

Brandenburg 27 648.431  22,0 

Bremen 8 7.120  17,6 

Hamburg 7 2.265 12.0153 3,0 

Hessen 60 311.097  14,7 

Mecklenburg-
Vorpommern 16 290.602 157.3863 12,5 

Niedersachsen 61 288.776 246.7964 6,1 

Nordrhein-
Westfalen 25 153.191  4,5 

Rheinland-Pfalz 51 165.660  8,4 

Saarland 41 23.680  9,2 

Sachsen 77 248.965  13,5 

Sachsen-Anhalt 32 170.612  8,4 

Schleswig-
Holstein 46 95.831 748.4193 6,1 

Thüringen 44 230.824  14,3 

Ausschließliche 
Wirtschaftszone 2  514.499 15,6 

Deutschland 658 3.361.708 1.684.739 9,4 
1 inkl. Bodensee 
2 Meldeanteil bezogen auf die Landesfläche des jeweiligen Bundeslandes gemäß Statistischem 
Jahrbuch (2003) bzw. auf die Ausschließliche Wirtschaftszone  
3 Boddensee-, Watt-, Bodden- und Meeresflächen nach Angaben des jeweiligen Bundeslandes  
4 Watt-, Wasser- und Meeresflächen nach Berechnungen des BfN 

Quelle: BFN 2007 
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Quelle: BFN 2007
Legende: Europäische Vogelschutzgebiete

Außengrenze der Ausschließlichen Wirtschaftszone
12-Seemeilenzone, incl. Tiefwasserreede

Quelle: BFN 2007
Legende: Europäische Vogelschutzgebiete

Außengrenze der Ausschließlichen Wirtschaftszone
12-Seemeilenzone, incl. Tiefwasserreede  

(Stand: 06/2007) 

Abb. A - 4: Übersichtskarte der Europäischen Vogelschutzgebiete in Deutschland  
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Tab. A - 3: Konfliktpotential Rastplatz für Wasser- und Watvögel 

Gewässer mit Tiefen         Lebensraum 

Gruppe > 8m 2 – 8m 0,5 – 2m < 0,5m 
Strände, 

Sandbänke 
Röhrichte, 

Brackwasser 

Taucher, Säger NRG NRG NRG RG RG RG 

Kormoran NG NG NRG NRG RG  

Tauchenten NG NRG NRG RG  RG 

Meeresenten NRG NRG    . 

Schwimmenten  RG NRG NRG NRG NRG 

Feldgänse   RG RG RG  

Schwäne  RG NRG NRG  NRG 

Watvögel    NRG NRG  
NRG…Nahrungs- und Rastgebiet; NG…Nahrungsgebiet; RG…Rastgebiet  

Quelle: nach MAB 2001, 68 

 

Die unterschiedlich markierten Felder innerhalb der Tabelle stellen die ent-

sprechende Lebensraumkategorie für die jeweilige ökologische Gruppe dar:  

- keine Bezeichnung = keine / geringe Bedeutung,  

- weiße Felder mit Bezeichnung = bedeutsame Lebensraumfunktion,  
- graue Felder mit Bezeichnung = herausragende Lebensraumfunktion. 
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Tab. A - 4: Kapazitätskennwerte von Naherholungsgebieten im urbanen Umland 

Zone m²/Besucher Personen/ha 
(Aktivitätsdichte) 

Parkanlagen, Uferbereiche in der Stadt, Stadtwald 50 – 1.000 10 – 200 
Waldgebiete mit Einrichtungen, Uferbereiche in 
Stadtnähe, Badezonen (Feierabendbereich) 1.000 – 1.500 7 – 10 

Waldgebiete ohne Einrichtungen (Feierabend-
bereich) 1.500 – 2.500 4 – 7 

Freie Landschaft mit landwirtschaftlicher Haupt-
nutzung (Feierabendbereich) 5.000 2 

Waldgebiete ohne Einrichtungen (Wochenend-
bereich) 2.500 – 5.000 2 – 4 

Freie Landschaft mit landwirtschaftlicher Haupt-
nutzung (Wochenendbereich) 20.000 0,5 

Quelle: UBA 1997, 166 

Tab. A - 5: Beispiel für Schwellenwerte - Aktivitätsdichten auf Rügen 

Aktivitätsdichte [Pers./ha] 

Westrügen Ostrügen 

Erforderliche Maßnahmen, um hohe Umweltqualitäten 
langfristig und flächendeckend in den Teilräumen zu 

erhalten 

< 0,5 < 0,5 Keine besonderen Maßnahmen für Individualverkehr und 
Besucherzugang erforderlich (Ausnahme: z.B. NSG) 

0,5 – 1,0 0,5 – 1,0 Lenkung des Individualverkehrs (Kfz und Fahrrad) 

1,0 – 1,5 1,0 – 3,5 
Ausschluss des Individualverkehrs auf Teilflächen, auf der 
übrigen Fläche Lenkung des Individualverkehrs, Lenkung 
des Besucherzugang auf Gesamtfläche 

1,5 – 3,0 3,5 – 7,0 
Völliger Ausschluss von Individualverkehr und Besucher-
zugang auf dem größten Teil der Fläche, starke Lenkung 
auf Restfläche 

> 3,0 > 7,0 
Schwellenwert, bei dem trotz restriktiver Lenkungsmaß-
nahmen und Zugangsbeschränkungen großflächige und 
dauerhafte Qualitätsverluste zu erwarten sind 

Quelle: UBA 1997, 170 

 

Aus den Darstellungen wird deutlich, dass bei Werten � 4 Personen/ha die 

Landschafts- und Naturerlebnisqualität sinkt und die Funktionen für die Pflanzen- und 

Tierwelt negativ beeinträchtigt werden. Die mittlere Aktivitätsdichte der gesamten 

Insel Rügen liegt zwischen 1,5 und 1,7 Personen/ha. Aufgrund der wesentlich 

geringeren ökologischen Bedeutung gelten für Städte höhere Aktivitätsdichten (z. B. 

Berlin: 14,8 Pers./ha; Hamburg: 8,5 Pers./ha; Stralsund: 7,0 Pers./ha; Rostock: 5,1 

Pers./ha; Greifswald: 4,9 Pers./ha; Schwerin: 3,7 Pers./ha; vgl. hierzu UBA 1997, 

169). 
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Abb. A - 5: Anschreiben und Fragebogen zur Nutzerbefragung im Sommer 2002 
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Abb. A - 6: Darstellung der Nutzungshäufigkeit ausgewählter Hafeneinrichtungen nach Klassen 
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Abb. A - 7: Aktionsradius der Touristen bei Landausflügen – Bsp. Greifswalder Bodden 
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Abb. A - 8: Qualifizierungen und Zertifizierungen von Sportboothäfen (WÜSTENBERG 2007b) 
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Abb. A - 9: Anschreiben und Fragebogen zur Kriteriengewichtung innerhalb der EXPERTEN-
BEFRAGUNG 2007 
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Abb. A - 11: Karte Fischland-Darß-Zingst 

 

 

Tab. A - 6: Gästeankünfte und Übernachtungen in Wustrow, Prerow und Zingst (Stand: 2005) 

Gästeankünfte Übernachtungen 
 Angaben der 

Gemeinde 
Statistisches 
Landesamt 

Angaben der 
Gemeinde 

Statistisches 
Landesamt 

Wustrow 64.100 55.315 391.956 316.094 
Prerow 97.932 63.176 736.089 381.518 
Zingst 188.649 84.333 1.247.233 501.840 

Quelle: TOURISMUSVERBAND 2007 

Nach eigenen Angaben des Tourismusverbandes Fischland-Darß-Zingst (TOURIS-

MUSVERBAND 2007) werden durchschnittlich etwa 45% der gesamten Übernach-

tungen in der Region in der amtlichen Statistik nicht erfasst. Dies basiert auf dem 

Umstand, dass amtliche Statistiken nur gewerbliche Gastgeber erfassen (mind. 9 

Betten). Daher ergeben sich die in Tab. A - 6 aufgezeigten Unterschiede. 
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Fotogalerie 

Quelle: HOFFMANN 2001Quelle: HOFFMANN 2001

 
Abb. A - 12: Warnemünde 

 
Abb. A - 13: Darßer Ort und Nothafen 
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Abb. A - 14: Wustrow 

 
Abb. A - 15: Prerow (mit Kennzeichnung des möglichen Hafenstandortes) 
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Quelle: HOFFMANN 2001Quelle: HOFFMANN 2001
 

Abb. A - 16: Prerow (Darßer Ort im Hintergrund) 

 
Abb. A - 17: Zingst 
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Abb. A - 18: Meiningenbrücke 
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Thesen

1. Zielstellung der Arbeit 

Existente Forschungen zum Wassersporttourismus beschäftigen sich hauptsächlich 

mit Prognose- und Entwicklungsfragen sowie technischen Anforderungen an wasser-

sporttouristische Anlagen. Untersuchungen zur Bewertung der Eignung von Stand-

orten für Sportboothäfen sind nicht bekannt. 

Das Ziel der vorliegenden Arbeit besteht darin, eine objektive und nachvollziehbare 

Methode zur Standortbewertung von Sportboothäfen im Küstenbereich Mecklenburg-

Vorpommerns zu entwickeln. 

Zur Umsetzung des gesetzten Ziels werden ausgewählte methodische Grundlagen 

aus dem Bereich der Nutzen-Kosten-Untersuchungen verwendet. Die entwickelte 

Standortbewertungsmethode stützt sich auf die Methodik der erweiterten Nutzwert-

analyse, dessen Kriteriengewichtung mit Hilfe des Analytischen Hierarchieprozesses 

durchgeführt wird. 

2. Hauptaussagen der Arbeit 

Der maritime Tourismus ist ein komplexer touristischer Bereich, der sowohl im 

engeren als auch im weiteren Sinne definiert werden kann. Während die weite 

Definition auch die Übernachtungsangebote, den Bade- und Strandtourismus sowie 

zusätzliche touristische Angebote wie z.B. Verknüpfungen mit natur- oder kultur-

touristischen Bausteinen umfasst, bezieht sich die engere Definition lediglich auf den 

Wassersport und den Bootstourismus, die Fahrgast-, Kreuz-, Fährpassagier- und 

Traditionsschifffahrt sowie maritime Veranstaltungen und maritim orientierter Kultur- 

und Industrietourismus.  

Nachhaltige Raumordnung und Landschaftsplanung stellen die Grundlagen für die 

weitere touristische Entwicklung im Land dar. Durch sie wird die Basis für eine 

raumverträgliche und konfliktarme Nutzung der Natur und Landschaft geschaffen. 

Der Wassersporttourismus lässt sich aufgrund seiner Komplexität sowie mangel-

hafter Datenhaltung und Statistiken nicht in alle Bereiche aufsplitten. Damit kann 
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weder seine ökonomische, ökologische noch soziale Ausstrahlungskraft präzise 

ausgewiesen werden. 

Der derzeit existente Genehmigungsprozess wassersporttouristischer Anlagen ist für 

Dritte (Gemeinden, Investoren, Bevölkerung etc.) aufgrund seiner Komplexität und 

fachlichen Tiefe kaum nachzuvollziehen. Es gibt keinerlei Bewertungskriterien, mit 

deren Hilfe Interessenten im Vorfeld des Verfahrens die Eignung von Standorten und 

damit auch die Genehmigungsfähigkeit ihres Projektes selbst prüfen können. 

Die drei wichtigsten Ziele einer optimalen Standortwahl wassersporttouristischer 

Anlagen sind eine größtmögliche Nutzerattraktivität, eine optimale ökologische 

Verträglichkeit sowie positive (sozio-)ökonomische Effekte. 

Wassersporttouristen nutzen neben sanitären Einrichtungen in den Häfen über-

wiegend nur Einrichtungen der Gastronomie und des Einzelhandels. Wellness- und 

Fitnessangebote werden dagegen lediglich vereinzelt genutzt und stellen damit 

keinen Beitrag zur ökonomischen Effizienzerhöhung des Hafens dar. 

Der Erfolg eines Hafens wird u. a. maßgeblich durch die Faktoren Service und 

Qualität bestimmt. Diese sind in Mecklenburg-Vorpommern noch nicht überall optimal 

vorhanden. Eine wachsende Bedeutung kommt daher den bestehenden Qualifizie-

rungs- und Zertifizierungsmöglichkeiten für Sportboothäfen zu. 

Bei der Bewertung von Standorten müssen nautische, raumordnerische, sozio-

ökonomische und ökologische Kriterien beachtet werden. Dabei werden nautische 

Kriterien, die vor allem technische Mindestgrößen (z.B. Wassertiefen von Fahrrinne 

und Hafenbecken) bzw. Sicherheitsaspekte (z.B. Schutz vor Wind- und Wellen oder 

vorherrschende Sedimentationen) vorgeben, als unabdingbar vorausgesetzt. 

Die am besten geeignete Methode zur objektiven Ermittlung der wichtigsten Stand-

ortkriterien ist die Expertenbefragung. Sie bietet zusätzlich die einzige Möglichkeit, 

den Kriterien übergreifend über verschiedene fachliche Sichtweisen eine Bedeutung 

zuzumessen. 

Zu den wichtigsten Kriterien einer Standortbewertung gehören (in der Rangfolge ihrer 

Bedeutung) die Landseitige Erreichbarkeit, die Schließung von Netzlücken, die vor-
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herrschende Gebietskategorie, der Räumliche Liegeplatzbedarf, der Abstand

zwischen den Häfen sowie die Touristische Attraktivität des Standortes. 

Die Methode der erweiterten Nutzwertanalyse ist für die Problematik der Standort-

bewertung von Sportboothäfen am besten geeignet. Durch die zusätzlich durchge-

führte Gewichtung mithilfe des Analytischen Hierarchieprozesses (AHP) gewinnt die 

Methode an Objektivität und Nachvollziehbarkeit. 

Die entwickelte Standortbewertungsmethode beinhaltet für die einzelnen Bewer-

tungskriterien konkret festgelegte Zielerfüllungsgrade, die in Form von Checklisten 

die Durchführung der Bewertung für Dritte erleichtern. Die inhaltliche Ausgestaltung 

der Zielerfüllungsgrade orientiert sich am derzeitigen Stand von Planungsrichtlinien 

sowie eigenen Forschungen. 

Der Wassersporttourismus befindet sich nach wie vor im wirtschaftlichen Wachstum. 

Um alle Potentiale effektiv ausnutzen zu können, darf man jedoch nicht auf Massen-

tourismus setzen. Nur durch Qualität und zielgruppenorientierte Angebote kann eine 

nachhaltige Entwicklung gewährleistet werden. 

3. Wissenschaftliche Wertung der Ergebnisse 

Nutzerinteressen lassen sich nur mithilfe gezielter Befragungen ermitteln. Die 

Ergebnisse der eigenen schriftlichen und mündlichen Befragungen aus dem Jahr 

2002 stellen diesbezüglich einen Erkenntniszuwachs dar. 

Die erarbeitete Bewertungsmethode zur Standortauswahl von Sportboothäfen stellt 

eine objektive, nachvollziehbare und wissenschaftlich fundierte Entscheidungshilfe 

dar. Sie kann gleichermaßen von Gemeinden und Investoren als auch von Genehmi-

gungsbehörden angewendet werden. 

Innerhalb der Methodenanwendung und -evaluation an einem praktischen Beispiel 

konnten keinerlei Unklarheiten oder Schwierigkeiten festgestellt werden. Die An-

wendung in der Praxis wird empfohlen. 

Sowohl die erarbeiteten Checklisten der Zielerfüllungsgrade als auch das gesamte 

Bewertungsmodell stellen für die Standortauswahl von Sportboothäfen vor allem für 

Gemeinden und Investoren eine hilfreiche Unterstützung dar.  
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4. Allgemeine Bedeutung der Ergebnisse 

Die vorliegende Arbeit hat eine Vielzahl an existenten Forschungslücken im Bereich 

des Wassersporttourismus aufgedeckt. So besteht vor allem Bedarf an der Ermittlung 

und Auswertung grundlegender statistischer Daten, durch die vertiefende Untersu-

chungen (z.B. zu sozioökonomischen Auswirkungen des Wassersporttourismus) 

möglich wären. 

Im Weiteren sollte zukünftig untersucht werden, in welcher Weise bzw. durch welche 

Modifikationen eine Anwendbarkeit der erarbeiteten Standortbewertungsmethode auf 

europäische Küsten möglich wäre. Dies hat vor allem im Zuge der europäischen 

Erweiterung und einer anzustrebenden nachhaltigen Raumentwicklung eine große 

Bedeutung. 

 


